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Prasident Weber eréffnet die Sitzung um 14.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eréffne die 21. Sitzung der
Stadtbirgerschaft. Ich begriiRe die anwesenden
Damen und Herren sowie die Zuhorer und die
Vertreter der Medien.

Auf der Besuchertribiine begri3e ich recht herzlich
Schilerinnen und Schiler der Schule Carl-
Goerdeler-StralRe, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport und Mitglieder der ver.di
Betriebsgruppe des Amts fir Soziale Dienste.

Seien Sie alle herzlich willkommen!
(Beifall)

Meine Damen und Herren, zur Abwicklung der
Tagesordnung wurden interfraktionelle Abspra-
chen getroffen, die Sie dem Umdruck der
Tagesordnung mit Stand von heute 13.00 Uhr
entnehmen kénnen.

Es wurde aul3erdem vereinbart, dass die
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte
11, Gebuhrenfreiheit in der frihkindlichen Bildung
schrittweise einfiihren - Zugangshirden abbauen,
Chancengleichheit herstellen!, Antrag der Fraktion
DIE LINKE, Drucksache 19/421 S, 22, Ortsgesetz
Uber die Beitrage fir die Kindergarten und Horte
der Stadtgemeinde Bremen, Mitteilung des Senats,
Drucksache 19/413 S, 26. Chancengerechtigkeit
verbessern - beitragsfreies Kita-Jahr einfiihren!,
Dringlichkeitsantrag der Fraktion der FDP,
Drucksache 19/422 S, und 30, Fruhkindliche
Bildung fur alle ermdglichen - beitragsfreies drittes
Kindergartenjahr einfiihren!, Dringlichkeitsantrag
der Fraktion der CDU, Drucksache 19/425 S,
gegen 18.00 Uhr aufgerufen werden sollen.

Diesem Umdruck kénnen Sie auch die Eingange
gemall Paragraf 21 der Geschaftsordnung
entnehmen, bei denen interfraktionell vereinbart
wurde, sie nachtraglich auf die Tagesordnung zu
setzen. Es handelt sich um Tagesordnungspunkt
30, Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU,
Drucksache 19/425 S, und Tagesordnungspunkt
31, Ortsgesetz zur Anderung des Ortsgesetzes
Uber nicht kommerzielle spontane Freiluftpartys -
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Blindnis 90/Die
Grinen und der SPD, Drucksache 19/426 S.

Weiterhin haben Sie fur diese Sitzung die
Konsensliste Ubermittelt bekommen. Es handelt
sich um die Zusammenfassung der Vorlagen, die
ohne Debatte und einstimmig behandelt werden
sollen.  Auf dieser Liste stehen die
Tagesordnungspunkte 15 (Drucksache 19/405 S),

20 (Drucksache 19/412 S), 21 und 24 (Drucksache
19/418 S).

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu
behandeln, bedarf es eines einstimmigen
Beschlusses der Stadtbirgerschaft. Ich lasse jetzt
dariber abstimmen, ob eine Behandlung im
vereinfachten Verfahren erfolgen soll und bitte um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft ist mit dem
vereinfachten Verfahren einverstanden.

(Einstimmig)

Die Konsensliste wird damit entsprechend
Paragraf 58a der Geschéftsordnung nach der
Aktuellen Stunde aufgerufen.

Die Ubrigen Eingénge bitte ich dem heute verteilten
weiteren Umdruck zu entnehmen.

. Eingédnge gemalf Paragraf 21 Satz 1 der
Geschaftsordnung

1. Das Carsharing-Monopol in Bremen aufbrechen!
Durch Subventionen betriebene Wettbe-
werbsverzerrung beenden und Zukunft in der
Mobilitat schaffen!

Antrag der Fraktion der FDP
vom 29. November 2016
(Drucksache 19/416 S)

2. Kontrakt zwischen der Freien Hansestadt Bremen
(Stadtgemeinde), der Bremer Stralenbahn AG
(BSAG), der Vereinigten Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di und dem Betriebsrat der Bremer
StralRenbahn AG
Bericht und Antrag des stadtischen Haushalts- und
Finanzausschusses
vom 5. Dezember 2016
(Drucksache 19/417 S)

3. Vorhabenbezogener  Bebauungsplan 59  (mit
Vorhabenplan 59) zum Vorhaben
.Seniorenwohnanlage Zum Fichtenhof 1“ fir ein
Gebiet in Bremen-Burglesum
an der Stral3e Zum Fichtenhof 1
Mitteilung des Senats vom 6. Dezember 2016
(Drucksache 19/419 S)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesordnung der
Januar-Sitzung.

1. Kleine Anfragen gemal Paragraf 29 Abs. 2 der
Geschéftsordnung:

1. Maflnahmen zur Regenwassernutzung, Entsiegelung
und Dachbegriinung
Kleine Anfrage der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen
vom 21. September 2016
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2. Standards im Strallen- und Wegebau gehdren auf
den Prufstand
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 10. Oktober 2016

3. Zukunft der Lloydpassage
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 18. Oktober 2016
Dazu
Antwort des Senats vom 22. November 2016
(Drucksache 19/411 S)

4. Kinderbetreuung in den Herbstferien - wie verlasslich
sind die Bremer Kitas?
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 1. November 2016

5. Verfugbarkeit von Breitband-Internetzugangen und
Ausbau des Glasfasernetzes: Wie ist die Lage in
Bremen?

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 18. November 2016

6. Innenstadtparken: Wo geht was?
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 24. November 2016

7. Anonyme und fragwiirdige Einnahmen aus Spenden
und Sponsoring von Unternehmen - stadtisch
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 28. November 2016

Wird das Wort zu den interfraktionellen
Absprachen gewlnscht? - Ich sehe, das ist nicht
der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen
einverstanden ist, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, méchte
ich den Abgeordneten Bjorn Fecker und Klaus
Remkes zu ihrem heutigen Geburtstag die
herzlichsten Glickwinsche des Hauses
aussprechen.

(Beifall)

Ich winsche lhnen alles Gute. Wir haben noch
zwei gemeinsame Tage vor uns - Sie kénnen uns
einladen.

(Heiterkeit)

AuRerdem mdchte ich lhnen mitteilen, dass sich
die ehemalige ALFA-Gruppe-Bremen zum 16.
November 2016 in die parlamentarische Gruppe
,Liberal-Konservative Reformer* umbenannt hat.

(Unruhe)

Des Weiteren mochte ich lhnen davon Kenntnis
geben, dass Herr Thomas Kollande-Emigholz seit
1. Dezember 2016 Fraktionsgeschaftsfuhrer der
Fraktion Blindnis 90/Die Griinen ist.

Hierzu meine herzlichsten Glickwiinsche!
(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Fur die Fragestunde der Stadtbirgerschaft liegen
13 frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen
Vor.

Die erste Anfrage tragt den Titel: ,Individuelle
Lésungen beim Umgang mit homosexuellen
Flichtlingen®. Die Anfrage ist unterschrieben von
dem Abgeordneten Tassis (AfD).

Bitte, Herr Kollege Tassis!
Abg. Tassis (AfD): Ich frage den Senat:

Erstens: Welche Mafnahmen sind unter den
»individuellen Lésungen*  fur  ,vereinzelte
Personen” genau zu verstehen, die in der Antwort
des Senats auf die Petition S 19/37, ,Schaffung
von Wohnheimen fir homosexuelle Flichtlinge*,
erwahnt werden? Bitte um Aufschlisselung.

Zweitens: Welche Vorfélle liegen hinter der
Einschatzung des Senats verborgen, der von
.Betroffenen*  spricht? Welche Arten von
psychischer und physischer Gewalt mussten
homosexuelle Flichtlinge in Bremen erdulden?

Drittens: Wie erklart sich der Senat, dass ,nur
vereinzelte Personen aus der Zielgruppe® in
Bremen aufgetreten sind? Gibt es Anzeichen, die
darauf  hindeuten, dass Flichtlinge  mit
homosexueller Veranlagung Bremen meiden oder
besondere Veranlassung haben, diese
Veranlagung zu verschweigen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin  Stahmann: Herr Prasident, sehr
geehrte Damen und Herren! Fir den Senat

beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat hat am 25. Oktober 2016
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ein Gewaltschutzkonzept verabschiedet, in dem
klare Verfahrensregelungen benannt sind. Dieses
beinhaltet auch SchutzmaBnahmen fir ho-
mosexuelle Flichtlinge. Individuelle Ldsungen
zielen stets darauf ab, Bedarfen von einzelnen
Personen sachgerecht zu begegnen. Hierunter
fallen beispielsweise eine Verdnderung der
Wohnsituation sowie die Vermittlung an
Beratungsdienste. Ziel ist immer, ein Umfeld ohne
Diskriminierung und Gewalt zu schaffen.

Zu Frage zwei: Dem Senat sind einzelne Falle von
Ubergriffen  auf  homosexuelle  gefliichtete
Menschen in Ubergangswohnheimen bekannt.
Entsprechende SchutzmalRnahmen, wie in der
Antwort auf Frage eins beschrieben, wurden in der
Folge umgesetzt. Dariber hinaus gibt es viele
Formen von subtiler Diskriminierung. Diese wird
nicht immer bekannt und statistisch nicht erfasst.

Zu Frage drei: Dem Senat liegen Kkeinerlei
Anzeichen darlber vor, dass Geflichtete mit
homosexueller Orientierung Bremen meiden oder
ihre sexuelle Orientierung verschweigen. - Soweit
die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff:
»Neubau des Geratehauses der Freiwilligen
Feuerwehr Farge". Die Anfrage ist unterzeichnet
von den Abgeordneten Scharf, Dr. vom Bruch,
Réwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Scharf!
Abg. Scharf (CDU): Wir fragen den Senat:

Auf welchem Grundstick soll der Neubau des
Geratehauses der Freiwilligen Feuerwehr Farge
entstehen, und wann erfolgt der Erwerb dieses
Grundsticks? In welcher GroRRe, Art und Umfang
soll der Neubau erfolgen? Wann soll der
Baubeginn erfolgen und der Neubau fertiggestellt
werden?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Die Prufung mehrerer Alternativstandorte fir ein
neues Geratehaus der Freiwilligen Feuerwehr
Farge hat ergeben, dass der Ersatzbau an selbiger
Stelle auf dem Grundstiick in der Farger Stral3e
134 entstehen soll. Es handelt sich hierbei um ein

bremisches Grundstiick, welches dem Sonder-
vermogen Immobilien und Technik zugeordnet ist.

Auf Basis einer abgestimmten Aufgaben-
beschreibung und den einschlagigen gebaude-
bezogenen Vorschriften fir die Errichtung eines
Feuerwehrgeratehauses wurde im letzten Jahr
eine  Standort-/Machbarkeitsstudie  erarbeitet,
welche unter anderem den Flachenbedarf fir funf
KFZ-Stellplatze, Buro- und Funktionsraume nebst
versiegelter Aul3enflache aufzeigt. Eine detaillierte
Erarbeitung des Raumprogramms, der Finanzie-
rungsbedarfe sowie die weitere Umsetzungs-
planung erfolgt im Rahmen der beauftragten
Erstellung einer Entscheidungsgrundlage-Bau.

Die Anmeldung des Neubauprojekts ist auf Basis
der Ergebnisse der ES-Bau im Rahmen der
malnahmenbezogenen Investitionsplanung zur
Haushaltsaufstellung 2018/19 vorgesehen. Bei
entsprechender Mittelbereitstellung konnte der
Baubeginn 2018 erfolgen. Es ist von einer Bauzeit
von 16 bis 20 Monaten auszugehen.- Soweit die
Antwort des Senats!

Prasident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage beschéftigt sich mit dem Thema:
. Stellenbewertungen und Befdérderungen bei
der Polizei“. Die Anfrage ist unterzeichnet von der
Abgeordneten Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wir fragen den Se-
nat:

Erstens: Wie oft gab es in den vergangenen funf
Jahren Widerspriiche und Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht Uber die Beurteilungen, die
einer moglichen Beférderung im Polizeidienst
zugrunde liegen?

Zweitens: In wie vielen dieser Verfahren hatten die
Widerspriiche der Klagerinnen und Klager gegen
die Beurteilungen Erfolg?

Drittens: Wie lange dauert ein Widerspruchs-
verfahren in der Regel, und mit welchen Kosten fr
das Innenressort waren die unter eins genannten
Verfahren verbunden?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke: Herr Préasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Flir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:
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Zu Frage eins: Zur Anzahl der Widerspriche
gegen Beurteilungen, die im Zusammenhang mit
einer Beférderung stehen, kann seitens der Polizei
Bremen keine Aussage getroffen werden, da keine
entsprechende statistische Erhebung vorliegt. Bei
der Ortspolizeibehérde Bremerhaven lagen in den
Jahren 2011 bis 2015 insgesamt 20 Widerspriiche
vor, von denen 19 Widerspriche als unbegriindet
zurickgewiesen wurden und ein Widerspruch
ruhend gestellt wurde.

Die Anzahl der vor dem Verwaltungsgericht der
Freien Hansestadt Bremen gefiihrten Verfahren
gegen Beurteilungen, die im Zusammenhang mit
einer Beforderung im Polizeidienst stehen, wird
ebenfalls nicht statistisch gesondert erfasst. Flr
das laufende Geschaftsjahr hat das
Verwaltungsgericht anlasslich der Frage eine
handische Auswertung der Akten durchgefihrt.
Diese hat ergeben, dass in diesem Geschéftsjahr
insgesamt 39 Klagen und Eilverfahren dienstliche
Beurteilungen im  o6ffentlichen Dienst zum
Gegenstand hatten, von denen insgesamt 23
Verfahren, also knapp 60 Prozent, Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte der Polizei
Bremen Dbetreffen. Nach Einschatzung der
Vorsitzenden Richterin der zustédndigen Kammer
kénnten diese Zahlen durchaus als représentativ
fur die anderen Jahre angesehen werden.

Zu Frage zwei: Zur Erfolgsquote von Wider-
spruchsverfahren kann seitens der Polizei Bremen
keine Aussage getroffen werden, da keine
entsprechende statistische Erhebung vorliegt. Bei
der Ortspolizeibehérde Bremerhaven wurden
gegen drei der 19 Widerspruchsbescheide Klagen
beim Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt
Bremen eingelegt, von denen eine Klage
abgewiesen wurde, eine Klage zurlickgezogen
wurde und ein Klageverfahren noch nicht
abgeschlossen ist.

Zur Erfolgsquote von vor dem Verwaltungsgericht
der Freien Hansestadt Bremen gefihrten
Rechtsstreitigkeiten, die  Beurteilungen  von
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten zum
Gegenstand haben, kann keine Aussage getroffen
werden, da diese im Hinblick auf ihren
Verfahrensausgang nicht gesondert erfasst
werden.

Zu Frage drei: Das Widerspruchsverfahren dauert
in der Regel nicht langer als drei Monate.
Personalkosten kénnen aufgrund unter-
schiedlicher Bearbeitungsdauer nicht beziffert
werden. Darlber hinaus entstehen bei einem
erfolgreichen Widerspruch gegebenenfalls weitere
Kosten, falls ein Rechtsbeistand erforderlich war.
Bei einem Widerspruchsverfahren gegen eine
dienstliche Beurteilung liegen diese Ublicherweise

bei circa 500 Euro. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Vogt, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Das Beurtei-
lungssystem ist ja gedndert worden. Wie bewerten
Sie es, dass gleichwohl im laufenden
Geschéftsjahr noch 60 Prozent der Klagen vor dem
Verwaltungsgericht die Polizei Bremen betreffen?

Staatsrat Ehmke: Es kann vielfaltige Ursachen
geben, warum man mit einer dienstlichen
Beurteilung nicht einverstanden ist, insbesondere
wenn sie sich auf die Beforderungschancen
auswirkt. Diese Ursachen missen nicht im System
begriindet sein, sondern kénnen durchaus auch in
der inhaltlichen Struktur liegen. Unsere Erfahrung
ist aber - ich habe vorhin noch eine Nachricht aus
unserer Personalstelle bekommen -, dass es sich
nicht bei allen, aber bei den meisten Problemen um
Formfehler handelt. Es haben beispielsweise die
beiden Beurteiler in der falschen Reihenfolge
unterschrieben, oder einer hat nur gestempelt und
nicht unterschrieben. Das sind Formfehler, die
natrlich zur Aufhebung fiihren, aber noch nicht
dazu, dass die Beurteilung sachlich falsch ist.

Mein Eindruck ist: Wenn man einen Personal-
kérper von 2 600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
hat, wobei die Regelbeurteilung Standard ist, wird
es auch in Zukunft, selbst wenn wir das Verfahren
jetzt umgestellt haben, weiterhin zu Widerspriichen
kommen. Das ist natirlich nicht zufriedenstellend.
Wenn die Erfolgsquote relativ hoch ist und nach
wie vor Formfehler in nicht unerheblicher
GrolRenordnung gemacht werden, muss man sich
bemiihen, das abzustellen.

Prasident Weber: Frau Kollegin Vogt, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Es ist natlrlich
bedauerlich, dass Sie keine Statistik gefuhrt haben.
Sind die Berichte zutreffend, dass die Klager bei
Widerspruchsverfahren, die erfolgreich ins
Klageverfahren gegangen sind, bei denen sie
wegen Formfehlern recht bekommen haben, dann
erneut eine Beurteilung bekommen haben, die
denselben Formfehler aufgewiesen haben?

Staatsrat Ehmke: Richtig ist, dass zumindest in
Einzelféllen eine Beurteilung mehr als einmal
aufgehoben werden musste. Ich weil3 aber nicht,
ob sich derselbe Formfehler wiederholt hat. Das ist
meiner Kenntnis nach kein Massenphé&nomen,
aber es ist durchaus vorgekommen. Dass sich
Beurteilungen inhaltlich nicht unterscheiden,
Uberrascht ja nicht, wenn die erste nur wegen
Formfehlern aufgehoben wird. Wenn sie dann aber



Stadtbirgerschaft 979

21. Sitzung/13.12.16

mit einem &hnlichen oder auch demselben
Formfehler wiederholt wird, ist das jedenfalls nicht
schon.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wie lange dauert es
in den Fallen, in denen Beurteilungen zweimal
wegen Formfehlern aufgehoben werden mussten,
bevor die Klager dann tatséchlich in die
Beférderung kommen?

Staatsrat Enmke: Ich hoffe, nicht so lang. Da wir
aber keine Statistik tGber das Gesamtverfahren
fuhren, kann ich das nicht angeben. Ich kann nur
anbieten, dass wir konkrete  Einzelfalle
nachbearbeiten kdnnen, wenn sie bekannt sind.
Diese Falle sind mir jetzt nicht bekannt, aber ich
hore aus lhrer Frage heraus, dass sie mo-
glicherweise an Sie herangetragen worden sind.
Ich biete gern an, dass wir uns noch einmal
zusammen ansehen, ob das nach den Regeln der
Kunst abgelaufen ist oder ob wir da noch besser
werden kdnnen.

Prasident Weber: Frau Kollegin, noch eine
weitere Zusatzfrage?

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Nein, aber das
Angebot nehme ich dankend an!)

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Hinners. -
Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): In der Uberschrift der
Anfrage wird auch auf Stellenbewertungen
hingewiesen. Haben diese Stellenbewertungen in
den Gerichtsverfahren, von denen gerade die
Rede war, eine Rolle gespielt?

Staatsrat Ehmke: Das kann ich lhnen nicht sagen,
weil das nicht in meiner Antwort steht. Das ist zwar
in der Uberschrift, aber nicht in der konkreten
Anfrage aufgeworfen. Ich kann auch da nur
anbieten: Wir koénnen uns das im Einzelfall
ansehen. Ich weil3 es aber schlicht und ergreifend
nicht. Wir haben diese 23 Verfahren, die uns vom
Verwaltungsgericht gemeldet sind, als rein
statistischen Wert vorgetragen bekommen, und
nicht mit den jeweiligen Entscheidungsinhalten und
Entscheidungsgrinden. Ich weifld gar nicht, ob alle
Verfahren abgeschlossen sind. Ich vermute sogar,
zum Teil nicht.

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Staatsrat, welche
Wertigkeit stellen diese Stellenbewertungen in der
Auswahl der Beférderungsdienstposten dar? Das

ist meine erste Frage, an die sich die zweite Frage
anschliel3t: Welche Ziele ergeben sich daraus fir
Sie als Staatsrat?

Staatsrat Ehmke: Jetzt wollte ich eigentlich damit
beginnen, die zweite Frage zu beantworten, weil
ich die erste nicht verstanden habe. Da sich die
zweite Frage aber auf die erste bezogen hat, habe
ich mir diese Mdoglichkeit schon verbaut.

Ich bitte Sie, die Frage noch einmal zu erlautern.
Dann werde ich gern versuchen, sie zu
beantworten; ansonsten reden wir nur aneinander
vorbei.

Prasident Weber: Kollege Hinners, bitte!

Abg. Hinners (CDU): Gut, wenn Ihnen der zweite
Teil meiner Frage lieber ist: Welche Ziele verfolgen
Sie mit der Stellenbewertung innerhalb der Polizei?

Staatsrat Ehmke: Wir haben im Zusammenhang
mit der letzten Polizeireform eine relativ
umfassende Neubewertung von Stellen durch-
gefuhrt. Wir wissen ja - ich weif3 nicht, ob alle, aber
jedenfalls wir wissen es -, dass wir diesen Stellen-
bewertungen mit den konkreten Planstellen nicht
vollstandig hinterhergekommen sind, sondern bei
der Polizei nach wie vor erhebliche Unter-
deckungen haben. Wir stehen jetzt schon vor der
nachsten Polizeireform, mit dem sich dieses Haus
sicherlich in den nachsten Monaten noch befassen
wird. Nattrlich wird es in diesem Zusammenhang
wieder zu einigen Bewertungsfragen kommen,
denn wenn sich Aufgaben verandern, dann
verdndern sich  mdoglicherweise auch die
Bewertungen.

Perspektivisch ist unser Ziel natdrlich, dass
Stelleninhaber in der Regel entsprechend der
Stellenbewertung bezahlt werden. Sie wissen aber
auch, dass die Differenz im Moment so grof} ist,
dass wir das nicht kurzfristig erreichen kénnen.
Dennoch ist unser Ziel, dem schrittweise
naherzukommen, also die Diskrepanz zwischen
Stellenbewertung und Besoldung schrittweise zu
schlie3en.

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Staatsrat, genau das ist
gestern auf der Personalversammlung der Polizei
angesprochen worden. Danach sollen 1500
Stellen bei der Polizei eine Differenz zwischen der
Stellenbewertung und der tatsachlichen Planstelle
aufweisen. Innerhalb welchen Zeitrahmens wollen
Sie diese Differenz aufheben? Sie haben eben so
locker gesagt: Wir streben an, Stellenidentitat
herzustellen.
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Staatsrat Enmke: Schrittweise!
Abg. Hinners (CDU): Welche Schritte wollen Sie?

Staatsrat Enmke: Die, die der Haushalt uns dabei
gestattet! Die Zahl stammt wahrscheinlich sogar
aus der Antwort auf die Kleine Anfrage, die Sie
einmal gestellt hatten. Wir haben bei der Polizei in
der Tat eine erhebliche Zahl von Unterdeckungen,
die uns unter Handlungsdruck setzt. Das ist
sicherlich klar. Allerdings ergibt sich schon aus der
Zahl von 1 500 Unterdeckungen - in Teilen sogar
mehrfache Unterdeckung -, dass das Programm
mit Sicherheit Uber viele Jahre laufen wird, denn
ich sehe keinen Haushalt - selbst nicht in einem
haushaltsmafig gestinderen Land -, der in der
Lage ware, eben einmal in ein, zwei oder drei
Haushaltsjahren zwei Drittel Hebungen durchzu-
fuhren. Wir wissen, dass das eine Heraus-
forderung ist, mit der sowohl Ihr wie auch mein
Nachfolger noch zu tun haben werden.

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, haben
Sie eine weitere Nachfrage? - Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Wie kdnnen Sie damit
umgehen, dass es dieses eklatante Missverhaltnis
im Bereich des Senators fir Inneres gibt, das in
allen anderen Ressorts aber Uberhaupt nicht
vorhanden ist?

Staatsrat Ehmke: ,In allen Ressort* stimmt nicht.
Es gibt bei uns schon eine Haufung. Das hat
schlicht und ergreifend etwas damit zu tun - das
habe ich eingangs schon gesagt -, dass wir damals
nach der Polizeireform der Stellenneubewertung
insgesamt im Haushalt in nicht unerheblichem
Umfang nicht gefolgt sind. ,Wir* sage ich, weil wir
da sozusagen nicht in Person, aber doch in
politischen Zuordnungen jeweils beteiligt waren.
Man hatte mdglicherweise damals, vor zehn, zwdlf
Jahren, sagen mussen: Jetzt haben wir ein neues
Bewertungskonzept, und das hinterlegen wir gleich
mit der entsprechenden Planstellenanzahl. Das ist
nicht erfolgt. Damit ist das kein Zustand, den wir
uns gerade ausgedacht haben, sondern den wir
vorfinden, der uns nicht glicklich macht und an
dessen Beseitigung wir versuchen, zu arbeiten.

Ich will aber keine lllusionen wecken. Ich habe
keine Lust, in einem Jahr auf der Personalver-
sammlung damit konfrontiert zu werden, ich héatte
versprochen, das werde in ein bis drei Jahren
umgesetzt. Das ist sicherlich bei dieser GréRRen-
ordnung Uberhaupt nicht zu erreichen.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die vierte Anfrage verlangt vom Senat Auskunft
Uber den Erhaltungsstau bei StraRen, Briicken
und Radwegen. Die Anfrage tragt die
Unterschriften der Abgeordneten Buchholz, Dr.
Buhlert, Frau Steiner und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Buchholz!

Abg. Buchholz (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch ist der Erhaltungsstau bei
kommunalen Stralen, Briicken und Radwegen,
und in welchen Stadtteilen ergibt sich eine
besondere Haufung?

Zweitens: Wie hat sich der prozentuale Anteil der
als schlecht klassifizierten kommunalen Straf3en,
Briicken und Radwege in den vergangenen flunf
Jahren entwickelt?

Drittens: Welche Handlungsstrategie verfolgt der
Senat, um dem Sanierungsbedarf zu begegnen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Fiur den
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Laut Pavement-Management-
System lag der Sanierungsstau bei kommunalen
StralRen, Geh- und Radwegen im Jahr 2014 bei
etwa 135 Millionen Euro. Eine besondere Haufung
in einzelnen Stadtteilen bei Fahrbahnen, Rad- und
Gehwegen gibt es nicht; bei den Bricken sind
Uberwiegend die Stadtteile Horn-Lehe, Mitte und
Obervieland betroffen. Eine Schéatzung des
Sanierungsstaus  analog zum  Pavement-
Management-System gibt es hierzu nicht.

Zu Frage zwei: Daten Uber die anteilige
Entwicklung des Zustands der kommunalen
StraBen, Bricken und Radwege liegen fir die
zurtckliegenden funf Jahre nicht vor.

Zu Frage drei: Der Senat hat im Rahmen der
Haushaltaufstellungen der letzten Jahre den Erhalt
der kommunalen Stral3eninfrastruktur sowie die
Briickensanierung als einen Schwerpunktbereich
angesehen und die Mittel im Rahmen des
Moglichen erhoht. Die Unterhaltungs- und
Sanierungsmittel fur StraBen, Wege und Platze
wurden von zuletzt rund 25 Millionen Euro in 2014
auf Planwerte von rund 31 Millionen Euro in den
Jahren 2016 und 2017 erhght. Fir Bricken wurde
im Doppelhaushalt 2012/2013 erstmalig ein
GroRbriickenprogramm eingerichtet. Uber die
Mittelausstattung 2018/19 werden Senat und
Biurgerschaft auf Grundlage der konkreten
MaRnahmenplanungen unter Berlcksichtigung
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dieser Schwerpunktsetzung im kommenden Jahr
beraten. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Zusatzfragen? - Herr Kollege
Imhoff, bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Herr Senator! Die Briicken
werden Uberprift, und dazu gibt es Prifberichte.
Wenn eine Briicke schlechter als drei bewertet wird
- oder ab drei -, ist die Standsicherheit nicht mehr
unbedingt gegeben. Inwiefern und wie schnell
wollen Sie die Briicken, die solch einen Priifbericht
ab drei haben, sanieren, oder welche Mal3Bhahmen
werden sonst ergriffen?

Senator Dr. Lohse: Wir versuchen natirlich, die
Brucken in einem mindestens ausreichenden
Zustand zu erhalten. Ansonsten missen wir da
herangehen, das ist richtig. Wir missen dann
jeweils zusehen, dass wir an diese Briicken
herangehen. Ich gehe davon aus, dass das in den
nachsten Jahren erhdhter Aufmerksamkeit und
auch eines erhdhten Einsatzes bedarf. Das gilt
besonders fur Holzbriicken. Wir haben festgestellt,
dass ungefahr die Halfte der Holzbriicken in einem
nicht mehr befriedigenden Zustand ist. Das heif3t,
da kommt noch etwas auf uns zu.

Prasident Weber: Herr Kollege Imhoff, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Herr Senator, Sie haben drei
Stadtteile aufgefiihrt, in denen hauptsachlich
Bruicken sind. Es gibt in Bremen auch noch andere
Brucken, die ein Prifergebnis von drei oder
schlechter haben. Insofern wirde ich mich freuen,
wenn Sie in der Deputation noch einmal inhaltlich
nachlegen kdnnen. Geht das?

Senator Dr. Lohse: Wir bereiten gerade einen
solchen Bericht fur die Deputation vor. Ich bin nicht
sicher, ob im Januar, aber spatestens im Februar
wird dieser die Deputation erreichen. Dann haben
wir Gelegenheit, das noch einmal vertiefend
miteinander zu erdrtern.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die funfte Anfrage befasst sich mit dem Thema:
.Ist die Verkehrsfihrung ,Am Stern‘ in
Baustellenphasen sinnvoll?*“. Die Anfrage ist
unterschriecben von den Abgeordneten Frau
Sprehe, Tschépe und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Sprehe!

Abg. Frau Sprehe (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Halt der Senat die Verkehrsflihrung, wie

sie vom 8. bis 11. November 2016 infolge der
baustellenbedingten Sperrung der Abbiegespur
von der Parkallee in die Hollerallee bestand -
besonders im Hinblick auf die unveranderten
Vorfahrtsregeln fir die Radfahrerinnen und
Radfahrer -, fir angemessen und im Sinne des
Flusses aller Verkehrsmittel fir austariert und
optimiert?

Zweitens: Konnte durch eine Verdnderung der
Vorfahrtsregeln fir Radfahrerinnen und Radfahrer
im ,Stern* die Wartezeit von circa 35 bis 45
Minuten fur Busse und Kraftfahrzeuge in der
Parkallee stadteinwarts zur morgendlichen
Rushhour reduziert werden?

Drittens: Entsprechen die wéahrend der Sperrung
im November 2016 aufgetretenen Wartezeiten den
zu erwartenden Wartezeiten wahrend des
geplanten Umbaus des ,Sterns®, und gedenkt der
Senat vor diesem Hintergrund wahrend der
Umbauphase Veranderungen an der Priorisierung
des Radverkehrs vorzunehmen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Fir den
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Sperrung erfolgte aufgrund von
dringend notwendigen Baumpflegearbeiten zur
Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit in der
Hollerallee. Sie erfolgte in Teilabschnitten, um den
Verkehrsfluss so wenig wie moglich zu
beeintrachtigen. Bis auf Montag, den 7. November
2016, gab es die Einschrankungen nur an
Wochenenden. Fir den 7. November 2016 erfolgte
leider eine nicht einwandfreie Anliegerinformation;
somit kam es zu bedauerlichen Irritationen.

Zur Frage der Vorfahrtsregelung! Im Kreisverkehr
haben die Fahrzeuge im Kreis Vorfahrt gegentber
den einfahrenden Fahrzeugen. Eine Signalisierung
der Radfahrer kdonnte nur in Verbindung mit der
Signalisierung der anderen ein- und ausfahrenden
Verkehrsstrome erfolgen. Dies ware fir eine
Baustelle ein unvertretbar hoher Aufwand
gewesen und wurde daher nicht in Betracht
gezogen.

Zu Frage zwei: Eine einseitige Optimierung im
.Stern” zugunsten einer Verkehrsart oder einer
Fahrtbeziehung ist parallel zu einschrankenden
Bautatigkeiten nicht moglich und kénnte zudem zu
neuen Problemen hinsichtlich der Verkehrs-
sicherheit fuhren. Der Senat wird sich bemuhen,
bei weiteren Baumalinahmen den Verkehrsfluss
fur alle Verkehrsmittel optimal zu gestalten.
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Erfahrungsgemall passen sich die Verkehrs-
teiinehmer bei lédnger anhaltenden bau-
stellenbedingten Verkehrseinschrankungen an,
zum Beispiel durch Anpassung der Fahrtrouten
beziehungsweise -zeiten oder durch Wechsel des
Verkehrsmittels.

Zu Frage drei: Der geplante Umbau des
.Sterns” dient vor allem der Erhdhung der
Verkehrssicherheit und der Minimierung der
Konflikte zwischen Radfahrern und Kraftfahr-
zeugen. Der Verkehr wird wahrend der
Umbauarbeiten Am Stern im Jahr 2017 anders
gefuhrt als zum Zeitpunkt der durch Baumarbeiten
bedingten Sperrung der direkten Einfahrt in die
Hollerallee. Die Verkehrsfiuhrung wird den
jeweiligen Bauphasen angepasst und unter
Bericksichtigung der Anforderungen aller Ver-
kehrsteilnehmer optimiert. Es ist vorgesehen, die
direkte Abbiegebeziehung Parkallee/Hollerallee so
weit wie mdoglich auch wahrend der Bauphasen
aufrecht zu erhalten. - Soweit die Antwort des
Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Sprehe, haben
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Sprehe (SPD): Eine einseitige
Optimierung ist zugunsten einer Verkehrsart,
namlich der Kraftfahrzeuge, also nicht mdglich - so
habe ich Sie verstanden. Das bedeutet aber auch,
dass Belastungen auf alle Verkehrsteilnehmer
zukommen. Da alle Verkehrsteilnehmer gleich-
berechtigt sind, missten die Belastungen auch auf
alle Verkehrsteilnehmer aufgeteilt werden, das
heil3t, zum Beispiel durch Ampelanlagen, die die
Radfahrer in diesem Fall beinhalten.

Senator Dr. Lohse: Ich habe jetzt keine Frage
gehort.

Abg. Frau Sprehe (SPD): Sind Sie mit mir der
Auffassung, dass alle Verkehrsteilnehmer die
Belastungen, die diese Baumal3ihahmen Am Stern
mit sich bringen, tragen missen?

Senator Dr. Lohse: Ich bin der Auffassung - wie
ich es eben in meiner Antwort gesagt habe -, dass
wir den Verkehrsfluss fur alle Verkehrsarten und
die Verkehrssicherheit fur alle Verkehrsteilneh-
merinnen und -teilnehmer bestmdglich aufrechter-
halten missen, ja.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage?

(Abg. Frau Sprehe [SPD]: Ich denke, das werden
wir in der Deputation noch klaren!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage in der Fragestunde bezieht
sich auf die Schulversorgung in Gropelingen
und Blumenthal. Die Anfrage ist unterschrieben
von der Abgeordneten Frau Vogt und Fraktion DIE
LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wir fragen den Se-
nat:

Erstens. Wie viele Kinder tber die zur Verfiigung
stehenden Kapazitaten hinaus erwartet der Senat
fur das kommende Schuljahr 2017/2018 im ersten
Schuljahr in den Stadtteilen Gropelingen und
Blumenthal?

Zweitens. Wie wird der Senat diese Kinder, die
Uber Kapazitdt erwartet werden, schulisch
versorgen, und wenn fir zusatzliche Klassenver-
bande Container eingerichtet werden, an welchen
Standorten wird dies geschehen?

Drittens. Mit welchen zusatzlichen Kosten fir die
Beschulung in diesen beiden Stadtteilen rechnet
der Senat, zum Beispiel fiir Container oder andere
Mobilbauten?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Pietrzok.

Staatsrat Pietrzok: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Im Stadtteil Gropelingen werden
voraussichtlich 414 und im Stadtteil Blumenthal
311 Kinder vor dem 30. Juni 2017 das sechste
Lebensjahr vollenden und damit zum kommenden
Einschulungsjahr  schulpflichtig.  Bertcksichtigt
man die Uber einen Fiinfjahreszeitraum erhobenen
stadtteilbezogenen Quoten an Ruckstellungen,
Karenzzeitkindern und Kindern, die fiir eine Schule
in freier Tragerschaft angemeldet werden, so ist in
Gropelingen mit 408 Kindern zu rechnen, die an
offentlichen Schulen des Stadtteils eingeschult
werden. In Blumenthal sind es 322.

Der aktuelle Planungsstand sieht vor, im Stadtteil
Gropelingen 21 Klassenverbande mit circa 441
Schulplatzen im neuen ersten Jahrgang
einzurichten. Im Stadtteil Blumenthal sollen 16
Klassenverbdnde mit insgesamt 340 Platzen
vorgehalten werden. Dazu missen in Gropelingen
funf und in Blumenthal drei Klassenziige mehr
eingerichtet werden, als an Grundkapazitat an den
Schulen im Planbezirk dauerhaft zur Verflgung
stehen.

Zu Frage zwei: Aktuell laufen die Abstimmungen
mit den Schulen in den Stadtteilen. Im Stadtteil
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Blumenthal ist derzeitiger Planungsstand, einen
zusatzlichen Klassenverband an der Schule am
Pirschweg und zwei Klassenverbande an der
Schule Roénnebeck einzurichten. Diese
MaRnahmen kdnnen im vorhandenen Raumbe-
stand abgedeckt werden.

Im Stadtteil Grépelingen wird die Einrichtung der
funf erforderlichen zusétzlichen Klassenverbande
voraussichtlich nicht vollstdndig im derzeitigen
Raumbestand, sondern nur an einem zusétzlichen
Standort darstellbar sein. Wo dieser Standort
liegen soll und ob dieser Uber eine Dependance-
Losung oder Uber eine Neugriindung realisiert
werden soll, wird derzeit gepruft.

Zu Frage drei: Die fur die Beschulung des neuen
Einschulungsjahrgangs 2017/18 und dartber

hinaus anfallenden Kosten werden derzeit ermittelt.

- Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Vogt, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wir haben in der
Sitzung der Deputation im November von Ihnen
gehort, dass wir in der Sitzung am 16. Dezember
die Kapazitatsverordnung Uber die einzurichtenden
Klassenverbé&nde bekommen. Diese steht nicht auf
der Tagesordnung. Sie haben den Beirat
Gropelingen dariber informiert, dass man eine
Losung, einen zusatzlichen Standort am Standort
Hohweg, also die Dependance der Grundschule an
der Oslebshauser HeerstralRe, in Erwéagung zieht.
Wenn wir am Freitag noch nicht dartber
bescheiden, wo sollen sich die Eltern dann bitte
schén anmelden? Der Sprengel ist dann namlich
noch nicht geklart, und das Anmeldeverfahren lauft
am 1. Januar.

Staatsrat Pietrzok: Der Senat prift im Augenblick,

wie diese Standortprobleme geldst werden kdnnen.

In dem Zusammenhang sind auch noch einige
finanzielle Fragen zu klaren, und vor diesem
Hintergrund haben wir im Moment keine
Madoglichkeit, die Deputation jetzt schon mit einer
solchen Vorlage beglicken zu kénnen.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Unabhéangig von der
Deputationsbefassung, die nétig ist, mussen die
Eltern ihre Kinder aber direkt nach den
Weihnachtsferien an den Grundschulen anmelden.
Wo bitte schon sollen sie sich in Gropelingen
anmelden? Im Bereich vom Halmerweg bis zur
Oslebshauser HeerstralRe wird dann eine Schule
notig sein.

Staatsrat Pietrzok: Ich gehe davon aus, dass wir
rechtzeitig Mdoglichkeiten fiur alle Eltern in
Gropelingen bieten, dass sie sich anmelden
kénnen. Unabhangig von der Frage, an welcher
Schule sie sich anmelden, besteht auch die
Moglichkeit, diese Kapazitaten Uber eine
Dependance-Lésung darzustellen. Das wird der
Senat in Kirze beschlieRen.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): So, wie Sie es
dargestellt haben, wollen Sie den vierten
Klassenzug der Grundschule an der Oslebshauser
Heerstral3e aus der HumannstraRe mit Containern
an die Grundschule an der Oslebshauser
HeerstralRe andocken, dann die Dependance
freiziehen und dort eine neue Schule grinden.
Sind die Berichte zutreffend, dass Sie die
Container, die ja nun Bestellzeiten von neun
Monaten haben, nicht mehr bestellen kénnen und
dass Sie deswegen auf den Bestand der Container
der Grundschule Halmerweg zurtickgreifen wollen?

Staatsrat Pietrzok: Ich habe davon Kenntnis,
dass auf sich bereits in dem Stadtteil befindliche
Container zurtickgegriffen werden soll, ja.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ist Ihnen bekannt,
dass die Container, die nun schon sehr lang an der
Grundschule in Betrieb sind, weil sich die
Bauarbeiten dort verzogert haben, vor vier Jahren
nicht ausreichend genug saniert waren, um dort
Oberschiler zu beschulen? Jetzt sollen da
Grundschiler beschult werden. Ist Ihnen bekannt,
dass es vom Ressort vor vier Jahren die Aussage
gab, dass die Container nicht tauglich sind?

Staatsrat Pietrzok: Nein, die Aussage von vor vier
Jahren ist mir nicht bekannt. Mir ist aber bekannt,
dass im Hinblick auf den Zustand einiger Container
noch Handlungsbedarf besteht. Das wird noch in
Angriff genommen werden, wenn die Container
umgesetzt werden.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Gehen Sie denn
davon aus, dass die ewige Baustelle der Sanierung
der Grundschule Halmerweg bis zum Sommer
rechtzeitig abgeschlossen ist, sodass man die
Container auch noch sanieren und dann
tatsachlich fur die vierte Klasse der Grundschule
an der Oslebshauser Heerstral3e nutzen kann?
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Staatsrat Pietrzok: Ich gehe davon aus, dass
keine Baustelle ewig ist. Insofern gehe ich davon
aus, dass diese Baustelle abgeschlossen wird. Ich
gehe auch davon aus, dass sie rechtzeitig
abgeschlossen wird.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wenn sich die Eltern
im Januar anmelden - abgesehen davon, dass das
jetzt eine unschone Situation ist -, gedenken Sie
denn, die Deputation noch ordnungsgemaf mit
den Kapazitaten fur die Klassenverbande zu
befassen, und wenn, wann? Die nachste Sitzung
der Deputation ist ndmlich erst im Februar.

Staatsrat Pietrzok: Wir gedenken, die Deputation
rechtzeitig in diese Entscheidung einzubeziehen.
Wenn es kurzfristigen Handlungsbedarf gibt,
kommen wir mit der Bitte um eine Sondersitzung
auf die Abgeordneten zu.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage?

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ich bin nicht
zufrieden, aber weitere Fragen habe ich nicht
mehr!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage tragt den Titel ,Einnahmen
und Kosten der Kita-Beitragsberechnung*. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Frau Leonidakis, Frau Vogt und Fraktion DIE
LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Leonidakis!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Wir fragen
den Senat:

Erstens. Wie hoch waren die Einnahmen der Kita-
Beitradge im Jahr 20157

Zweitens. Wie viele Arbeitsstunden mussten die
Einrichtungsleitungen zur Berechnung, Ver-
sendung, Mahnung et cetera der Kita-Beitrage im
Jahr 2015 aufwenden?

Drittens. Wie hoch sind mithin die Personalkosten
fur die Berechnung und Erhebung der Kita-
Beitrage?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Pietrzok.

Staatsrat Pietrzok: Herr Prasident, meine Damen

und Herren! Fir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Kita-Beitrage werden von den
Tragern der Kindertagesbetreuung festgesetzt und
erhoben auf Grundlage der ortsgesetzlichen
Regelungen. Soweit zu den Beitragseinnahmen
aus dem Jahr 2015 noch nicht alle Daten vorliegen,
wurden alternativ die geplanten Platze dieser
Trager fur das Kindergartenjahr 2015 als
kalkulatorische Grofie mit eingerechnet.

Die Einnahmen der referenzwertfinanzierten
Trager im Jahr 2015 belaufen sich danach auf rund
18 405 430 Euro. Die richtlinienfinanzierten Trager
erheben in der Regel den Ho6chstbeitrag laut
Beitragstabelle. Die Eltern erhalten einkom-
mensabhangig eine Erstattung durch die
wirtschaftliche Jugendhilfe, damit diese nicht
schlechter gestellt werden als bei einem
referenzwertfinanzierten Trager. Die Verein-
nahmungen der richtlinienfinanzierten Tréger
belaufen sich im Jahr 2015 danach auf rund
5040978 Euro. Addiert ergeben sich damit
Einnahmen von rund 23 446 408 Euro.

Zu Frage zwei: Die Frage kann nicht beantwortet
werden, da hierzu keine Erhebungen von den
Tragern der Kindertagesbetreuung erfolgen.

Zu Frage drei: Die Frage kann aus den genannten
Griinden ebenfalls nicht beantwortet werden. -
Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Leonidakis, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, es mag sein, dass die Trager keine
Gesamterhebung dazu haben, aber es gibt in den
Referenzwerten, die die Trager erhalten,
Leitungsanteile, die man leicht hatte summarisch
zusammenzahlen koénnen. Aus welchem Grund
haben Sie das nicht gemacht, oder aus welchem
Grund sind Sie dazu nicht in der Lage?

Staatsrat Pietrzok: Weil die Leitungsanteile bei
Weitem nicht ausschlie8lich dazu da sind, die
KTH-Beitrége zu berechnen.

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Das ist mir
durchaus klar. Dennoch wére es aus meiner Sicht
maoglich gewesen, einen Anteil fir diese Tatigkeit
zu berechnen. Es ist ja klar, dass die Berechnung
relativ deutlich im Zeitraum eines Jahres anfallt,
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namlich kurz nach der Anmeldephase, in der die
Eltern ihre Anmeldung bestétigen. - Kénnen Sie
eine Schatzung abgeben, wie viele Stundenanteile
eine Kita-Leitung fir die Berechnung aufwendet?

Staatsrat Pietrzok: Ja, das kann ich. Ich mdchte
mich aber hier nicht zu Spekulationen verleiten
lassen.

Prasident Weber: Frau Leonidakis, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Ich merke,
der Staatsrat ist nicht gewillt, diese Aussage zu
tatigen, denn dann ware Klar, dass von den 23
Millionen Euro Einnahmen Kosten abgezogen
werden mussen. Wir werden diese Berechnung
selbst erheben. - Danke!

Prasident Weber: Wollen Sie antworten, Herr
Staatsrat? - Bitte sehr!

Staatsrat Pietrzok: Frau Leonidakis, wir wissen ja,
worauf Sie hinauswollen, dass ein erheblicher
Kostenanteil der Kita-Beitrdge durch den Aufwand
der Erhebung wieder aufgefressen wird. Das trifft
zu. Durch die Beitragsordnung - die nachher
behandelt wird und die Sie voraussichtlich
ablehnen werden - werden 56 Prozent der Eltern
beitragsfrei gestellt. Wir kénnen davon ausgehen,
dass der Aufwand deutlich geringer sein wird als
bisher. - Soweit die Antwort!

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die achte Anfrage steht unter dem Betreff: ,Vom
Spicarium zum Geschichtenhaus: Wie verlauft
der Ubergang?“. Die Anfrage ist unterzeichnet
von den Abgeordneten Buchholz, Dr. Buhlert, Frau
Steiner und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Buchholz!
Abg. Buchholz (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche MalRnahmen sind seit SchlielRung
des Spicariums vollzogen worden, um den Umbau
des Vegesacker Hafenspeichers in ein der
maritimen Tradition verpflichtetes Geschichten-
haus voranzubringen, und welche stehen noch an?
Zweitens: Wie grofl3 war der finanzielle Aufwand
bisher, aus welchen Tépfen wurde er gespeist, und
welche Gesamtkosten werden bis zur Erdffnung
veranschlagt?

Drittens: Wann wird das Vegesacker Geschichten-
haus offiziell seine Pforten 6ffnen, und wie werden
die Offnungszeiten konzipiert?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Ginthner.

Senator Gunthner: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Fir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Das Erdgeschoss und das erste
Obergeschoss des Alten Speichers Vegesack
wurden am 15. Juli 2016 von bras e.V.
Ubernommen. Das erste Obergeschoss wurde fir
wechselnde Fotoausstellungen hergerichtet und
umgebaut. Mit Unterstitzung aus anderen
Projekten des bras e. V. war es moglich, sich als
Veranstaltungsort am Festival Maritim zu
beteiligen und die Raume im ersten Stock in dieser
Zeit dem Vegesack Marketing e.V. fir eine
Bernsteinausstellung zur Verfligung zu stellen.
Vom 27. August bis zum 27. November wurde im
ersten  Obergeschoss die  Fotoausstellung
.Meereslandschaften“ gezeigt. In dieser Zeit
wurden in Zusammenarbeit mit der
Arbeitnehmerkammer ein Konzert und eine Lesung
organisiert. Derzeit wird die Ausstellung
.Geschichten vom Zahn der Zeit* des Fotografen
Andreas Bohnhoff vorbereitet. Die Er6ffnung ist fur
den 13. Dezember 2016 geplant.

Vom bras e.V. wurde ein detailliertes
Ausstellungskonzept erstellt und mit den Akteuren
vor Ort abgestimmt. Das Konzept konzentriert sich
auf die Themen Schiffbau, Walfang, Handel und
das Leben am Vegesacker Hafen. Mit den ersten
Umbaumafnahmen im Erdgeschoss wurde
begonnen.

Zu Frage zwei: Der finanzielle Aufwand im
Zeitraum 1. Juli bis 30. November 2016 betrug rund
79 000 Euro. Es handelt sich um Bundesmittel vom
Jobcenter, Mittel aus dem ESF, Haushaltsmittel
des Senators fur Wirtschaft, Arbeit und Haéfen,
Eigenmittel des bras e. V. und um Einnahmen. Der
finanzielle Aufwand wird bis zur Erdffnung bei
weiteren rund 64 000 Euro liegen. Er beinhaltet
Sach- und Personalkosten.

Zu Frage drei: Das erste Obergeschoss, ,Die
Galerie* im Vegesacker Geschichtenhaus, ist seit
dem 27. August 2016 Dienstag bis Samstag von
10.00 bis 16.00 Uhr gedffnet. Seit November ist die
Galerie donnerstags zusatzlich bis 19.00 Uhr
gedffnet. Die Ausstellung des Vegesacker
Geschichtenhauses im Erdgeschoss wird Anfang
Méarz 2017 eréffnet. Die detaillierten Offnungs-
zeiten werden im Januar 2017 abgestimmt und
bekannt gegeben. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Buchholz, haben
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!
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Abg. Buchholz (FDP): Herr Senator, das
Vegesacker Geschichtenhaus soll sich in seiner
Aufmachung an das Geschichtenhaus im Schnoor
anlehnen. Im Geschichtenhaus im Schnoor
werden zwei Ebenen genutzt. Deswegen schlief3t
sich meine Frage an: Warum ist in Vegesack auf
eine zweite Ebene, die ja vorhanden ist, verzichtet
worden?

Eine weitere Frage, wenn ich sie gleich daran
anschlieBen darf: Wie viel Zeit wird eigentlich ein
Rundgang fiir Besucher in Anspruch nehmen?

Senator Glnthner: Es ist ja Uber die Fragen
gesprochen worden - auch mit bras e. V., die das
ehemalige Spicarium Ubernommen haben -, wie
man zum einen dieses Geb&aude so nutzen kann,
dass es fur Besucherinnen und Besucher attraktiv
ist, und wie man zum anderen eine weitere
Attraktivitatssteigerung schaffen kann. Deswegen
ist die eine Ebene fir Ausstellungen genutzt
worden, wie von mir beschrieben, und im anderen
Teil wird dann das, was unter dem Logo
»Geschichtenhaus* firmiert, stattfinden. Das ist die
Konzeptionierung, die vorgenommen worden ist,
und nach unserer Auffassung ist das eine gute
Konzeptionierung.

Prasident Weber: Herr Kollege Buchholz, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Buchholz (FDP): Ist beabsichtigt, dieses
Vegesacker Geschichtenhaus tber einen Zeitraum
weit Uber zwei oder drei Jahre hinaus zu betreiben
- mit den Offnungszeiten, die Sie uns noch
nachliefern wollen?

Senator Giinthner: Es besteht das grol3e
Interesse, dass wir diesen alten Speicher, der eine
ganz besondere historische Bedeutung hat, fur die
Offentlichkeit offen und auch attraktiv halten.
Deswegen kann ich mir nicht vorstellen, dass man
das, was dort jetzt versucht wird, schnell auslaufen
lasst.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der
Abgeordneten Frau Dr. Schaefer. - Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Gibt es Vorstellungen, wie viele
Besucher im Geschichtenhaus erwartet werden
kénnen, wenn es eroffnet ist?

Senator Gunthner: Ich war daran beteiligt, als wir
Uber das Spicarium und tber Besucherzahlen im
Zusammenhang mit dem Spicarium gesprochen
haben wund sich ein Teil der Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung daraus hergeleitet hat, dass
man  verhdltnismalig hohe Zahlen von
Besucherinnen und Besuchern angenommen hat.

Ich habe deswegen ein groRes Interesse daran,
dass wir das Geschichtenhaus im Alten Speicher
Vegesack mdglichst gemeinschaftlich zum Erfolg
fihren, dass wir uns aber nicht bei der Frage
festlegen, welche Zahl an Besucherinnen und
Besuchern wir erwarten, weil das wieder dazu fuhrt,
dass man mdoglicherweise mit falschem
Erwartungsmanagement die Latte zu hoch legt,
dann darunter hindurchlauft und wieder all
diejenigen bestétigt, die von Anfang an der
Auffassung gewesen sind, dass das nicht
funktionieren kann.

Prasident Weber: Frau Kollegin Dr. Schaefer,
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Ist es beabsichtigt, auch Schulklassen
durch das Geschichtenhaus zu flihren? Sie sagen
ja zu Recht, dass dort auch Bremer oder
Vegesacker Geschichte zum Anfassen dargestellt
wird.

Senator Gunthner: Man hat in der Endphase des
Spicariums gesehen, dass wir in viel starkerem
Male als bisher dafiir sorgen sollten, dass die
kulturellen Einrichtungen, die wir haben, auch von
Schulklassen genutzt werden kénnen, damit diese
gerade auch an dieser Stelle direkt am Wasser
etwas Uber Geschichte in ihrem Stadtteil lernen
und damit auch einen Blick auf Stadtentwicklung,
auf industrielle und wirtschaftliche Entwicklung
bekommen konnen. Insofern ist das aus meiner
Sicht ein sinnvoller Vorschlag.

Prasident Weber: Gibt es eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr, Frau Kollegin Bernhard!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Wie wir wissen,
werden die Stellen im Ex-Spicarium aktuell tber
offentlich geforderte Beschéaftigung finanziert,
durchaus auch mit den berihmten AGH-E-
MaRnahmen. Ich mdéchte gern wissen, ob in
Zukunft daran gedacht ist, diese MalRBnahmen in
sozialversicherungspflichtige Stellen umzuwan-
deln, damit es hier einen perspektivisch nach-
haltigen Erhalt geben kann.

Senator Gunthner: Wir haben einen Trager, der
im Spicarium die entsprechenden Aktivitéten
durchfihrt. Dieser Trager stitzt sich auf bestimmte
Forderprogramme und Beschéftigungsprogramme.
Deswegen obliegt es in erster Linie diesem Trager,
dafur sorgen, dass dort etwas anderes passiert,
wenn es denn von seiner Seite aus gewunscht ist.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Auch dieser
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Trager ist aber davon abhangig, dass
entsprechende  Stellen kofinanziert werden
beziehungsweise nicht nur fir zwolf Monate oder
sehr begrenzt aufrechterhalten werden. Wenn man
ein Interesse daran hat, hier Nachhaltigkeit
herzustellen, ware es winschenswert, zumindest
langfristig Stellen einzurichten, denn sonst ist das
wahrscheinlich nicht von langer Dauer.

Senator Gunthner: Frau Abgeordnete, wenn es
darum  geht, Instrumente  der  Arbeits-
marktférderung mittel- und langfristig einzusetzen,
rennen Sie bei mir offene Turen ein. Ich halte es fir
fatal, dass wir mit kurzen Forderungen arbeiten,
wie es bisher der Fall ist. Das hat auch viel mit
Vorgaben vonseiten des Bundes zu tun. Gerade
deswegen haben wir LAZLO auch so konstruiert,
dass man mit langerfristigen Férderungen arbeiten
muss. Sinnvolle Projekte, die Menschen
Perspektive in sinnvoller Beschéftigung geben
kénnen, stabilisieren und kdnnen wiederum in
Stadtteilen zu entsprechenden Wirkungen fuhren.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die neunte Anfrage tragt die Uberschrift:
,VeraulRerung stadtischer Grundsticke und
Gebaude”. Die Anfrage ist unterzeichnet von den
Abgeordneten Dr. Buhlert, Frau Steiner und
Fraktion der FDP.

Bitte, Frau Kollegin Steiner!
Abg. Frau Steiner (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens. Inwiefern findet im Zuge einer Verau-
Rerung stadtischer Grundsticke und Gebéaude
eine Prufung der Vorrangigkeit durch das
Sozialressort statt?

Zweitens. Wie viele Immobilientransaktionen
wurden in den vergangenen zwolf Monaten mit
welchem Ergebnis geprift, und wie ist die
durchschnittliche Bearbeitungszeit in den zustan-
digen Ressorts jeweils?

Drittens. Inwiefern sieht der Senat Potenzial und
plant MaRnahmen, Verfahrensschritte bei der
VerauRerung zu straffen und zu beschleunigen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Strehl.

Staatsrat Strehl: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Bei Grundsticksverau3erungen

wird das Sozialressort regelmafiig vor Einbringung
entsprechender Vorlagen in die Deputation und
Haushalts- und Finanzausschuss eingebunden,
um eine Uberprifung der Geeignetheit als
Flichtlingsunterkunft vornehmen zu kénnen.
Dieses Vorgehen bezieht sich auf Grundstiicke,
die wegen ihrer Beschaffenheit und Lage
grundsétzlich fir eine Unterbringung von
Fluchtlingen infrage kommen konnten. Eine
Beteiligung findet daher nicht bei Verk&ufen von
Arrondierungsflachen, Erbbaurechtsflachen an
den Erbbaurechtsnehmer et cetera statt.

Zu Frage zwei: In den Sondervermogen
Immobilien und Technik sowie Infrastruktur wurden
in den vergangenen zwolf Monaten 19 potentielle
Bauflachen verkauft. Zwischen Oktober 2015 und
September 2016 wurden aus den Sonderver-
mogen Gewerbeflachen, Uberseestadt und durch
die WFB 21 stadtische Grundstiicke verauR3ert.

Die Prufung auf Geeignetheit als Flichtlings-
unterbringung findet im Sozialressort in der
Taskforce statt. In der Regel ist die Prufung
innerhalb von zwei bis vier Wochen abgeschlossen.
In keinem Fall ist eine Flache, die verkauft werden
sollte, im Rahmen des Beteiligungsprozesses
durch das Sozialressort fur eine Flichtlings-
unterbringung beansprucht worden.

Zu Frage drei: Im Zuge der Umsetzung des
Sofortprogramms Wohnungsbau hat der Senat
neben der Optimierung behordlicher Planungs-
und Entscheidungsprozesse fiir bestimmte
Flachen eine Beschleunigung beim Verkaufs-
verfahren durch den Direktverkauf an einen
Investor beschlossen. Dies fuhrt voraussichtlich zu
einer Verfahrensverkirzung von bis zu drei
Monaten. Ebenfalls ist im Sofortprogramm
Wohnungsbau vorgesehen, behdrdliche Planungs-
und Entscheidungsprozesse zu optimieren, um
zusétzliche Beschleunigungen in den Verfahren
realisieren zu kdnnen.

Der Senat plant weiterhin bei der Uberarbeitung
der Richtlinien zum An- und Verkauf von
Grundstiicken des Landes und der Stadtgemeinde
Bremen die Anhebung von Wertgrenzen bei der
Veraulerung von stadtischen Immobilien. Dadurch
konnen Routinegeschafte direkt seitens der
Verwaltung entschieden werden. Der Senat geht
davon aus, dass dies zu Beschleunigungen im
Verfahren von bis zu vier Wochen flhrt. - Soweit
die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Steiner, haben
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Steiner (FDP): Ich habe eine
Verstandnisfrage zur zweiten Antwort. Sie sagten
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eben, 19 Grundstiicke wurden verkauft, und im
Abschnitt 2015/16, also innerhalb eines Jahres,
wurden 21 Grundstiicke verduf3ert. Wie viele
Grundstiicke genau wurden Uberhaupt gepruft,
und wie viele wurden dann flir geeignet fir eine
Flichtlingsunterkunft befunden und beschieden?

Staatsrat Strehl: Das kann ich lhnen so nicht
sagen. Das liefere ich nach.

(Abg. Frau Steiner [FDP]: Das waére nett!)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen? - Dr.
Buhlert, bitte sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Staatsrat, halten Sie
es angesichts der veréanderten Fluchtlingsstréme
nach wie vor fir notwendig, diese Vorabprifungen
durchzufihren, oder kann man das Verfahren
aussetzen, solange die  Flichtlingsstréme,
zumindest in der Art, wie wir sie erlebt haben, nicht
mehr kommen?

Staatsrat Strehl: Vielleicht kann ich es so herum
sagen: Wir haben aktuell tatséachlich noch andere
Themen zur Frage Grundstiicke. Ich will den Kita-
Ausbau nennen und im Ubrigen auch Schulen; das
Thema wird auch auf uns zukommen. Das heif3t,
die Technik, wie wir das machen, werden wir
beibehalten. Ich  glaube aber, fur die
Flichtlingsfrage ist das kein Thema mehr, das
aktuell bei den Grundsticken fir uns noch im
Vordergrund steht.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die zehnte Anfrage befasst sich mit dem Thema:
.VerdulBerung stadtischer Flachen”. Die
Anfrage ist unterzeichnet von den Abgeordneten
Frau Leonidakis, Frau Vogt und Fraktion DIE
LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Leonidakis!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Wir fragen
den Senat:

Erstens. Wie viele Flachen, in welcher GréRe und
in welchen Stadtteilen, aus stadtischem Eigentum
wurden seit Mai 2015 verauf3ert?

Zweitens. Bei wie vielen dieser Verdulerungen
wurde die Planung wund Errichtung einer
Kindertageseinrichtung  per  stadtebaulichem
Vertrag festgeschrieben?

Drittens. Hat der Senat alternativ zu den

VerdulRerungen der Flachen auch eine
Verpachtung gepruft, und wenn nein, warum nicht?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Strehl.

Staatsrat Strehl: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Seit Mai 2015 wurden aus den
Sondervermdgen Immobilien und Technik sowie
Infrastruktur 26 stadtische Bauflachen verkauft.
Die Grundstiicke lagen in Schwachhausen, Mitte,
Osterholz, Lesum und Gropelingen. Aus den
Sondervermégen Gewerbeflachen, Uberseestadt
und durch die WFB wurden 35 stadtische
Grundstiicke veraul3ert. Die Grundstiicke lagen im
Wesentlichen im Bremer Industriepark, der
Uberseestadt, im Technologiepark, im Gewerbe-
gebiet Hansalinie und im Guterverkehrszentrum
Bremen, GVZ. Néahere Informationen zu einzelnen
Flachen beziehungsweise Uber alle verkauften
stadtischen Immobilien in diesem Zeitraum
bendétigen eine umfassendere Recherche in den
Sondervermdgen und Ressorts.

Zu Frage zwei: Stadtebauliche Vertrdage werden
nicht nur beim Verkauf stadtischer Grundstiicke
geschlossen, sondern auch anldsslich von
Bauleitplanungen fiir fremde Grundstiicke. Ebenso
kénnen entsprechende Verpflichtungen beim
Verkauf stadtischer Flachen mittels Kaufvertrag
vereinbart werden. In der jingsten Vergangenheit
sind so unter anderem die sich seit September
2016 im Betrieb befindliche Kita an der Thomas-
Mann-Strale, eine Kita im Quartierszentrum
Huckelriede/Cambrai-Dreieck oder auch im
Wohnpark Oberneuland vereinbart worden. Ein
aktuelles Beispiel fiur einen stadtebaulichen
Vertrag mit Kita-Verpflichtung ist der Durch-
fuhrungsvertrag zum Vorhaben- und
ErschlieBungsplan 98 vom 8. September 2016 in
der Otto-Brenner-Allee in Bremen-Osterholz. Das
Grundstick ist jedoch nicht durch die Stadt
verkauft worden, sondern war schon im Besitz der
GEWOBA.

Insgesamt handelt es sich nur um Beispiele
entsprechender Vereinbarungen. Eine syste-
matische  Erfassung  findet wegen  der
unterschiedlichen Regelungsmdglichkeiten nicht
statt.

Zu Frage drei: Grundsatzlich stehen stadtische
Flachen zum Zwecke der Verpachtung an den
Bedarfstrager zur Verfigung. Dieses Vorgehen
findet im Bereich der Kindertagesbetreuung mit
KiTa Bremen Anwendung. Alternativ zu
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Grundsticksverkaufen ist unter anderem die
Vergabe von Erbbaurechten an Investoren gepruft
worden. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, habe ich Sie jetzt richtig verstanden,
dass von insgesamt 61 verduRRerten Flachen im
letzten Jahr an vier Standorten per stadte-
baulichem Vertrag beziehungsweise an einer
Stelle auch per Bauleitplanung der Bau einer
Kindertagesstéatte vertraglich festgelegt wurde?

Staatsrat Strehl: Ja, so ist es richtig.

Prasident Weber: Haben Sie eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Das ist eine
relativ niedrige Quote. Womit erkléren Sie diese?

Staatsrat Strehl: Das kann ich jetzt so nicht
beantworten. Das Problem ist, dass wir versuchen,
mit den Trégern Vereinbarungen zu treffen. Wir
sind aktuell in der Diskussion Uber den Kita-
Ausbau. Wir werden das auch bei der weiteren
Planung bericksichtigen. Durch die stadte-
baulichen Vertrage sollen optimale stéadtebauliche
Ansatze stattfinden, und wir versuchen, Lésungen
zu finden.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, Sie haben angefiihrt, dass die 26
verdufRerten Flachen aus dem SVIT mit
Bauflachenwidmung in Stadtteilen wie Schwach-
hausen, Osterholz, Lesum oder Grdpelingen
veraufRert wurden. Insbesondere Osterholz und
Gropelingen sind Stadtteile mit sehr hohem Kita-
Platz-Mangel. Haben Sie dort tberhaupt geprift,
ob die nachtragliche Verhandlung oder die
Verhandlung Uber einen stadtebaulichen Vertrag
verbunden mit der Verpflichtung des Baus einer
Kindertageseinrichtung eine Option ist, oder wurde
das gar nicht erst verhandelt?

Staatsrat Strehl: Ich habe vorhin gesagt, dass wir
jetzt in der Phase sind,

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Ich habe das
anders mitbekommen!)

die Kita-Ausbauplanung weiter zu verstarken. Der
Senat hat gerade Verfahren diskutiert und
beschlossen. Wir haben in vielen Stadtteilen einen
unglaublich hohen Bedarf, das wissen wir. Bei

jedem einzelnen Grundstlck, bei dem klar ist, dass
wirklich eine Kita gebraucht wird, werden wir die
Diskussion filhren. Das ist aber ein Prozess, den
man nicht durch eine Kleine Anfrage beantworten
kann.

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Herr
Staatsrat, Sie haben angefiihrt, dass die 26
verdulRerten Flachen aus dem SVIT mit
Bauflachenwidmung in Stadtteilen wie Schwach-
hausen, Osterholz, Lesum oder Gropelingen
verduR3ert wurden. Insbesondere Osterholz und
Gropelingen sind Stadtteile mit sehr hohem Kita-
Platz-Mangel. Haben Sie dort tberhaupt geprift,
ob die nachtragliche Verhandlung oder die
Verhandlung tiber einen

(Zurufe: Frage!)

Trifft es zu, dass jetzt regelméaRig abgeprift wird,
ob solch eine Moglichkeit besteht?

Prasident Weber: Liebe Kollegen! Ich achte schon
darauf, ob die Kollegin eine Frage stellt. Sie
kénnen mir schon zutrauen, dass ich das kann!

Bitte, Herr Staatsrat, beantworten Sie die Frage
der Kollegin Leonidakis.

Staatsrat Strehl: Ja.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die elfte Anfrage in der Fragestunde tragt die
Uberschrift: , Arbeitgeberservice der Agentur fiir
Arbeit auch in Bremen-Nord?“. Die Anfrage ist
unterzeichnet von den Abgeordneten Frau
Neumeyer, Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Neumeyer!

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Wir fragen den Se-
nat:

Wie bewertet der Senat den Umstand, dass es nur
in den Dienststellen Doventorsteinweg und
Bremerhaven der Agentur fur Arbeit Bremen-
Bremerhaven Arbeitgeberservice-Teams  gibt,
nicht jedoch in der Dienststelle Bremen-Vegesack?

Sieht der Senat die Notwendigkeit und Mdglichkeit,
auch in der Dienststelle Bremen-Vegesack ein
Arbeitgeberservice-Team vorzuhalten?
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Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Ginthner.

Senator Glnthner: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Der gemeinsame Arbeitgeberservice von Agentur
fir Arbeit Bremen-Bremerhaven und dem
Jobcenter Bremen vermittelt Arbeitslose und
Arbeitsuchende auf zu besetzende Stellen bei
Arbeitgebern.  Daruber hinaus beréat der
Arbeitgeberservice Unternehmen in Fragen der
Personalsuche und bei der Aus- und Weiter-
bildungsférderung.

Nach Auffassung des Senats konnte die Prasenz
des gemeinsamen Arbeitgeberservice der Agentur
fur Arbeit Bremen-Bremerhaven und des
Jobcenters Bremen auch am Standort Bremen-
Nord eine sinnvolle Ergéanzung der Arbeits-
marktdienstleistungen sein.

Partner im Arbeitgeberservice sind die Agentur fur
Arbeit und das Jobcenter. Die Mdoglichkeit der
Einrichtung eines Arbeitgeberservice-Teams in
Bremen-Nord wird der Senat deshalb mit dem
Vorsitzenden der Geschéftsfuhrung der Agentur
fir Arbeit Bremen-Bremerhaven und der
Geschéftsfuhrerin des Jobcenters Bremen erortern.
- Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage?

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Nein, ich bedanke
mich aber! Das ist eine sehr positive Nachricht!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zwodlfte Anfrage verlangt vom Senat Auskunft
Uber die Ausbauplanung fur die Mensa der
Oberschule an der Ronzelenstral3e. Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Dr. vom
Bruch, Eckhoff, Libke, Réwekamp und Fraktion
der CDU.

Bitte, Herr Dr. vom Bruch!
Abg. Dr.vom Bruch (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens. Inwiefern entsprechen die rédumlichen
Gegebenheiten der Mensa der Oberschule an der
Ronzelenstralle nach Einschétzung des Senats
noch den tatséchlichen Erfordernissen bei der
Mittagsverpflegung im Ganztagsbetrieb?

Zweitens. Gibt es Planungen vonseiten des Senats,
die Mensa der Oberschule an der Ronzelenstrale

zu erweitern, und gedenkt der Senat diesbeziglich
im  kommenden Doppelhaushalt 2018/2019
Finanzmittel bereitzustellen?

Drittens. Welche kurzfristigen  Mafl3nahmen
gedenkt der Senat zu ergreifen, um die
Mittagsverpflegung fir die Schilerinnen und
Schiler der Oberschule an der Ronzelenstralle zu
verbessern?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Pietrzok.

Staatsrat Pietrzok: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Oberschule an der Ron-
zelenstralRe hat im Jahr 2006 den Ganztagsbetrieb
als teilgebundene Ganztagsschule aufgenommen.
Im Jahr 2009 wurde die Schule um eine
gymnasiale Oberstufe ergénzt. Die Mittags-
angebote der Schule wurden von den
Schilerinnen und Schilern sehr gut angenommen,
sodass im Jahr 2012 die ursprunglich vorhandene
Kapazitdt der Mensa erschopft war und diese um
einen weiteren Bereich erweitert wurde. Derzeit
finden circa 150 Schulerinnen und Schiler
gleichzeitig Platz in der Mensa. Erganzt wird das
Platzangebot zusatzlich durch die angrenzende
Cafeteria.

Das Angebot der Mensa wird derzeit von bis zu 600
Schulerinnen und Schillern am Tag angenommen.
Die Mittagsverpflegung an teilgebundenen
Ganztagsschulen wird grundsatzlich in mehreren
Schichten eingenommen. Bei der Bemessung von
Mensakapazitdten fir Oberschulen des teilge-
bundenen Ganztags wurde davon ausgegangen,
dass nicht alle Schilerinnen und Schiler der nicht
im Ganztag befindlichen Jahrgange das Angebot
der Mensa wahrnehmen.

An der Oberschule an der RonzelenstralRe wird die
Mensakapazitat durch die tatsachliche Nachfrage
derzeit Uberschritten.  Verstetigt sich  der
dargestellte Bedarf von 600 Essen pro Tag, ist die
Situation von Mensa und Kuche als beengt
einzuordnen.

Zu Frage zwei: Bislang bestehen seitens der
senatorischen Dienststelle noch keine konkreten
Planungen zur Erweiterung der Mensa der
Oberschule an der Ronzelenstralle. Unter
Einbeziehung der oben dargestellten Situation und
im Rahmen der Schulstandortplanung wird der
Aspekt der Mensa- und Kichenkapazitdt der
Schule uberprift und eine weitere Planung zum
Ausbau der Kapazitaten initiiert.
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Zu Frage drei: Planungen, die Kapazitat der Kiiche
zu erhoéhen, wurden bereits im Sommer 2016
eingeleitet. Beabsichtigt ist, die Kiiche durch eine
verbesserte und erganzende  technische
Ausstattung im Koch- und Spulbereich an die
gestiegenen Anforderungen anzupassen. Diese
MafRnahmen sind fiir das Jahr 2017 eingeplant und
zum Teil bereits im Zuge der Behebung des
Wasserschadens im laufenden Jahr vorbereitet
worden. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Dr. vom Bruch, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Herr Staatsrat, ich
verstehe lhre Antwort so, dass Sie die Situation an
der Schule an der Ronzelenstrale auch nicht
abschlie3end befriedigend finden. Darf ich daraus
folgern, dass Sie einer Verbesserung und einer
Erweiterung der Mensakapazitdten deshalb
wohlwollend gegeniberstehen?

Staatsrat Pietrzok: Herr Abgeordneter, ja, wir
stehen dem wohlwollend gegentber. Wie Sie aber
auch aus unseren gemeinsamen Deputations-
sitzungen wissen, haben wir an verschiedenen
Standorten Probleme im Hinblick auf die
Mensakapazitaten.

(Beifall SPD)

Wir missen schauen, welche MalRnahmen wir in
welcher Reihenfolge realisieren kénnen.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die
Fragestunde beendet.

Aktuelle Stunde

Fur die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein

Thema beantragt worden.

Konsensliste

Mitteilung des Prasidenten der Bremischem
Birgerschaft

vom 12. Dezember 2016

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich nun um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft stimmt der
Konsensliste zu.

(Einstimmig)

Der Putschversuch in der Tirkei und die
Auswirkungen auf die Stadtepartnerschaft mit
[lzmir

GrolRRe Anfrage der Fraktion der FDP

vom 5. August 2016

(Drucksache 19/344 S)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 13. September 2016
(Drucksache 19/368 S)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Blirgermeister
Dr. Sieling.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschéaftsordnung hat
der Senat die Mdglichkeit, die Antwort auf die
Grolle Anfrage der Birgerschaft mundlich zu
wiederholen. Ich gehe davon aus, Herr
Birgermeister, dass Sie davon Abstand nehmen
mdochten, sodass wir gleich in die Aussprache
eintreten kénnen.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Bremen hat
eine lange Tradition von Stadtepartnerschaften,
eine Tradition, die Bremen aufleben lassen hat,
weil Bremen es wichtig fand, fuir Menschenrechte
einzutreten, daflr einzutreten, dass man sich
naherkommt, einen Austausch und Kontakte pflegt
jenseits all dessen, was Probleme macht und auf
bundesstaatlicher oder internationaler Ebene nicht
so gut lauft. Das ist eine gute Tradition, und der
fahlt sich Bremen verpflichtet. Blrgermeister
Koschnick hat sie damals aufleben lassen. Er war
ja auch ein bekannter AufRenpolitiker. Dieser
Tradition flhlen auch wir als Liberale, als Freie
Demokraten uns verpflichtet.

(Beifall FDP)

Die Entwicklung in der Turkei seit dem 16. Juli
2016 macht uns aber Sorgen. Sie muss jedem
Sorgen bereiten. Und dann muss man in diesem
Parlament auch immer wieder sagen, was dort
richtig und was dort falsch lauft, und sich daftr
einsetzen, dass Menschenrechte gewahrt werden.
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Dazu kdénnen gerade auch Stadtepartnerschaften
dienen. Deswegen war ich etwas irritiert, als
unsere Anfrage von einigen so missverstanden
wurde, als wollten wir die Stadtepartnerschaft nicht.
Nein, unser Anliegen ist - dem kommt der Senat,
wenn ich die Antwort richtig verstehe, auch nach -,
dass genau hingeschaut wird: Was macht man dort,
mit wem macht man es, warum macht man es, und
warum macht man es jetzt in dieser Situation nach
dem Putsch?

Wir alle wissen, wie viele Menschen dort entlassen
worden sind, wie viele inhaftiert worden sind, wie
viele Menschen ihrer Rechte beraubt worden sind.
All das haben wir gesehen, und auch das gilt es
weiter zu erwahnen. Es wird in der Offentlichkeit
beachtet - genauso, wie unser Menschenrechts-
antrag beachtet worden ist. - Frau Grotheer
schuttelt den Kopf. - Ich war am Sonntag in der
Kirche. Dort war ein Gottesdienst gemeinsam mit
Amnesty International, und die haben das sehr
wohl wahrgenommen und entsprechend erwéahnt.
Es wird also wahrgenommen.

(Beifall FDP)

Deswegen ist es wichtig, auch im Parlament solche
Positionen einzunehmen, gerade wenn wir eine
Stadtepartnerschaft mit Izmir haben, einer Stadt,
die eine Hochburg der Opposition ist, und es darum
geht, die Menschen dort in ihrer Haltung zu
Menschenrechten zu starken.

Im Moment, das sehen wir alle, haben wir es in der
Tirkei mit einem Staat zu tun, der nach einer Serie
von grausamen Anschlagen auf Rache sinnt. Was
ist das fur eine Haltung flir einen Staat? Wenn es
eine natirliche Person wére, wirde ich sagen, das
ist ein Kleinkind-Ich und kein Erwachsenen-Ich. Ein
Staat muss mit seinem Gewaltmonopol anders
umgehen. Genauso haben wir doch das Problem
in der Frage, wie man dort mit Menschenrechten
umgeht. Wie geht man dort mit Meinungsfreiheit,
Kunstfreiheit, Wissenschaftsfreiheit, Pressefreiheit,
Reisefreiheit, dem Recht auf einen fairen Prozess,
der freien Berufswahl, dem Recht auf Eigentum
und koérperliche Unversehrtheit um? Wie geht man
mit dem Schutz der Menschenwirde um? Wie geht
man mit Religionsfreiheit um, oder wie wahrt man
das Recht, aufgrund der sexuellen Orientierung
nicht diskriminiert zu werden? All das steht dort
infrage. Deswegen ist es wichtig, die
Stadtepartnerstadt jeweils darauf abzuklopfen,
was getan werden kann, denn es hat
Auswirkungen.

Man muss sehen: Eine Partneruniversitat ist
geschlossen worden. Wissenschaftler konnten
nicht so hier herkommen, wie sie wollten. Einige
mussten ihre Aufenthalte abbrechen. Andere

Fragen, die sich stellen, sind: Wie ist es mit der
Zusammenarbeit der Polizeien, die einmal
bestanden hat? Was kann man da tberhaupt noch
machen? Wie kénnen wir weiter Vorbild sein?
Dafur ist es wichtig, miteinander zu sprechen.
Gerade in Zeiten, in denen sich abzeichnet, dass
ein EU-Beitritt der Turkei nicht stattfinden wird, ist
doch klar, dass wir miteinander reden missen, weil
es anderer Kanale braucht, um deutlich zu machen,
fir welche Rechte wir stehen und wofir wir Vorbild
sein wollen. - Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)?: Sehr
geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Stadtepartnerschaft mit 1zmir steht
schon seit einigen Monaten auf der Tagesordnung,
und ich bin wahrscheinlich nicht die Einzige, die in
der Zwischenzeit inre Rede zum x-ten Mal andern
musste, weil sich die Entwicklungen leider rasant
zum Schlechten veréndern.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Meine Liste ist auch immer
langer geworden!)

Der blutige Anschlag von Freitagabend ist der
letzte traurige Hohepunkt in der Gewaltspirale. Ich
personlich, meine Partei und auch unsere
Schwesterpartei HDP verurteilen die Anschlage,
egal von welcher Seite, ausdrticklich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen,
FDP)

Jedes verlorene Menschenleben ist eines zu viel
und hinterlasst Kinder, Mautter, Partner, die
tieftraurig und witend sind. lhre Wut und ihre
Trauer sind willkommene Begrindungen fur
Erdogans Rachegellste, fir seinen Umbau des
Staats und fir die weitere Beseitigung der
Opposition. Er nutzt den Anlass, um eine weitere
Eskalationsstufe zu erklimmen. Es gibt eine neue
Verhaftungswelle in der Tlrkei. Ich kann nicht alles
auffiihren, was in der Vergangenheit passiert ist.
Ich will die Debatte nicht wiederholen, wir haben
sie schon gefihrt.

Ich moéchte nur auf ein paar Beispiele und
insbesondere auf den Wissenschaftsbereich
eingehen. Seit dem Putsch sind 15 Universitaten
geschlossen, Tausende Hochschulmitarbeiter und
-mitarbeiterinnen sind entlassen und Hunderte
verhaftet worden.

Eine Stadtepartnerschaft dient nicht in erster Linie
der Wirtschaftspolitik, sondern dem Austausch
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zwischen Zivilgesellschaften. Das schliel3t eine
Verantwortung fur diesen Austausch ein und fur
diejenigen, mit denen man diesen Austausch fihrt.
Ich finde es daher verwunderlich und
ausgesprochen unbefriedigend - da muss ich dem
Kollegen widersprechen -, dass der Senat diese
Verantwortung offenbar nichtin dem Umfang sieht,
wie wir es uns vorstellen. Es kann nicht sein, dass
der Senat auf konkrete Fragen, wie es mit
Verhaftungen, mit Richtern, mit Repressionen in
Izmir aussieht, antwortet: Dazu wissen wir nichts!
Das haben wir in der Antwort gelesen, und das ist
uns eindeutig zu wenig.

(Beifall DIE LINKE)

Das steht so wortlich in der Antwort auf die Anfrage.

Da weil3 man schon nach einem Blick in die
Zeitung mehr. Wir hatten uns gewinscht, dass der
Senat in seinen schriftichen Antworten starker
darauf eingeht. Aus Bremen sind Wissenschaftler
zuriickgerufen worden. Die Gedir-Universitat in
Izmir ist geschlossen worden. Viele Studierende
und Mitarbeitende wissen nicht, wie es weitergeht.
Zwei Bremer Stipendiaten aus der Turkei drohen
Prozesse und Haft, weil sie den Aufruf fur den
Frieden unterzeichnet haben. Im Januar hatten
tber tausend Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler diesen Aufruf gegen das
Vorgehen der Regierung in den kurdischen
Gebieten gestartet. Darin schrieben sie unter
anderem wortlich:

,Der Tirkische Staat verurteilt seine Blrger/innen
in Sur, Silvan, Nusaybin, Cizre und vielen weiteren
Orten mit wochenlangen Ausgangssperren zum
Verhungern und Ausdursten. Unter kriegsartigen
Zustanden werden ganze Viertel und Stadtteile mit
Waffen angegriffen. Wir fordern den Staat auf,
diese Vernichtungs- und Vertreibungspolitik
gegeniber der gesamten Bevolkerung der Region,
die jedoch hauptséchlich gegen die kurdische
Bevolkerung gerichtet ist, sofort einzustellen. Wir
fordern die Regierung auf, die Bedingungen flr
eine friedliche Beilegung des Konflikts zu
schaffen.”

Niemandem wiirde hier einfallen, diese Worte als
Verrat, Beleidigung oder Propaganda zu
bezeichnen. In der Tirkei wurden seitdem aber
viele der Uber tausend Unterzeichnerinnen und
Unterzeichner entlassen. Mehrere  Hundert
Personen sind angeklagt. Ihnen drohen jahrelange
Haftstrafen.

Der Konrektor der Bremer Uni sagt, dass der
Generalverdacht gegen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler nach dem Putschversuch darauf
abzielt, die Wissenschaftsfreiheit auszuschalten.
Die Uni setzt sich deshalb dafiir ein, dass tlirkische

Wissenschaftler in Bremen eine neue
Forschungsheimat bekommen. Es wéare das
Mindeste, dass auch der Senat versucht,
festzustellen: Was ist aus den Leuten geworden,
die zuriickgegangen sind? Wie ist die Situation
derjenigen, mit denen wir eigentlich kooperieren
wollen? Da macht es sich der Senat, zumindest
was die schriftlichen Antworten angeht, deutlich zu
leicht.

(Beifall DIE LINKE)

Aus meiner Sicht sind auch die Antworten auf
Fragen zur polizeilichen  Zusammenarbeit
zumindest irritierend. Der Senat gibt an, dass die
polizeiliche Zusammenarbeit 2014 von tirkischer
Seite eingestellt wurde, und bedauert das
ausdrucklich. Ich kann dieses Bedauern nicht
teilen, denn im Moment muss man doch feststellen,
dass man uberhaupt nicht mehr sagen kann, wofir
oder wogegen Polizistinnen und Polizisten in der
Tlrkei eingesetzt werden. Heute kann man froh
sein, dass Polizistinnen und Polizisten, die
Angehorige der Zivilgesellschaft verhaften oder die
Biros von politischen Parteien verwisten, nicht in
Kooperation mit Bremen ausgebildet worden sind.

(Beifall DIE LINKE)

Die aktuelle Situation verbietet sicherheits-
politische Kooperationen. Wenn ich lesen muss,
man habe im Zusammenhang der polizeilichen
Kooperation unter anderem ,die Bewaltigung von
gréReren Lagen thematisiert und begleitet”, dann
sehe ich bei der politischen Sensibilitat deutlich
Luft nach oben.

Wir haben an der Konferenz der SDGs mit den
Stadtepartnern von Bremen teilgenommen, unter
anderem auch Izmir. Wir halten diese Art der
Kooperation  durchaus fur  begrufRenswert.
Dennoch darf das nicht ausschlieBen und muss
auch beinhalten, dass man mit Regierungs-
vertretern der Stadte, mit den Blrgermeistern oder
mit anderen politischen Vertretern die Lage der
Menschenrechte, der Pressefreiheit, der
Meinungsfreiheit, der Wissenschaftsfreiheit -
Kollege Dr. Buhlert hat die Freiheiten aufgezahlt -
thematisiert und kritisch beleuchtet. - Danke schén!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Muller.

Abg. Frau Dr. Miiller (Buindnis 90/Die Griinen)”:
Sehr geehrter Herr Préasident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sie erlauben mir sicher, weil der
letzte Anschlag nur wenige Tage her ist, dass ich
noch einige Worte des Gedenkens an die Opfer
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finde. Die endguiltige Zahl der Opfer ist noch nicht
klar, weil unglaublich viele Menschen immer noch
schwer verletzt in Krankenhausern liegen. Meine
Fraktion trauert um jedes einzelne Opfer, das
dieser letzte Anschlag gefunden hat. Wir hoffen
instandig, dass die sich immer weiter drehende
und zunehmende Spirale der Gewalt in der Tirkei
endlich ein Ende findet.

(Beifall)

Denn - ich bin sicher, da sind wir uns im Hause
einig - jedes Opfer ist eines zu viel, und im Grunde
sind all diese Anschlége, die wir in letzter Zeit leider
beobachten missen, in jeder Hinsicht zynisch.
Diese Anschlage werden als Teil eines
Befreiungskampfs inszeniert. Es wird behauptet,
sie seien Teil eines Befreiungskampfs. Diese
Anschlage schaden und schwéchen aber die

Interessen der Kurdinnen und Kurden in der Tirkei.

Diese Anschlage verhindern die dringend
notwendigen  Friedensverhandlungen.  Diese
Anschlage, und das ist das Schlimmste,
schwéachen die gesamte Opposition in der Turkei.

(Beifall Bundnis 90/Die Gruinen, SPD)

Wie reagiert die tirkische Regierung? Sie reagiert
mit weiteren massenhaften Verhaftungen von
HDP-Politikerinnen und -Politikern. Der Prasident
kundigt nicht etwa rechtstaatliche Strafverfolgung
an, sondern Vergeltung und Rache, und er
beschuldigt uns, also den Westen, diesen Terror
unterstitzt und geférdert zu haben.

Diese Entwicklungen sind dramatisch, sie werden
immer dramatischer. Wir kénnen jeden Monat eine
Plenardebatte dazu fuhren, und jeden Monat
nehmen wir die Zuspitzung der Lage war. Die
Entwicklungen betreffen uns in Bremen in vielerlei
Hinsicht.

Die FDP hat nach den Folgen der Auswirkungen in
der Turkei auf unsere Stadtepartnerschaft mit Izmir
gefragt. Ehrlicherweise missen wir sagen, eine
richtige Folgenabschatzung kénnen wir derzeit
noch gar nicht vornehmen. Deswegen hat der
Senat - dafiir danke ich ihm - in der Antwort auf die
Anfrage noch einmal dargestellt, falls wir es
vergessen  hatten, wie vielfaltig  unsere
Beziehungen aus dem Land Bremen, aus der Stadt
Bremen in die Stadt Izmir sind. Damit hat der Senat
auch dargestellt, wie verfestigt die Beziehungen
unserer beiden Stadte sind, und das ist die gute
Nachricht aus der Antwort des Senats.

(Beifall Buindnis 90/Die Grunen, SPD)
Die Stadtepartnerschaft wird aktiv gelebt und

basiert auf einem breiten zivilgesellschaftlichen
Engagement. Das reicht von Kultur, Sport,

Schuileraustausch und geht bis hin zu den natirlich
fur den Austausch und die gemeinsamen
Entwicklungen so wichtigen wirtschaftlichen
Kontakten, immer noch und auch unter den aktuell
erschwerten, komplizierten, dramatischen
Bedingungen. Beide Seiten, Bremen und Izmir,
versuchen, Kooperationen trotz der Hindernisse
aufrechtzuerhalten, mit  zum  Teil sehr
unbirokratischen Losungen.

Hervorheben mochte ich dabei den
Hochschulbereich. Wir sehen, der Studierenden-
austausch findet weiterhin statt. Das ist nicht zu
unterschatzen. Es ist eine wichtige Basis fur den
zukUnftigen Austausch der beiden Stadte und fir
eine zivilgesellschaftliche Entwicklung, die wir
unterstitzen wollen. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, die leider in der Turkei ihrer
Wissenschaftsfreiheit beraubt sind, haben - daflr
danke ich unserer Universitdt ausdricklich -
Méoglichkeiten gefunden, in Bremen zu leben und
ihre Forschungen weiter zu betrieben. Die Uni wird
es weiterhin, auch mit sehr vielen
unburokratischen Lésungen maéglich machen, dass
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der
Turkei in Bremen eine wissenschaftliche Heimat
finden.

In Teilen, das ist schon erwahnt worden, sind uns
Kooperationen weggebrochen, zum Beispiel mit
der Izmir-University, weil sie geschlossen wurde.
Das bedauern wir sehr. Wir miissen uns an dieser
Stelle fragen, wie wir zukinftig dauerhaft mit den
neu geschaffenen Strukturen und den neu
installierten Partnern in lzmir umgehen. Denn -
machen wir uns nichts vor! - Erdogan ist nicht allein
beim Umbau der Strukturen in der Turkei, sondern
er geniel3t einen weiten Ruckhalt und hat
Unterstitzung. Wir werden zukinftig womdglich
auch im Rahmen unserer Stadtepartnerschaft mit
Menschen zu tun haben, die diese Politik und
diesen gesellschaftlichen Umbau unterstitzen.
Damit werden wir direkt zu tun bekommen, und hier
wird es absehbar wahrscheinlich zu Konflikten
kommen. Wir missen lernen, damit umzugehen.

Meine Fraktion hat in den Wochen seit der letzten
Plenardebatte intensiv Uber unsere Haltung zur
Lage der Turkei diskutiert. Als Ergebnis eines von
allen unterschriebenen Positionspapiers st
natirlich herausgekommen: Ein Ausscheren aus
beziehungsweise eine Aufgabe der
Stadtepartnerschaft, der intensiven Beziehungen
mit Izmir, ist fir uns keine Option.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD)
Gerade in Zeiten der Bedrangnis der Menschen in

der Turkei brauchen wir eben jene engen
Strukturen des Austauschs. In dieser guten
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Tradition sind fast alle Stadtepartnerschaften, die
Bremen geschlossen hat, aufgebaut worden, also
auf der Tradition der Unterstitzung der
zivilgesellschaftlichen demokratischen Krafte, zur
Unterstitzung des Dialogs mit den Birgerinnen
und Birgern und vor allem, um Wege aus diesem
autoritaren  System  aufzuzeigen und das
gegenseitige Verstandnis zu fordern. In dieser
Tradition, die sich so lange in Bremen bewéhrt hat,
wollen wir die Stadtepartnerschaft mit Izmir
intensivieren und so eine starke Briucke zwischen
den beiden Stadten ausbauen. - Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Grotheer.

Abg. Frau Grotheer (SPD): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Grol3e Anfrage der FDP
resultiert aus dem August dieses Jahres, die
Antwort erfolgte bereits Mitte September. Mein
Vorredner und meine Vorrednerinnen haben es
angesprochen: Es ist seitdem tatsachlich viel
passiert. Immer wieder wird man gefragt: Wie ist
euer Umgang mit Stadtepartnerschaften und
insbesondere mit dieser?

Lassen Sie mich, ohne dass ich das relativieren will,
sagen, dass wir bereits seit 1976 eine
Stadtepartnerschaft mit Danzig unterhalten haben.
Den 40. Jahrestag haben wir gerade erst gefeiert!
Auch (ber die Frage des Umgangs mit Polen,
damals noch nicht unbedingt Vertreter der
westlichen Werte, gab es Diskussionen. Sicher
kann man auch Uber die Stadtepartnerschaft mit
Dalian und politische Implikationen reden.
Deswegen haben die Koalitionsfraktionen bereits
im letzten Jahr eine Anfrage zum Umgang
Bremens mit Stadtepartnerschaften insgesamt
gestellt, zu den Fragen, wie Menschenrechte
angesprochen wurden, wie Stadtepartnerschaften
mit Leben geflllt werden, wie man sicherstellt,
dass nicht nur Kontakte zwischen
Wirtschaftsunternehmen oder nur Birgerreisen
stattfinden, sondern dass es ein bremisches
zivilgesellschaftliches Engagement in diesem
Bereich gibt und auch eines, das daruber
hinausgeht.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Das gilt auch fir die Stadtepartnerschaft zu Izmir.
Viele Kolleginnen und Kollegen haben es schon
angesprochen. Manchmal ist es nicht leicht, an
Freundschaft festzuhalten. Trotzdem sind wir alle
davon Uberzeugt, dass Stadtepartnerschaften
dazu beitragen, einen zwischenmenschlichen
Austausch zu fordern und gegenseitiges
Verstandnis zu wecken. Manchmal - so hat die

Stadtepartnerschaft mit Danzig angefangen - geht
es auch ganz konkret um zwischenmenschliche,
organisierte Hilfeleistung.

Lassen Sie mich die Frage der Zusammenarbeit
der Polizeien zwischen Izmir und Bremen
ansprechen, weil das so kritisch angemerkt worden
ist! Gerade die Zusammenarbeit der Polizeien war
die Anstrengung, die ich fur absolut richtig halte, zu
zeigen, wie eine demokratisch verfasste und vor
allen Dingen demokratisch kontrollierte Polizei
funktioniert und wie sie mit schwierigen Situationen
umgeht. Daran wirde ich immer festhalten. Fir
mich und meine Fraktion gibt es Uberhaupt keine
Veranlassung, sich gegenwartig aus dieser
Stadtepartnerschaft zurlickzuziehen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Gleichwohl missen wir zur Kenntnis nehmen, dass
es bei Stadtepartnerschaften Situationen gibt, in
denen einige Formen der Zusammenarbeit gerade
besser oder eher schlechter funktionieren. Die
Stadtepartnerschaft mit Haifa in Israel wird ganz
wesentlich durch Schilerinnen und Schiler
getragen, und es ist jedes Jahr eine grol3e
Anstrengung, den Austausch von jungen Leuten zu
ermoglichen und zu organisieren. Trotzdem ist es
richtig, dass diese Partnerschaft vor allen Dingen
auf dieser Ebene stattfindet.

Die Stadtepartnerschaft mit Izmir ist fir mich eine
der breitesten, was gesellschaftliche Gruppen
anbelangt, die sich daran beteiligen. Gerade
deswegen ist diese Stadtepartnerschaft fir uns
auch immer ein Ansporn gewesen, die anderen
Partnerschaften auch so gut und breit aufzustellen.
Es soll ein genau solches Engagement geben, das
es ubrigens hier auch deswegen gibt, weil sich so
viele Menschen insbesondere Izmir verbunden
fuhlen. Deswegen - das sollten wir nicht aus den
Augen verlieren - ist eine kritische Haltung zu Izmir
nicht dasselbe wie eine kritische Haltung zur
politischen Situation in der Turkei.

Gestatten Sie mir die Zusammenfassung! Wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind
absolut der Meinung, dass man diese
Stadtepartnerschaft aufrechterhalten sollte! -
Vielen Dank!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Abgeordneter hat
das Wort der Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zunachst méchte
ich Frau Grotheer fiir die deutlichen Worte danken.
Ich kann 90 Prozent von dem, was sie gesagt hat,
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unterstreichen.

(Abg. Tschope [SPD]: 95 Prozent! - Abg. Dr. vom
Bruch [CDU]: 90 Prozent missen erst einmal
reichen!)

Stadtepartnerschaften zeichnen sich in erster Linie
dadurch aus, wie sie gelebt werden. Auf dem
Papier kbnnen wir vieles vereinbaren. Wir haben in
den letzten Jahren auch fir manche
Stadtepartnerschaften vieles vereinbart. Es kommt
darauf an, wie es spater in der Praxis umgesetzt
wird. Immer wenn das Thema wieder auf die
Tagesordnung kommt, schaut man sich das an und
sieht: Aha, da lauft es und da lauft es nicht. In Izmir
hatten wir bisher den Eindruck - das kann man in
weiten Teilen auch der Antwort des Senats
entnehmen -, dass es in den letzten Jahren gut
gelaufen ist, dass es in verschiedensten Bereichen
Kontakte gab. Das ist kein Wunder, weil viele
Menschen mit tirkischen Wurzeln hier bei uns
leben, die diese Stadtepartnerschaft mit dem
Leben erflllt haben, die solch eine
Stadtepartnerschaft braucht.

Dann treten neue Situationen ein. Vor dem, was wir
seit dem Sommer in der Turkei miterleben,
schaudert uns teilweise von Woche zu Woche.
Sowohl der Militérputsch als auch die zahlreichen
Sauberungsmalnahmen, die danach in der Turkei
eingetreten sind, sind fur uns, die wir das Glick
haben, in der Bundesrepublik Deutschland zu
wohnen, teilweise unertraglich. Ich méchte das an
dieser Stelle vielleicht noch deutlicher sagen, als
es Frau Grotheer gemacht hat: In diesem Moment
sind aber Stadtepartnerschaften umso wichtiger.

(Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)

Wir kénnen es uns leichtmachen, uns
zuriickziehen und mit dem Finger auf die anderen
zeigen. Diese Situation ist fur uns Ubrigens
teilweise auch sehr komfortabel, weil wir natirlich
in einem anderen Staat leben und das Gluck eines
sehr stabilen Zivilsystems und ein breites
Engagement von vielen gesellschaftlichen
Gruppen haben.

Was in der Tirkei passiert ist, ist hier
verschiedentlich  Bestandteil von  Debatten
gewesen. Deshalb braucht man das nicht am
Beispiel der Stadtepartnerschaft zu wiederholen.
Ich wiinsche mir aber das, was im September gar
nicht machbar war. Ich wirde es sehr gut finden,
Herr Birgermeister, wenn Sie fur das Jahr 2017
Uberlegen, welche konkreten Malinahmen wir
ergreifen kénnen, um unseren Beitrag zu einer
Stabilisierung in der Tirkei zu leisten, wieder hin
zu den Werten, wie wir uns das hier in Deutschland
vorstellen. Wo kdnnen wir unseren Beitrag leisten?

Gibt es Madglichkeiten, den Schileraustausch
auszuweiten? Gibt es Madglichkeiten, an den
Universitaten Kooperationen enger zu fihren? Gibt
es Maoglichkeiten, einmal mit einer
Wirtschaftsdelegation dort hinzureisen, um auch
unsere  Wertevorstellungen  in  bilateralen
Gesprachen zum Ausdruck zu bringen?

Es war im September, als Sie die Antwort auf die
Anfrage formuliert haben, noch nicht mdglich,
diese konkreten Antworten zu geben. Jetzt, zum
Jahresende, nachdem wir fast ein halbes Jahr lang
diese teilweise unertragliche Situation in der Turkei
erlebt haben, ist es umso wichtiger, dass der Senat
einen konkreten Plan hat, wie er diese
Stadtepartnerschaft im nachsten Jahr angehen
mochte, weil es in der heutigen Zeit umso wichtiger
ist, dass wir insgesamt als Gesellschaft, als Senat,
aber auch als Parlament deutliche Zeichen setzen.
Deshalb richte ich diesen Wunsch nicht nur an den
Prasidenten des Senats, sondern vielleicht auch
an den Préasidenten der Blrgerschaft - er hat ihn
sozusagen schon aufgenommen, hervorragend! -,
dass auch wir Parlamentarier unseren Beitrag
dazu leisten. Wenn wir das gemeinsam fir das
kommende Jahr verabreden kdnnen, hat uns diese
Debatte tatsachlich vorangebracht. - Ich bedanke
mich ganz herzlich fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall CDU, SPD, Bundnis 90/Die Griinen, FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Birgermeister Dr. Sieling.

Burgermeister Dr. Sieling: Herr Préasident,
verehrte Abgeordnete, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Im Namen des Senats mdchte
ich mein Mitgefuhl fur all diejenigen ausdriicken,
die am vergangenen Wochenende bei diesem
schrecklichen Anschlag zu Schaden gekommen
sind. Den Menschen, den Familien dort méchte ich
unser Mitgefiihl ausdricken. Wir sind alle
erschuttert Uber die immer wiederkehrenden
Gewalttaten und diese Spirale der Gewalt, die sich
in der Turkei entwickelt.

Ich will aber auch sagen, dass uns das Ganze mit
grol3er Sorge erflllt, auch mit Sorge dahin gehend,
wie dort darauf reagiert wird. Es kommt nattrlich in
solchen Situationen wesentlich darauf an, wie die
staatlichen Autoritdten, wie der Staat Uberhaupt
reagiert. Wenn nur von Vergeltung gesprochen
wird, ist das eine sehr falsche Antwort. Eine Politik
muss im Land auf Frieden und Zusammenwirken
setzen.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griunen, FDP)

Deshalb ist es in dieser schwierigen Situation
notwendig, dass wir mit einer Haltung in die
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Gesprache gehen und uns mit der Situation in der
Turkei befassen. Willkirliche Verhaftungen,
Entlassungen und Einschrankungen fir Tausende
von Mitarbeitern im 6ffentlichen Dienst -

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Vernichtung der
birgerlichen Existenz!)

bis hin zur Vernichtung ihrer birgerlichen Existenz!
- kénnen nicht akzeptiert werden. Wir mussen die
Verhaltnismafigkeit der Mittel anmahnen. Die
Grundséatze von Demokratie und Rechtstaatlichkeit
sind in vielerlei Hinsicht nicht gewahrt. Selbst die
Schutzrechte und Unabhangigkeit von
Abgeordneten werden infrage gestellt, werden
angegangen. Das ist nicht akzeptabel.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Grinen, FDP)

Wir missen - das ist in dieser Debatte deutlich
geworden - diese Haltung mit einer Dialog-
bereitschaft, mit einer Auseinandersetzungs-
bereitschaft kombinieren. Ich habe selbst vor
einigen Wochen ein Gesprach mit dem tirkischen
Generalkonsul gefuihrt. Ich kann Ihnen sagen,
unter den Gesprachen, die ich bisher mit Konsuln
und Botschaftern gefuhrt habe, war das das
schwierigste Gesprach, weil wir nattrlich Gber
Menschenrechte, Demokratie, den Rechtstaat und
die Entwicklung in der Turkei gesprochen haben
und wenig Ubereinstimmung gefunden, unsere

Meinungen aber sehr deutlich ausgetauscht haben.

Es ist aber unabdingbar, dass wir Uiberall dort, wo
wir die Mdglichkeiten haben, ob offiziell, wie es mir
mdoglich war, oder in anderer Form, in diese
Auseinandersetzung eintreten und deutlich sagen,
was wir von einer Turkei erwarten, die wir uns als
demokratischen Rechtstaat winschen. Das
jedenfalls muss die Entwicklung sein, die weiter
fortgesetzt wird und nicht gebrochen wird, wie es
jetzt passiert.

(Beifall SPD)

Wenn wir von Dialog sprechen und im Dialog
bleiben, ist es richtig, was der Abgeordnete Eckhoff
gerade gesagt hat, dass eine Stadtepartnerschaft
selten so wichtig war wie jetzt, aber auch, was die
Abgeordneten aller Fraktionen hier zum Ausdruck
gebracht haben, dass wir unsere Stadte-
partnerschaft als Chance nutzen muissen, um
darauf einzuwirken und all das zu tun, was die
Lebensbedingungen dort verbessert, aber auch
unsere  Herangehensweise einer  offenen
demokratischen  Gesellschaft immer wieder
deutlich zu machen und natirlich die Kréfte zu
starken, die eine demokratische Ttrkei wollen. Ich
habe immer erlebt, dass diese Krafte in unserer
Partnerstadt lzmir sehr ausgeprégt sind. Diese
Krafte ~mochte ich gern mit unserer

Stadtepartnerschaft unterstitzen.
(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen, FDP)

Diese Stadtepartnerschaft ist immer zivilgesel-
Ischaftlich gepragt worden - das ist hier gesagt
worden -, und sie hat eine ganze Reihe von
Anwendungsfeldern, von Kooperationsbereichen.
Sehr haufig sind die Themen Wirtschaft und
Wirtschaftsforderung angesprochen worden. Sie
wissen, das ist auch in unserer Antwort auf die
Anfrage deutlich gemacht worden, dass Bremen
seit 2011 in Izmir ein Buro zur Wirtschaftsforderung
unterhalt und dass wir Delegationsreisen hatten.
Blrgermeister Bohrnsen war vor einigen Jahren
dort. Es gibt aber immer wieder Reisen. Ich selbst
hatte klrzlich - das ist einige Monate her - die
Gelegenheit, mit einer Wirtschaftsdelegation aus
Izmir zu sprechen. In der Tat missen wir dies
weiterentwickeln und voranbringen.

Ich kann Ihnen noch nicht den Plan versprechen,
der gerade angefordert worden ist, weil der Plan in
diesen Zeiten vor dem Hintergrund der
Unsicherheiten der Entwicklung nicht ganz einfach
ist. Die wichtigsten Elemente eines jeden Plans
und einer jeden Politik sind Zuverlassigkeit und
Kontinuitat. Ich kann hier zusagen, der Senat wird
diese Stadtepartnerschaft mit Ausdauer und
Zuverlassigkeit weiter vorantreiben.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Wir setzen dabei insbesondere - auch das méchte
ich unterstreichen - auf die Wissenschaftskontakte.
Diese sind gut ausgearbeitet, es gibt gute
Mdglichkeiten, eben das, was wir an
wirtschaftlichen Aktivitdten haben, zu unter-
streichen. Unsere Wissenschaftssenatorin
Professorin Dr. Eva Quante-Brandt war im Mai
2013 schon in Ankara und Izmir und hat dort die
Dinge entsprechend vorangetrieben. Wir werden
daran anknipfen. Ich wiinsche mir sehr, dass das,
was im Bereich des Polizeiaustauschs statt-
gefunden hat und dort angelegt worden ist,
fortgesetzt werden soll. Das ist nicht ganz einfach.
Da bricht sich das Wort mit dem Plan und der
Forderung, einen Plan vorzulegen.

Das ist auch deshalb nicht ganz einfach, weil es
gerade bei der Polizeikooperation den einen oder
anderen  Ruckschlag gegeben hat. Der
Generalkonsul hat mir in dem angesprochenen
Gesprach schon zugesagt, dass sich dies wieder
andern solle und man dies weiter vorantreiben
wolle. Konkrete Ergebnisse stehen noch aus. Wir
konnten auch bei der angesprochenen Konferenz
mit unseren Partnerstadten am 14. November im
Rathaus noch keine konkreten Ergebnisse horen.
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So etwas werden wir aber weiter machen, und wir
werden weiter in diese Richtung vorangehen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Zum Schluss mdchte ich mich naturlich fir die
Unterstitzung, die ich aus allen Fraktionen
wahrgenommen habe, flir das Herangehen
bedanken, auch bei allen unterschiedlichen
Nuancen der berechtigten Kritik an der Politik der
tirkischen Regierung. Ich mdchte Sie alle zum
Schluss auch darum bitten, sehr aufmerksam
darauf zu achten, dass wir die Konflikte innerhalb
der Turkei nicht in unser eigenes Land tragen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grlinen)

Ich bitte gerade unsere tlrkischen Burgerinnen
und Blrger, vor allem aber auch die Abgeordneten,
die durchaus Kontakte zu den sehr unter-
schiedlichen Strémungen haben, mit darauf
einzuwirken. Lassen Sie uns daflir sorgen, dass
wir hier Geschlossenheit gewinnen und die Kraft,
um diese Stadtepartnerschaft voranzubringen,
aber vor allem wieder Anderungen in der Turkei zu
bewirken! - Herzlichen Dank fur lhre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Stadtbirgerschaft nimmt von der Antwort des
Senats, Drucksache 19/368 S, auf die GroR3e
Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Ist die Handlungsfahigkeit des Jugendamtes
noch gewahrleistet?

GrolRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE

vom 6. September 2016

(Drucksache 19/364 S)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 15. November 2016
(Drucksache 19/407 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschéaftsordnung hat
der Senat die Mdoglichkeit, die Antwort auf die
Grol3e Anfrage der Birgerschaft mundlich zu
wiederholen. Wir verzichten darauf, sodass gleich
in die Aussprache eingetreten werden kann.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)?: Sehr
geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Vor Giber einem Jahr haben wir an dieser
Stelle unseren Antrag auf tarifliche
Hoéhergruppierung der Casemanagerinnen und
Casemanager diskutiert. Damals wurde das als
~MVunsch dir was!* abgetan. Heute, mehrere
Berichte Uber das Jugendamt spéater, stehen wir
hier und sind immerhin einen  Schritt
weitergekommen. Der Senat als kommunaler
Arbeitgeber hat endlich die Sozialpddagoginnen
und -padagogen des Casemanagements, der
Amtsvormundschaft und der Jugendgerichtshilfe
auf E 10 hohergruppiert. Geht also doch,
Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE, CDU)

Wir freuen uns ausdricklich dartber, dass nun
immerhin eine finanzielle Angleichung an die
Arbeitsbedingungen in den Umlandkommunen
oder auch in Hamburg vollzogen wurde. Schade
nur, dass die Kolleginnen und Kollegen ihre
Erfahrungsstufen nicht mitnehmen. Dadurch
werden gerade die erfahrenen langjahrigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Vergleich
benachteiligt.

Trotzdem, diese Aufwertung war Uberfallig. Besser
spat als nie, war mein erster Gedanke. Direkt
anschlieBend schoss mir aber durch den Kopf:
Wahrscheinlich ware der Fachkraftemangel heute
geringer, wenn Sie schon vor einem Jahr
aufgewertet hatten. Der Senat hat gewartet, bis
wieder Brandbriefe mahnen mussten, die
Verantwortung fur den Kinderschutz sei kaum noch
tragbar. Erst musste der ,Weser-Kurier* uber
katastrophale Zustéande im Jugendamt berichten
und der Jugendamtsleiter 6ffentlich beteuern,
einen Fall ,Kevin" werde es nicht mehr geben.

Wahrend der Senat ein Jahr in der Warteschleife
verbracht hat, hat sich der Personalmangel extrem
zugespitzt. Offiziell sind 25 Stellen unbesetzt. Dazu
kommen noch Elternzeiten und Krankheitsausfélle.
Konservativ gerechnet kommt man durch-
schnittlich auf 77 Falle pro Casemanagerin oder
Casemanager. Ich habe aber auch schon gehort,
dass manche bis zu 90 Félle managen. Bei einer
solchen Fallbelastung kann man auch nur noch
von ,managen”“ sprechen und hoffen, dass nichts
passiert. Eigentlich geht es aber um viel mehr, um
padagogische Einschéatzung, Hilfeplanung,
Beratung, Mitwirkung an Gerichtsverfahren,
Kooperation mit freien Tragern und so weiter.
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Ich kenne das personliche Engagement von vielen
Jugendamtsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern. Ich
weil3, dass viele bereit sind, weit mehr zu tun, als
der Arbeitsvertrag von ihnen verlangt. Es gibt aber
menschliche Kapazitatsgrenzen. Aus Uber 60 bis
70 Prozent  der Stadtteilteams liegen
Uberlastanzeigen vor. In einem Sozialzentrum sind
ohne Krankheitsausfalle von 20 Stellen nur 13
Stellen besetzt. Mit 65 oder 60 Prozent
Personalausstattung kann man keine einhundert
Prozent leisten.

(Beifall DIE LINKE)

Dass bei an die 80 Fallen pro Vollzeitkraft selbst
die gesetzlich vorgesehenen Aufgaben nicht in
angemessener Zeit erfullt werden kdnnen, ist kein
Wunder. Die Folgen des Personalmangels kann
man nun schwarz auf weil in den Antworten des
Senats lesen. Dort schreibt der Senat von
.Priorisierungen der  Aufgabenwahrnehmung®.
Wenn man weiterliest, erfahrt man, was das
konkret heil3t: ,Zeithah sichergestellt” ist laut Senat
die Krisenintervention bei Kindeswohlgefahrdung,
mehr aber auch nicht. Uberall dort, wo
Jugendamter gesetzlich verpflichtend tatigt werden
missen, es aber nicht brennt, brauchen die
Beteiligten vor allem Stressresistenz und Geduld.
Der Senat spricht von ,Verzdgerungen bei der
Fortschreibung von  Hilfeplanen®,  mitunter
Ubertragung der Anamnese an freie Trager, also
der Auslagerung von Aufgaben, oder ,Wartezeiten
bei der Terminvergabe“, und das ist nur die
offizielle Darstellung.

Bei erstmaligen Jugendstrafprozessen nimmt das
Jugendamt gar nicht mehr teil - das schreiben Sie
auf Seite funf -, obwohl die Jugendhilfe im
Strafverfahren gesetzlich so frih wie mdoglich
stattfinden soll. Die Amtsgerichte und Staats-
anwaltschaften sehen noch Verbesserungsbedarf
- O-Ton -, und:

.In den familiengerichtlichen Verfahren beziglich
des Sorge- und des Umgangsrechts kann das
Jugendamt im gegenwartigen Personalrahmen
den Anforderungen der Gerichte nicht durchgangig
entsprechen. Hierdurch kommt es gegebenenfalls
zu Verfahrensverzégerungen.*

Ich beantworte mir meine Leitfrage der GroR3en
Anfrage einmal selbst: Nein, die Handlungs-
fahigkeit des Jugendamts ist nicht vollumfanglich
gewahrleistet.

Einen Teil der L6sung haben Sie bereits umgesetzt,
namlich die HoOhergruppierung und damit die
Angleichung an die Bezahlung in den
Umlandkommunen. Es braucht aber ein regel-
rechtes Personalverstarkungsprogramm. Wenn

ich mich als ausgebildete Sozialarbeiterin nach
Jobs umsehe, denke ich doch zweimal nach, ob ich
die hohe Arbeitsbelastung in Bremen nehme oder
den Job in Achim, wo ich meine fachlichen
Anspriche auch umsetzen kann.

Das Jugendamt muss weiter an Attraktivitat
gewinnen. Ein bisschen Kosmetik reicht nicht aus.
Es braucht qualitative Verbesserungen der
Beschéftigungsbedingungen, zum Beispiel durch
mehr Supervision. Wir werden nicht darum
herumkommen, auch Uber eine Fallzahlbe-
grenzung zu sprechen.

(Beifall DIE LINKE, FDP)

Die Gewerkschaft ver.di fordert mit gutem Grund
eine Fallobergrenze von 28 Fallen. Die
angemessene Bewaltigung von mehr Fallen kann
man sich - auch ohne Fachwissen - kaum
vorstellen.  Wenn  Sozialarbeiterinnen  und
Sozialarbeiter wissen, dass sie im Jugendamt die
Zeit haben, mit Menschen wirklich arbeiten zu
kénnen, werden auch mehr Bewerbungen
eingehen. So verstehe ich im Ubrigen auch den
Prozess im Rahmen von  ,Jugendamt
weiterentwickeln!”, an dem der Senat laut Staatsrat
Fries im letzten Jugendhilfeausschuss weiter
festhalt, né&mlich dass Zeit fur Beratung der
Klientinnen und Klienten und ihrer Bedarfe ist. Es
geht um nicht mehr und nicht weniger als die
Ermdglichung der eigenen politischen Programme
des Senats und um die Erfiillung der gesetzlichen
Vorgaben. - Danke schén!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)": Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Tréager der
offentichen  und  freien  Jugendhilfe  be-
ziehungsweise die dort beschéftigten padago-
gischen Fachkrafte tun ihr Bestes, ihre Aufgaben
bei unzureichender und teilweise rechtswidriger
Personalausstattung zu erfiillen. An dieser Stelle
mochte ich ihnen im Namen der CDU-Fraktion
ganz herzlich danken.

(Beifall CDU)

Es ist ihnen und ihrem aulRergewohnlichen
Engagement zu verdanken, dass, obwohl wir
derzeit in Bremen einen Personalengpass, 25 bis
30 Prozent fehlende Casemanagerinnen und
Casemanager haben,

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Sechzig!)
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kein Kind tatsachlich zu Schaden gekommen ist.

In Brandbriefen haben sowohl die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Fachdiensts Amtsvormund-
schaft im Amt fir Soziale Dienste als auch die
Casemanager eine deutliche Arbeitsiiberlastung
gegeniiber der Fachaufsicht angezeigt. Damit
kénne eine Kindeswohlsicherung nicht mehr
ausreichend gewahrleistet werden - so weit das,
was sie schriftlich mitgeteilt haben.

Die CDU-Fraktion hat seit dem Ende des
Untersuchungsausschusses zum Fall ,Kevin“ alle
mafgeblichen Stellschrauben zur Kindeswohl-
sicherung, die damals im Bericht benannt worden
sind, immer wieder in Initiativen aufgegriffen - das
beinhaltete die Amtsvormunde, die Casemanager
und andere Stellschrauben, die ich hier mangels
Zeit nicht nennen kann - und Verbesserungen
angemahnt oder beantragt. Immer wieder wurden
diese uns und auch den Betroffenen zugesagt;
angekommen ist davon leider wenig bis gar nichts.
Schlimmer noch, derzeit sind 24,53
Beschaftigungsvolumina unbesetzt. Sechzehn
Beschéftigte befinden sich im Mutterschutz oder
Beschéftigungsverbot, und zusammen mit den
Langzeiterkrankten fuohrt das dazu, dass jedes
dritte bis vierte Zimmer nicht besetzt ist.

Kitas, die im Rahmen der Kindeswohlsicherung auf
magliche Gefahrdungen hinweisen wollen, miissen
sich die Finger wund telefonieren, wie im letzten
Jugendhilfeausschuss beklagt wurde. Das sind
Zustéande, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im Amt fir Soziale Dienste nur zu gern abstellen
wirden.

Vor diesem Hintergrund freuen wir uns, dass die
gemeinsame Forderung von ver.di, der LINKEN
und der CDU nach sachgerechter und gleich hoher
Bezahlung wie im Umland und in Bremerhaven
nach langer Zeit tatséachlich umgesetzt worden ist.
Es war auch kein Wunder, dass sich bei 500 Euro
brutto pro Monat, die man hier weniger erhalten hat,
bei einem Markt mit Fachkraftemangel und
schlechten Arbeitsbedingungen niemand mehr
bewerben wollte. Jetzt hat der Senat endlich
reagiert, und die Bewerberzahlen, die derzeit
vorliegen, lassen zumindest die Hoffnung
aufkommen, dass die Beschéftigungsvolumina von
24,52 jetzt besetzt werden kdnnen.

Die zweite Baustelle, die die CDU-Fraktion schon
mehrfach benannt hat, liegt aber in den Strukturen
im Amt selbst. Die Arbeitsbedingungen fir die
Kolleginnen und Kollegen vor Ort miussen endlich
nachhaltig verbessert werden, meine Damen und
Herren.

(Beifall CDU)

Dazu gab es einen schonungslosen Bericht im
Jugendhilfeausschuss. Die echte Einarbeitungs-
zeit fur neue Casemanager betragt zwischen
einem und drei Jahren, wie Sie selbst mitteilen.
Neue Casemanager, die inzwischen fast alle direkt
aus der Uni kommen, also gar keine
Vorerfahrungen mehr haben und Mitte 20 sind,
mussen aber schon nach sechs Wochen volle
Fallverantwortung fur einzelne Falle und nach drei
Monaten - nach den Aussagen des dortigen
Berichts - Fallverantwortung fiir den gesamten
Arbeitsplatz  Ubernehmen. Coaching durch
erfahrene Mitarbeiter gibt es nur sporadisch, weil
diese eben kaum noch vorhanden sind. Die
Schulung nach dem OK.JuG, dem Com-
puterprogramm, mit dem man alle Falle bearbeitet,
erfolgte in der Vergangenheit Monate spater. Das
ist Learning by Doing, und das in diesem
hochsensiblen Bereich, der mit seiner hohen
emotionalen Belastung den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern ohnehin schon nahegeht. Das ist aus
Sicht der CDU-Fraktion ein Unding, das darf sich
auch nicht wiederholen.

Die nackten Zahlen sprechen eine deutliche
Sprache: 24,9 Prozent der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter verlassen das Amt gleich im ersten Jahr
wieder, weitere 9 Prozent bleiben keine zwei Jahre.
Das heil3t, vor Abschluss der tatsachlichen
Einarbeitungszeit, die zwischen einem und drei
Jahren betragt, sind 35 Prozent der Mitarbeiter
bereits wieder gegangen. - Die LlttringHaus-
Schulung, der JuWe-Prozess, der eine
Ruckholung der Steuerung in das Amt flr Soziale
Dienste  vorsieht und eine einheitliche
Rechtsanwendung sicherstellen sollte, kann damit
aufgrund von Braindrain - oder Ubersetzt:
massivem Verlust von Fachwissen - gar nicht
umgesetzt werden. Die Leute, die geschult worden
sind, sind gar nicht mehr da. Nur 42,5 Prozent der
Mitarbeiter bleiben langer als funf Jahre im
ambulanten Sozialdienst ,Junge Menschen“.
Ubersetzt heilt das, 57,5 Prozent sind nach funf
Jahren nicht mehr da. Das ist mehr als die Halfte.
Das sind Zahlen, die man sich einmal auf der
Zunge zergehen lassen muss. Da stimmt doch
etwas mit den Arbeitsbedingungen nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Wir mussen dringend uber die durchschnittliche
Fallbelastung far Casemanager reden:
Durchschnittlich 67 bis 77 Félle, plus Inobhut-
nahmen, plus Leistungen nach SGB XIlI sind zu viel.
Schlimmer noch: Wer im falschen Sozialzentrum
ist, hat eine noch viel héhere Fallbelastung. Wir
brauchen einen Konsens, wie hoch die Belastung
maximal sein darf, und eine tatsachliche
Umsetzung im Amt, auf jedem Arbeitsplatz und
nicht im Durchschnitt. Ich erwarte, dass die
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Vorgesetzten auf allen Hierarchieebenen ihrer
Fursorgepflicht  ihren  Mitarbeiterinnen  und
Mitarbeitern  gegenlber nachkommen. Wir
brauchen endlich verniinftige Vertretungs-
regelungen. Bisher ist es das Problem der
verbliebenen Kollegen, Arbeitsausfalle aufzu-
fangen. Das steht auch in der Antwort an DIE
LINKE.

(Glocke)

Ich komme sofort zum Schluss! - Zwei letzte Satze!
Die CDU-Fraktion erwartet endlich die Umsetzung
unserer langjahrigen Forderung, dass Vertre-
tungen innerhalb eines Sozialzentrums verbindlich,
verninftig und klar geregelt werden, und auch
zwischen den Sozialzentren erfolgen kénnen, und
nicht Folgendes geschieht: Derjenige, der noch da
bleibt, muss sehen, wie er klarkommt. - Danke!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen)?: Sehr geehrter Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der Titel der
Anfrage der LINKEN lautet: ,Ist die Handlungs-
fahigkeit des Jugendamtes noch gewahrleistet?”,
und ich glaube, uns alle heute hier verbindet und
ist wichtig, dass das Kindeswohl im Fokus stehen
sollte.

Ich finde, dass der Bericht die Probleme ziemlich
ehrlich skizziert. Man kann dem Bericht und der
Vorbemerkung des Berichts entnehmen, dass es
eine deutliche Mehrbelastung der Jugendamter
durch Fallzahlzuwachse und neue qualitative
Anforderungen seit 2007 gibt. Davon sind alle
Bereiche betroffen. Ob bei den allgemeinen
Sozialdiensten, ob im Kinder- und Jugendnotdienst,
bei der Jugendgerichtshilfe oder den Amtsvor-
mundschaften, Uberall sind die Anforderungen und
die Fallzahlen gestiegen. Es gibt auch eine
Mehrbelastung im Bereich der umA, der
unbegleiteten minderjahrigen Auslander. Sie
wissen, dass Bremen im Bundesvergleich einen
sehr hohen, Uberproportionalen Zuzug an umA
hatte. Das ist jetzt reduziert, nachdem der
Konigsteiner Schlussel auch fuar umA gilt,
berechnet nach der Einwohnerzahl. Trotzdem ist
das eine Mehrbelastung, die bewaltigt werden
muss.

Es ist versucht worden, diesem gestiegenen Mehr
an Fallzahlen und Anforderungen durch ein Mehr
an Personal, also durch Personalverstarkung, zu
begegnen. Allerdings muss man dem Bericht auch
entnehmen, dass es trotzdem zu einer
Personalunterdeckung kam, dass zum Beispiel

durch eine hohe Personalfluktuation, durch
Mutterschutz, durch Eintritt in das Rentenalter,
durch Weiterbewerbung die Abgéange Fachkréafte
nicht adaquat ersetzt werden konnten oder kénnen.
Das ist ein Problem. Auch in diesem Bereich
mussen wir also einen Fachkréftemangel
feststellen, und die Frage ist dann: Wie kann man
diesem Fachkréftemangel begegnen?

Erwahnen darf man in diesem Zusammenhang -
das hat meine Vorrednerin auch getan -, dass wir
die Hohergruppierung der Casemanager von TV-
L9 auf TV-L10 beschlossen haben. Dadurch
sollen Fachkrafte nach Bremen gelockt werden.
Fur Berufsanfanger, denke ich, ist das eine
attraktive  Vergutung, und fur langjéhrige
Mitarbeiter ist es auch eine Wertschatzung ihrer
Arbeit. An dieser Stelle muss man diese
Wertschatzung einmal deutlich machen, denn das
ist eine sehr wichtige Arbeit, die jeden Tag von den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geleistet wird.

(Beifall Buindnis 90/Die Gruinen, SPD)

Ebenso ist die Einrichtung des dualen
Studiengangs Soziale Arbeit zu loben. Nur, und
das ist auch ein Problem, braucht es erst einmal
ein Zeit, bis die Absolventen ihr Studium
abgeschlossen haben. Das ist Personal, das
vielleicht zuklinftig zur Verfligung steht, aber eben
jetzt noch nicht.

Wichtig fur Berufseinsteiger ist eine gute
Einarbeitung mit Fortbildung, mit Supervision, mit
der Einfiihrung in die OK.JUG-Software und in das
Konzept zur Weiterentwicklung des Jugendamtes,
JuWe, denn bisher - das ist eben auch ein Problem,
das in dem Bericht benannt wird - bleibt ein Viertel
nicht langer als ein Jahr im ambulanten
Sozialdienst. Das muss unserer Ansicht nach
deutlich besser werden, meine Damen und Herren.

Ein Problem, das auch erwahnt wird, ist die
verhdltnismafig hohe Zahl Langzeiterkrankter. Wir
Grunen glauben, dass es - wie bei den
Amtsvormiindern - eine Fallzahlbegrenzung geben
sollte. Dies fordert die Qualitat der Arbeit, aber
eben auch die Mitarbeiterzufriedenheit.

Nach dem Tod von Kevin ist uns das Kindeswohl
selbstverstandlich ganz wichtig. Daher kénnen wir
als Grune vorubergehend - aber auch nur
vorubergehend - mit der Priorisierung leben, das
hei3t mit der Einschrankung der Beratungs-
leistungen zugunsten der Erfullung wichtiger
Aufgaben, um den Kindesschutz zu gewéhrleisten,
wie SofortmalRnahmen und Interventionen bei
unmittelbarer Kindeswohlgefahrdung, Hausbe-
suche, Inaugenscheinnahme von Kindern, Vier-
Augen-Prinzip, Teilnahme an Gerichtsverfahren
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vor dem Jugendgericht. Das alles sind sehr
wichtige Aufgaben, die gewahrleistet werden
missen. Aber diese Priorisierung darf kein
Dauerzustand sein. Wir brauchen auch ein gutes
Beratungsangebot. Wir sind davon (berzeugt,
dass das Sozialressort dieses Problem l6sen wird.
Aber das generelle Ziel muss es sein, die
Personalsituation zu verbessern. - Herzlichen
Dank!

(Beifall Buindnis 90/Die Griinen, SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Mdhle.

Abg. Méhle (SPD)”: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Eine der
schwierigsten sozialen Aufgaben, die in unserem
Gemeinwesen zu bewadltigen ist, ist die Arbeit des
Jugendamtes. Das ist deswegen eine der
schwierigsten Aufgaben, weil sie einerseits mit der
Wachterfunktion verbunden ist, gleichzeitig aber

auch Hilfsangebote liefern muss. Die
Wachterfunktion wahrzunehmen - ,,Das Jugendamt
nimmt uns die Kinder weg!* - und gleichzeitig

vertrauensbildend tatig zu sein - ,Das Jugendamt
hilft uns, unsere Kinder vernlnftig ins Leben zu
bringen und zu erziehen, in allen Lebenslagen*” - ist,
wie ich finde, der ganz schwierige Spagat, den das
Jugendamt machen muss. Deswegen, aber nicht
nur deswegen ist es eine ganz wichtige Frage, wie
das Jugendamt mit Personal ausgestattet ist.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

In Bremen kann man Uber das Jugendamt nicht
reden, ohne an den Fall Kevin vor zehn Jahren zu
erinnern, der im Grunde genommen aufgrund des
Versagens der Wéachterfunktion des Jugendamtes
zu Tode gekommen ist. Das muss man so sagen.
Ich will die Untersuchungen aus der Zeit gar nicht
alle wiederaufleben lassen, aber schon dariiber
nachdenken, was sich seitdem eigentlich im
Jugendamt verandert hat.

Aus meiner Sicht haben sich sehr viele Dinge auch
zum Positiven verandert. Das Vier-Augen-Prinzip
ist eingeftihrt worden, um nur ein Beispiel zu
nennen. Das Vier-Augen-Prinzip, das ja richtig ist,
heil3t, dass zwei Menschen dabei sind. Das ist
natiirlich  personalintensiv, sodass man auch
entsprechend ausstatten muss.

Wir haben vielfach Diskussionen (ber die
Fallzahlen. Im Grunde genommen misste man
einen Moment lang innehalten und fragen: Was
hei3t eigentlich ,Fallzahl“? - Da ist eine Familie -
Vater und Mutter oder wie auch immer -, die nicht
in der Lage ist, mit dem Kind auch nur
einigermalen vernunftig umzugehen und ihre
ureigenste Aufgabe als Eltern zu erledigen. Sie

kann es nicht, aus welchen Griinden auch immer.
Dann kommt das Jugendamt ins Spiel und soll
helfen.

Mich treibt aber viel mehr um, warum in dieser
Gesellschaft immer mehr Eltern nicht in der Lage
sind, mit ihren Kindern so umzugehen, wie man
das fur richtig empfindet. Woran liegt das? Es gibt
HilfemalRnahmen und Angebote ohne Ende,
diesen Menschen zu helfen. Trotzdem sind die
Zahlen der Inobhutnahme in diesem Jahr wieder
gestiegen. Warum eigentlich?

Jetzt soll mir keiner sagen, insoweit bestinde
keinen Erkenntnisbedarf. Natirlich gibt es ihn. Man
muss doch herausfinden, woran das liegt. Was ist
in dieser Gesellschaft los, dass es so viele Eltern
gibt, die so schlecht mit ihren Kindern umgehen? -
Das ist der Gedanke, der mich viel mehr umtreibt.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Da haben Sie recht!)

Naturlich muss das Jugendamt vernunftig
ausgestattet sein.  Natirlich  braucht das
Jugendamt mehr Personal. Das wird aus den
Berichten sehr deutlich, und das streitet niemand
ab. Das ist im Jugendhilfeausschuss von der
Jugendamtsleitung selbst, wie ich finde,
erstaunlich offen und ehrlich dargelegt worden.
Vielfach versuchen Redner und Rednerinnen
gerade in den Bereichen, Dinge schonzureden.
Aber da gibt es nichts schénzureden. Es fehlt
Personal. Fertig!

Dieses Personal muss und soll auch eingestellt
werden. Die finanzielle Grundlage dafur ist im
Ubrigen gegeben.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Grinen]:
Es ist kaum Personal zu finden!)

Warum man im Moment kaum Leute in dem
Bereich der Sozialpddagogik findet, ist doch allen
klar. Wir haben einfach wachsende Bedarfe in
allen moglichen Bereichen zu verzeichnen, von der
Schulsozialarbeit Uber die Kitas bis hin zum
Jugendamt.

Ich winsche mir erstens, dass wir weniger Uber
das Jugendamt an sich und mehr dariiber reden,
was eigentlich mit dieser Gesellschaft los ist.
Zweitens glaube ich, dass wir neue Antworten auf
die Herausforderungen finden missen, die nicht
einfach lauten dirfen: ,Mehr vom Gleichen“.
Vielmehr missen wir (Uberlegen, welche
MaRnahmen die richtigen, welche die nétigeren
sind.

(Vizeprasidentin Dogan Ubernimmt den Vorsitz.)
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Ich freue mich dartber, dass Bremen bei der
Bremer Initiative zur Stéarkung fruhkindlicher
Entwicklung, BRISE genannt, mitmacht, einem
Forschungsprojekt, das es sich genau zur Aufgabe
gemacht hat herauszufinden, wie frihkindliche
Bildung beschaffen sein muss, damit die Kinder am
Ende etwas davon haben. Das ist fir mich das
Entscheidende.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Interessanterweise
nicht in Grépelingen, sondern in Tenever! - Zuruf
Abg. Frau Ahrens [CDU])

Regt euch doch nicht auf! Ich habe eben auch ganz
ruhig und leise zugehort. Jetzt lasst mich hier auch
in Ruhe meine Gedanken vortragen!

Ich weif im Ubrigen - auch das will ich an dieser
Stelle sagen-, dass die Aufgabe der Case
Manager psychisch hammerhart ist. Ich kann das
aus meiner Zeit als Klempner sagen. Vor Uber 45
Jahren bin ich wegen eines Wasserschadens zu
einer Wohnung gerufen worden. In der unteren
Wohnung kam das Wasser durch die Decke. Wir
mussten also in die obere Wohnung. Die obere
Wohnung war von unten bis oben komplett vermullt
mit Kaffeefitern und anderen Dingen; die
Badewanne war voll mit Mall und ist Gibergelaufen.
Das alles war schon ekelig genug. Aber das Drama
war: In einer Ecke salRen zwei kleine Kinder, drei,
vielleicht vier Jahre alt, vollig verkotet, und
knabberten an einem Knackebrot. Ich sage lhnen
und euch: Nach 45 Jahren habe ich immer noch
dieses Bild vor Augen.

Das hei3t, man nimmt so etwas natirlich
persbénlich mit, und es ist schwer, damit
umzugehen. Es ist schwer, solche Erlebnisse
auszuhalten, und es ist eine ganz schwierige
Aufgabe, Kinder aus Familien herauszunehmen,
weil sie in Obhut genommen werden mussen.
Deswegen ist Supervision - das sage ich
ausdriicklich - extrem wichtig.

(Glocke)

Auch ich glaube, dass es sehr viele Mangel im
Jugendamt gibt. Wir missen zlgig daran arbeiten,
diese Mangel zu beseitigen, weil wir das den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern schuldig sind,
aber vor allen Dingen auch, weil wir das den
Kindern und Jugendlichen schuldig sind.

Es hat gelautet. Daher hoére ich an dieser Stelle
einstweilen auf. - Danke fir lhre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau
Préasidentin, meine Damen und Herren! Es geht
heute um die  Handlungsfahigkeit des
Jugendamtes. Da gilt es zu schauen: Wie kann
man kurzfristig, mittelfristig und langfristig daftr
sorgen, dass das Jugendamt besser aufgestellt ist
und besser arbeiten kann? Dass es dabei immer
um das Wohl der Kinder und Jugendlichen gehen
muss und dass sie und die Familien im Mittelpunkt
stehen, ist doch wohl klar. Dass es den Menschen,
die dort arbeiten, darum geht, gerade dafur zu
sorgen, ist auch richtig. Dass sie dabei Prioritaten
setzen mussen, wenn es Mangel an Personal gibt,
ist so klar wie KloR3brihe.

Das Einzige, was nun wirklich gesehen werden
muss, ist, um es in einem Bild auszudriicken: Sie
kénnen wie die Feuerwehr zu einem Brand
kommen, aber BrandschutzmalBnahmen und -
beratung kommen zu kurz. Natirlich ist es dann
richtig zu diskutieren: Wie schaffen wir es, dass
dort weniger Belastung ist, sprich: dass wir Gber
Fallzahlen reden? Wie viel Arbeit kann jemand dort
leisten? Natlrlich missen wir dariiber reden. Aber
gleichzeitig - diesen Aspekt mdchte ich noch in die
Debatte einbringen, weil er bisher noch nicht
genannt worden ist - missen wir daruber reden,
was wir tun konnen, damit diese Falle nicht
auftreten. Dabei geht es mir nicht darum, wie im
Kindergarten gearbeitet wird, sondern um die
Frage: Wie schaffen wir es, sozialraumliche Arbeit
zu betreiben? Wie schaffen wir es, dafiir zu sorgen,
dass in Sozialraumen gearbeitet wird?

Ich glaube, ein afrikanisches Sprichwort sagt: Man
braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind
grof3zuziehen. Entsprechend gilt in der Grol3stadt,
dass es viele Menschen braucht, um ein Kind
grof3zuziehen und zu unterstitzen. Aber die muss
es dann eben auch geben, und es muss
sozialrdumlich gearbeitet werden kénnen, damit
weniger dieser Falle entstehen. Aber das ist in der
Tat etwas, was, wie wir wissen, erst langfristig
greifen kann.

Deswegen fuhrt auch nichts daran vorbei, dass wir
Uber die Personalstarke und dartber reden
missen, wie das Jugendamt wieder ein attraktiver
Arbeitgeber wird. Das, was wir von den
Kolleginnen und Kollegen hier geschildert
bekommen haben, ist doch: Es ist im Moment kein
so attraktiver Arbeitgeber, wie wir uns das
winschen und eigentlich nur winschen kénnen.
Denn diese Arbeit muss getan werden. Sie ist fur
uns als Gesellschaft wichtig. Deswegen von uns
der Dank an jene, die dort beschaftigt sind, dafur
dass sie diese Arbeit machen.

Aber wir haben gleichzeitig auch eine Bitte und
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Frage an den Senat und an die
Wissenschaftssenatorin: Ist es richtig, Menschen,
die Soziale Arbeit studieren, gleich an das Amt zu
binden? Ich kann das véllig verstehen, aber nicht,
wenn nicht gleichzeitig die Anzahl der
Studienplatze ausgeweitet wird; denn in diesem
Bereich herrscht ein grof3er Mangel, wie ich von
allen Seiten hore.

Wenn das Jugendamt Aufgaben an Dritte Ubertragt,
Aufgaben von anderen bearbeiten lasst, so ist
dagegen gar nichts einzuwenden. Man muss sich
in der bestehenden Situation dieser Mittel
bedienen. Dann muss man aber auch dafiir sorgen,
dass nicht die einen, etwa aufgrund der Bezahlung
attraktiv sind und andere einen Personalmangel
haben, dann mussen wir daflr sorgen, dass die
Decke groRRer wird und dass nicht einmal der Ful
und einmal die Hand friert. Wir missen dafir
sorgen, dass gentgend Menschen in diesen
wichtigen Berufen ausgebildet werden. - Soweit
meine Anmerkungen. Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasidentin Dogan: Als néachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)?: Sehr
geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Herr Méhle, Sie haben mich gerade noch
einmal zu einem weiteren Beitrag provoziert. Ich
glaube Ihnen gerne und sofort, dass sich das
Beispiel, das Sie eben genannt haben, sozusagen
in das innere Bild einbrennt. Aber deswegen sind
Klempner und Sozialpadagogen unterschiedliche
Berufe. Sozialpadagogen lernen, damit
umzugehen.

(Beifall DIE LINKE, FDP)

Selbstversténdlich gibt es dennoch psychische
Belastungen und Extremsituationen, mit denen die
Fachkréafte im Jugendamt und auch bei den freien
Tragern umgehen kénnen missen. Deswegen
haben Sie ja auch davon gesprochen, dass
Supervision ein  wichtiger Bestandteil der
Ausgestaltung der  Arbeitsbedingungen im
Jugendamt ist. Dennoch gibt es an dieser Stelle
einfach Unterschiede im Umgang, und diese muss
es auch geben. Natirlich ist es eine schwierige
Situation, wenn man am Freitag nicht weif3, wie es
einem Kind am Montag geht. Das ist auch eine
Belastung. Insofern ist die Supervision ein
wichtiger Bestandteil.

Ich finde, Ihre Rede war ein Paradebeispiel dafir,
wie man sich um ein Thema herumdrickt. Im

Grunde waren sich doch alle Fraktionen einig -
Frau Schaefer, so habe ich auch Sie verstanden -,
dass man auch Uber Fallzahlbelastungen sprechen
muss,

(Abg. Frau Ahrens [CDUJ: Ja!)

weil das ein wichtiger Bestandteil der Arbeits-
bedingungen ist, unter denen die Arbeit im
Jugendamt und in anderen kinderschutzrelevanten
Bereichen geleistet wird.

Die Kindertagesbetreuung ist ein ganz anderer
Bereich. Aber auch sonst haben Sie sich dazu, wie
ich finde, nicht wirklich gedufZert. Das ist doch eine
Frage, die sich aufdrangt. Wir haben hier schon
von mehreren Seiten gesagt, wie die
Arbeitssituation aussieht. Es schadet auch nicht,
noch einmal mit den Kolleginnen und Kollegen
selbst zu sprechen. Einfach zu sagen, man solle
nicht immer nur mehr vom Gleichen fordern, finde
ich platt. Natirlich braucht es hier mehr vom
Gleichen, namlich mehr Beschéftigte, die diese
Arbeit erledigen,

(Beifall DIE LINKE)

damit fir die einzelnen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter die Arbeit auch zumutbar ist und damit
diese die Aufgaben, die gesetzlich vorgesehen
sind, erfillen kénnen, und nicht nur diese. Dariiber
hinaus gibt es - das lernt man in der Ausbildung -
fachliche Anspriiche, die man an sich selbst stellt.
Deswegen, denke ich, braucht es an dieser Stelle
wirklich einmal mehr vom Gleichen. Eine solche
deutliche Aussage héatte ich mir auch von der SPD
gewlnscht.

(Beifall DIE LINKE, CDU, FDP)

Ich bin trotzdem positiv Giberrascht, muss ich sagen,
dass es aul3er von der SPD von allen Fraktionen,
die bisher gesprochen haben, so deutliche
Bekenntnisse zu der Notwendigkeit der Debatte
Uber eine Fallzahlbegrenzung gegeben hat. Ich
hoffe, dass wir diese Debatte konstruktiv
weiterfihren; denn sie wird notwendig sein. Wir
werden sehen, ob sich die Hohergruppierung
schon positiv auswirkt. Ich hoffe es. Mit der
Hoffnung haben wir diesen Antrag hier vor einem
Jahr auch gestellt. Aber ich glaube, das wird nicht
genug sein. Man muss wirklich sehen, wie man das
Jugendamt als attraktiven Arbeitgeber wieder
bekannt macht.

Ich meine, dass man auch fir den Nachwuchs
sorgen muss. Herr Buhlert hat das eben schon
gesagt. Es gibt momentan immer noch nur 120
Studienplatze fur Soziale Arbeit. Die Kapazitaten
wurden seit Jahren nicht erhéht, obwohl bekannt
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ist, dass die Bedarfe an Fachkraften bundesweit,
aber natirlich auch in Bremen extrem gestiegen
sind. Insofern wirden wir uns winschen, dass im
Bereich der Wissenschaft und im Bereich der
Fachkréafteausbildung mehr gemacht wird. Ich
denke, das ist unerlasslich. Die duale Ausbildung
des Jugendamts und des Studiengangs Soziale
Arbeit wird wohl keine Losung in dem erhofften
Umfang bringen. Insoweit wiinschen wir uns noch
etwas mehr MalRnahmen.

Last, but not least, méchte ich noch sagen: Die
Zahl der Inobhutnahmen steigt, Herr Mohle.
Kindeswohlgefahrdung, Situationen, wie Sie sie
geschildert haben, Vernachlassigung von Kindern
kommen in allen sozialen Schichten vor. Aber es
ist doch kein Geheimnis, dass die soziale Spaltung
und das Abhangen von Menschen in dieser
Gesellschaft ein Riesenproblem sind und solche
Situationen zumindest begunstigen.

(Abg. Senkal [SPD]: Extrem begtinstigen!)

Daher mdchte ich auf die Debatte verweisen, die
im Landtag noch zur Umsetzung der vom
Ausschuss zur  Armut in der letzten
Legislaturperiode empfohlenen MalRnahmen und
insbesondere zur Umsetzung der empfohlenen
MalRnahmen im Bereich der Kinderarmut ansteht.
Insoweit wirden wir uns auch winschen, dass
noch viel mehr auf der Ebene der Unterbindung
prekarer Beschaftigungsverhaltnisse und in Bezug
auf die Langzeitarbeitslosigkeit passiert. - Danke
schon!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Mohle.

Abg. Mdhle (SPD)": Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich habe den
Eindruck, es gibt so etwas wie gewollte
Missverstandnisse. Das war eben ein solches.

Ich habe, wie ich glaube, unmissverstandlich
deutlich gemacht, dass es mehr Personal im
Jugendamt geben muss. Ich habe keinen Zweifel
daran gelassen, dass es notwendig ist, das
Personal aufzustocken. Von daher verstehe ich
nicht, wie man so tun kann, als wirde ich die
Probleme des Amtes nicht beschreiben. Mir reicht
es nur nicht aus. Es geht nicht einfach nur um das
Jugendamt. Es geht um die Aufgaben des
Jugendamtes und darum, wie das Jugendamt die
Aufgaben erfillen kann. Dazu muss man sehr
genau wissen, welches die Aufgaben sind.

Als Kundschaftsklempner maf3e ich mir nicht an,
Sozialpadagoge zu sein. Mit Verlaub, das war nicht

der Sinn dieses Beispiels. Das Beispiel diente
vielmehr dazu, zu begreifen, was es mit einem
macht, wenn man in eine solche Situation geht, die
schier unertréglich ist.

Ich bin selbst verblifft, dass ich im Zusammenhang
mit den Vorbereitungen zu dieser Diskussion
festgestellt habe, dass ich ein Bild von vor 45
Jahren noch so prazise im Kopf habe, dass ich mir
noch ganz genau vorstellen kann, welches Kind in
welcher Ecke salR und wie es aussah. Ich glaube,
das geht Case Managern auch so. Das hat mit
meiner Qualifikation als Klempner gar nichts zu tun.
Das war ein Beispiel, um deutlich zu machen, wie
schwer die Arbeit als Case Manager ist,

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

wie schwer es ist, wenn zum Beispiel ein Kind aus
der Familie herausgenommen werden muss. Da
spielt sich ein Drama ab. Das ist keine Fallzahl,
sondern wir diskutieren das am Ende des Tages
nur als Fallzahlen.

Naturlich muss man auch dafiir sorgen, dass die
Case Manager diese, wie ich finde, dramatischen
Aufgaben gut Uberstehen kdnnen. Das hat etwas
damit zu tun, dass das Jugendamt personell
besser ausgestattet werden muss. Das ist flr mich
Uberhaupt nicht die Frage gewesen. Ich weil} nicht,
ob ich vergessen habe, es zu sagen. Ich muss es
im Protokoll nachlesen. Ich glaube, ich habe in
meinem ersten Redebeitrag schon sehr deutlich
gemacht, dass es genau darum geht, die
Arbeitsbedingungen fur das Jugendamt zu
verbessern.

Mir soll keiner sagen, es gebe keine Schwie-
rigkeiten insgesamt Personal zu finden. Naturlich
gibt es die. Jeder, der versucht, Sozialpadagogen
zu finden und einzustellen - das sind die freien
Tréager, die Kitas oder die Schulen -, hat genau die
gleichen Probleme wie das Jugendamt.

Eines mdchte ich noch einmal betonen: Die jungen
Sozialpddagogen, die gerade ihr Studium
abgeschlossen haben, so abzuqualifizieren, als
hatten sie keine Ahnung - das teile ich nicht. Aber
ich méchte, dass die jungen Sozialpddagoginnen
und Sozialpadagogen, die in das Jugendamt
kommen, sozusagen in einer Tandemldsung durch
eine Erfahrene oder einen Erfahrenen in die Arbeit
eingefuhrt werden. Unterschwellig ist immer
herauszuhéren, die, die von der Uni kédmen, hatten
noch keine Ahnung. Das weise ich jedenfalls aus
meiner Erfahrung ganz deutlich zurick. Ich finde,
diesen Fehler darf man nicht machen.

Im Ubrigen gibt es meiner Meinung nach auch
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andere wichtige Tatigkeiten des Jugendamts,
beratende Funktionen, sozusagen die
frihkindliche Begleitung der Kinder. Das ist
weniger dramatisch als zum Beispiel eine
Inobhutnahme. Die Arbeiten sind vielfaltig und sehr
unterschiedlich. Daher kann man nicht sagen, die
Fallzahl ist einheitlich. Die Félle sind sehr
unterschiedlich. Die  Arbeitsbelastung ist
unterschiedlich. =~ Auch das muss man
selbstverstandlich beriicksichtigen.

Aber  noch einmal, damit da  keine
Missverstandnisse - ob gewollt oder nicht - ent-
stehen: Auch die SPD findet, dass die offenen
Personalstellen  schleunigst besetzt werden
mussen. - Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Griunen): Sehr geehrte Frau Présidentin, meine
Damen und Herren! Ich mochte zu einem Punkt
noch etwas sagen. Der Fokus liegt heute auf der
Handlungsfahigkeit und auf der Arbeit der
Jugendamter. Wir waren uns hier alle einig, dass
wir die Jugendamter besser mit Personal
ausstatten mussen. Wir alle wollen, dass sie
handlungsfahige, gute Jugendéamter sind, um den
Herausforderungen zu begegnen.

Aber ich finde, Klaus Méhle hat eine Frage gestellt,
die wir alle trotzdem mitnehmen sollten, weil es
eine gesellschaftliche Frage ist und weil es um eine
gesellschaftliche Aufgabe geht. Das eine ist, mehr
vom Gleichen zu fordern und einzusetzen. Das
andere ist, zu Uberlegen, was die Grinde dafir
sind, dass die Fallzahlen in unserer Gesellschaft
gestiegen sind, warum es heute mehr Falle gibt als
in der Vergangenheit. Das hat am Ende auch
etwas mit Ursachenbekampfung zu tun.

Das, was wir jetzt machen, ist, eine bessere
Ausstattung zu fordern, damit die Symptome
bekampft werden. Aber wir wollen doch, dass
Kinder gar nicht erst in eine solche Situation
kommen. Aus diesem Grund fand ich es durchaus
gerechtfertigt, dass Klaus Mohle nach den
Hintergriinden gefragt hat. Vielleicht liegt es daran,
dass es heute keine Grof3familien mehr gibt, die es
friher aufgefangen haben, wenn einer tberfordert
war. Ich weil3 gar nicht, was alles die Grinde dafur
sein kdnnen. Aber wenn man langfristig méchte,
dass Kinder gut aufgehoben sind, dann muss man
auch an die Ursachen herangehen. - Vielen Dank!

(Beifall Buindnis 90/Die Grunen, SPD)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)”: Frau Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch ich
mochte nicht bewusst missverstanden werden,
Herr Mohle. Sie unterstellen, ich hatte behauptet,
dass junge Case Managerinnen und Case
Manager, die von der Universitat kommen und als
Berufsanfangerinnen und Berufsanfanger durch-
starten, per se schlecht seien.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an eine
Aussage, die Sie selber im Jugendhilfeausschuss
getroffen haben. Zitat:

.Da ist dann eine junge Kraft, die frisch aus der
Universitat kommt, vielleicht 23, 24 Jahre alt ist,
und trifft auf so einen hoch manipulativen
Menschen, der alles tut, um zu verschleiern, wie
die tatsachlichen Umstande sind.”

Wissen Sie, wen Sie damals meinten? - Den Vater
des toten kleinen Kevin, der ja nicht einmal der
echte Vater, sondern nur der Lebensgeféhrte der
Mutter war.

Diesen Fall haben Sie selbst zitiert. Ich musste
Ihnen an dieser Stelle recht geben. Wenn man
noch nicht so viel Berufserfahrung hat und noch
nicht mit vielen Fallen konfrontiert war, ist es
natirlich schwer, in diese Familienstrukturen
hineinzusehen und zu erkennen, ob das, was
einem vorgespiegelt wird, den Tatsachen
entspricht oder ob es Hinweise darauf gibt, dass
vielleicht doch nicht alles in Ordnung ist.

Das, meine Damen und Herren, ist etwas, was
nicht nur ich anmerke, sondern was der Bericht,
der uns im Jugendhilfeausschuss vorgelegt
worden ist, bestatigt hat. Insofern weise ich lhren
Anwurf zurtick.

Auch ein Vier-Augen-Prinzip hilft nicht - jedenfalls
nicht per se-, wenn 57 Prozent der Case
Managerinnen und Case Manager weniger als funf
Jahre im Amt sind. In den Unterlagen steht, dass
nur sporadisch erfahrene Kréafte zur Verflgung
stehen, mit denen man gemeinsam einen solchen
Fall besprechen kann. Somit habe ich vielleicht ein
Vier-Augen-Prinzip, aber auch das Problem, dass
die Kollegin, die seit einem halben Jahr da ist, den
Fall mit der Kollegin besprechen muss, die seit
sechs Wochen da ist und fur diesen Fall die
Verantwortung hat, sodass beide unsicher sind.
Wenn sie Gliick haben, kdnnen sie sich noch mit
dem Dienstvorgesetzten besprechen. Aber bei
dem Arbeitsanfall, der auf sie einprasselt, wird das
schon wieder eng.
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Das macht auch Unsicherheit aus, und das macht
auch schlechte Arbeitsbedingungen aus, meine
Damen und Herren. Das sieht man auch daran,
dass 35 Prozent innerhalb der echten
Einarbeitungszeit, in den ersten zwei Jahren,
sagen: Danke schon, das ist nichts, was ich auf
Dauer durchhalten kann! - Darauf missen wir
Antworten geben. Wir missen die Arbeits-
bedingungen verbessern, damit die Menschen die
Méoglichkeit haben, diesen so wichtigen Beruf auch
tatséchlich auszuiiben.

Man sieht, dass hier inzwischen ganz vieles zu
kurz kommt - einige Punkte hat die Kollegin Frau
Leonidakis angesprochen -, dass eine Inobhut-
nahmen zum Teil zwischen sechs Wochen und
einem Jahr dauern kann und dass sie vielleicht
friher beendet werden kdnnte, wenn man mehr
Zeit fur eine entsprechende Beratung hatte. Das
alles ist fur das Kindeswohl nicht gut. Die Case
Manager gehen mit ungutem Gefuhl nach Hause
und fragen sich, ob es anders hatte laufen kénnen,
wenn sie mehr Zeit gehabt hatten, um sie in eine
bestimmten Fall zu investieren. Dieser fachliche
Standard ist aber in der tagtéglichen Arbeit gar
nicht mehr mdoglich, weil man nur noch im
Notfallmodus agieren kann.

Deswegen sage ich abschlieRend noch einmal: Wir
brauchen verbesserte Arbeitsbedingungen.
Ansonsten wird es uns nicht helfen, wenn wir jetzt
die 24,53 fehlenden Beschéftigten - die ja noch
nicht einmal komplett da sind - wieder auffangen.
Dann werden wir weiterhin viele Langzeit-
erkrankungen zu verzeichnen haben, dann werden
wie im letzten Jahr wieder elf Leute innerhalb
kurzester Zeit das Handtuch werfen, und dann wird
es wieder ganz viele Menschen geben, die nur
kurze Zeit in diesem Beruf des Case Managers
tatig sind. Wir brauchen aber Leute, die sich dies
langfristig  vorstellen kdnnen. Wir brauchen
fachliches Know-how, und wir brauchen
Unterstitzung fir diejenigen, die dieses hoch
wichtige Amt derzeit ausiben. - Danke, meine
Damen und Herren!

(Beifall CDU, LKR)

Vizeprasidentin Dogan: Als nachste Rednerin hat
das Wort Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann”: Frau Prasidentin, sehr
geehrte Damen und Herren! Die Fraktion DIE
LINKE hat eine Anfrage an den Senat gerichtet und
gefragt: Ist die  Handlungsféhigkeit des
Jugendamtes noch gewahrleistet? Ja, antworten
wir als Senat darauf, fihren aber auch ehrlich aus,
mit welchen Einschrankungen wir im Augenblick
unserer Arbeit nachkommen kénnen. Das muss
man unumwunden zugeben. Das haben wir auch

im Jugendhilfeausschuss diskutiert und werden es
im Februar 2017 erneut im Jugendhilfeausschuss
miteinander besprechen.

Die Personal- und Arbeitssituation im ambulanten
Sozialdienst ,Junge Menschen* im Jugendamt
Bremen ist schwierig. Wir haben Probleme, die uns
zugestandenen Stellen zu besetzen. Das ist nicht
nur in Bremen so, das ist auch in anderen
Jugendamtern in Deutschland, in Hamburg, Berlin,
Aachen, Hannover und Oldenburg, der Fall.
Uberall ist eine wachsende Nachfrage nach
Sozialpddagogen und  -padagoginnen  zu
verzeichnen. Fir Leute meines Jahrgangs, denen
man damals gesagt hat, sie sollten alles studieren,
nur nicht Sozialpédagogik, ist das eine Ironie ihres
Lebens. Meiner Generation wurde auch gesagt:

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bindnis 90/Die Grinen]:
Werde nie Lehrer!)

Werdet kein Lehrer; ihr findet nie einen Job! Jetzt
ist Lehrer ein Topjob, und man findet sofort eine
Arbeit. Ich finde, man sollte das studieren, was
einem Spal macht, und dann werden sich im
Leben auch Mdglichkeiten ergeben. Bei den
Sozialwissenschaften, die ich studiert habe, war es
ahnlich aussichtlos; sie galten als brotlose Kunst. -
Das nur als Randbemerkung.

Wir haben im Augenblick noch 20 unbesetzte
Stellen. Das ist immer nur eine Momentaufnahme.
Die Frage nach der Situation im Casemanagement
hat uns auf der Personalversammlung im
Cinemaxx auch intensiv beschéaftigt. Eine junge
Kollegin hat ihr Arbeitsfeld vorgestellt, hat keine
schmeichelnden Worte gefunden, sondern hat
Klartext geredet. Man muss das ernst nehmen, und
ich nehme das auch absolut ernst. Das ist kein
Zustand, der von Dauer sein darf, weil er auf die
Knochen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geht.

Wir haben immer wieder Uberlastanzeigen. Das
darf fur das Jugendamt Bremen kein Dauerzustand
sein. Wir haben hoch engagierte Kolleginnen und
Kollegen. Wir diirfen Menschen auf Dauer nicht so
ausnutzen. Das sage ich ganz klar. Aber wir haben
auch kein Patentrezept, wie wir die Stellen im
Augenblick auf einen Schlag besetzen koénnen,
sondern wir ,ernahren“ uns von einer Vielzahl von
MaRnahmen, die wir fachlich auch mit dem
Jugendhilfeausschuss und mit den Gremien
diskutieren. Einige MaRnahmen, die wir ergriffen
haben, will ich gleich vorstellen.

Ich will aber zuvor noch eines sagen: Ich freue
mich Uber die Botschaft: Das Jugendamt hat mehr
Personal verdient! Meine erste Botschaft ist: Ich
mochte erst einmal das Personal an Bord
bekommen, das wir brauchen, das uns
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zugestanden worden ist. Dann ware fur uns schon
einiges erreicht. Dass die Burgerschaft die Arbeit
des Jugendamtes derart wertschatzt, freut mich
auBerordentlich. Wir werden uns auch nicht
sperren, wenn man uns mehr Personal gibt.

Ich bin auch sehr bereit, dass wir in die Diskussion
Uber eine Fallzahlbegrenzung einsteigen. Die ist
nicht ohne; denn manchmal kann ein Fall eine
Wirkung wie 30 andere Félle entfalten. Das macht
die Schwierigkeit aus. Man wird sich also daruber
verstandigen mussen, wie man es in einem Team
so handeln kann, dass die Arbeitshbelastung gleich
gehalten wird und nicht den Rahmen sprengt. Wir
haben auf der Personalversammlung Fallzahlen
gehort, die das Leistbare lbersteigen.

Im ,Weser-Kurier* wurde unser Jugendamtschef
mit den Worten zitiert, einen Fall Kevin werde es
nie mehr geben. Das wiinscht sich natlrlich jeder.
Aber ich habe auf der Personalversammlung
gesagt und will das hier noch einmal wiederholen,
dass es keine hundertprozentige Sicherheit geben
kann. Die kann ich als Senatorin nicht geben, und
die koénnen auch meine Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter nicht geben. Wir kénnen nur ein System
aufbauen. In den letzten Jahren, seit diesem
schrecklichen Todesfall, sind aufgrund des
Untersuchungsausschuss und seiner Empfehl-
ungen viele MalRnahmen ergriffen worden.

Wir haben in Bremen enorm viel bewegt, was das
Thema Kinderschutz angeht. Wir haben auch das
Jugendamt noch einmal neu aufgestellt. Es ist
auch nicht so, dass wir sagen: Wir fihren keine
Veranderungen mehr durch. Im Jugendamt selbst
sind wir vielmehr mitten in diesem Prozess. Das ist
mit den Stichworten, sozialrdumlich zu arbeiten
und sich auf die sozialrdumliche Arbeit starker zu
spezialisieren, angesprochen worden.

Aber, wie gesagt, der Kinderschutz ist immer ein
Seiltanz. Sandra Ahrens hat das angesprochen: Es
wird immer einige Eltern oder Erziehungs-
berechtigte geben, die im Vortduschen einer
Wahrheit sehr geschickt sind, sodass wir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter brauchen, die sich
immer wieder in den Stand versetzen, das Erzahlte
zu hinterfragen und gleichzeitig eine ganz hohe
Professionalitat an den Tag zu legen.

Bei meinen Besuchen in den Sozialzentren - ich
habe alle Sozialzentren besucht und habe mich mit
verschiedenen Teams unterhalten - habe ich den
Eindruck gewonnen, dass wir hoch engagierte
Kolleginnen und Kollegen haben. Wir haben junge
Kolleginnen und Kollegen, wir haben aber auch
altere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ich finde,
wir sollten uns dariiber freuen, dass das Amt fir
Soziale Dienste diesen Generationenwechsel, der

bei uns schon viel starker im Gange ist als in
anderen Behotrden, so beherzt angeht und
versucht, altersgemischte Teams zusammen-
zustellen. Das ist auch eine Riesenchance.

Auf der einen Seite wurden wir gescholten, wir
héatten nur altere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Ich erinnere ich mich noch an die Debatten. Jetzt
wird gesagt: Ihr habt zu viele Jiingere; da habt ihr
mit Mutterschutz und Elternzeit zu tun. - Ich bin
sehr froh, dass wir so viele qualifizierte Kolleginnen
und Kollegen gewonnen haben. Auch das Thema
Mutterschutz und Elternzeit missen wir bei der
Personalplanung mit bedenken. Das ist jetzt
einfach unsere Herausforderung. Der Personalmix
ist mir wichtig. Wir brauchen die Erfahrung, und wir
brauchen auch die frischen Ideen an der Stelle.

Ich habe eben schon gesagt, dass wir
verschiedene MaRnahmen ergriffen haben. Das
eine ist die Eingruppierung nach E 10, damit wir mit
Hamburg, Bremerhaven, Oldenburg und auch mit
freien Tragern Schritt halten kénnen. Das dient
auch dazu, als attraktiverer  Arbeitgeber
wahrgenommen zu werden. Dies entspricht auch
den Diskussionen bei uns im Amt, was das
verénderte Arbeitsfeld und die Verantwortung des
Einzelnen angeht. Ich glaube, dass das fur das
Anwerben qualifizierter Bewerberinnen und
Bewerber elementar wichtig sein wird.

Die Ausschreibung im ,Weser-Kurier* hat das auch
schon gezeigt. Der Bewerbungsschluss ist zwar
erst am 13. Dezember, aber uns liegen schon
heute 24 Bewerbungen vor - das ist fir eine
Ausschreibung im Augenblick schon ein extrem
guter Wert -, und das sind auch qualifizierte
Bewerbungen.

Wir haben mit dem Ausbildungspersonalrat am 18.
November ein Gesprach gefuihrt und haben dazu
aufgefordert, dass sich unsere Auszubildenden
zum 1. April 2017 bewerben. Wir haben bereits 23
Bewerbungen bekommen. Daran zeigt sich, dass
der offentliche Dienst nicht als Arbeitgeber
wahrgenommen wird, bei dem es sich nicht zu
bleiben lohnt, sondern dass die jungen
Auszubildenden den o6ffentlichen Dienst durchaus
so wahrnehmen, dass er viel fur die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer tut und dass
es sich lohnt, dort eine Téatigkeit aufzunehmen.
Mich freut das auf3erordentlich.

Wir haben mit dem Personalrat, mit der
Interessenvertretung, mit dem  Schwerbe-
hindertenbeauftragten Herrn Bockholt und auch
mit Frau Koczorowski als Frauenbeauftragte
daruber gesprochen, wie wir unsere Werbe-
maRnahmen an den Hochschulen noch einmal
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verbessern konnen. Wir haben jetzt Hoch-
schulprofessoren angesprochen, die gesagt haben,
sie mochten im Amt fur Soziale Dienste in den
Fachdiensten hospitieren. Das haben wir, glaube
ich, noch nie gehabt. Davon erhoffe ich mir, dass
wir einen noch stéarkeren Zulauf bekommen und
dass auch die Professoren an den Hochschulen
Werbung fir das Amt fir Soziale Dienste als
Arbeitgeber machen.

Besonders gut und erfreulich lauft die Mund-zu-
Mund-Propaganda unserer Beschaftigten. Darlber
bekommen wir oft Initiativbewerbungen. Wir fuhren
im Augenblick, immer wenn wir funf, sechs
Bewerber zusammen haben, Einstellungs-
verfahren durch. So kénnen wir peu a peu die
Stellen besetzen. Aber, wie gesagt, die Null
konnten wir noch nicht erreichen.

Das Jahr 2015 war fur uns ein aul3erordentlich
schwieriges Jahr. Das will ich zum Abschluss
meiner Rede noch einmal ansprechen. Das Amt fir
Soziale Dienste musste einen Wachstumsprozess
und gleichzeitig eine Organisationsveranderung
absolvieren, weil 10 800 Menschen - Erwachsene
mit Kindern - und 2 600 unbegleitete Minderjéhrige
nach Bremen gekommen sind. Dafir ist als
Allererstes das Amt fir Soziale Dienste zusténdig.

Das haben nun unsere Kolleginnen und Kollegen
geleistet. Seitens des Senats und der die
Birgerschaft wurden Sofortprogramme aufgelegt.
Aber man muss feststellen, dass das Personal erst
kam, als wir schon wesentliche Teile dieser
Aufgabe schultern mussten. Wir sind alle sehr froh,
dass wir uns jetzt einem Normalzustand annahern,
dass wir die 50 000 ungedffneten Briefe endlich
offnen kdnnen, die allein von den Krankenkassen
in einem Zimmer lagen, und dass wir die Akten
bearbeiten kénnen.

Wir haben einen neuen Fachdienst Flichtlinge
gegrindet, der jetzt im Fruchthof am Bahnhof
angesiedelt ist. Wir haben also einen siebten,
neuen Standort mit komplett neuen Teams, die
sich erst finden mussten. Das war organisatorisch
eine Riesenherausforderung. Wir haben ja hier
schon mehrfach besprochen, was insoweit zu
leisten ist.

Unter dem Strich mdchte ich mich fur die auch aus
meiner Sicht sehr sachliche Diskussion bedanken
und noch einmal deutlich signalisieren - Herr
Buhlert hat das Thema noch einmal
angesprochen -, dass wir, was die Ausweitung der
Ausbildung angeht, gesprachsbereit sind. Wir
wirden uns freuen, wenn in dieser Richtung noch
mehr passieren kénnte.

(Vizeprasident Imhoff Gbernimmt den Vorsitz.)

Mein Ziel als Senatorin ist es, dass wir die
Haltekraft im Amt fir Soziale Dienste verbessern -
das ist von verschiedenen Rednern und
Rednerinnen angesprochen worden -, dass wir es
schaffen, dass uns die Kolleginnen und Kollegen
nicht so schnell verlassen. Das war bislang auch
eine Frage der Eingruppierung. Ich habe jetzt eher
die Sorge, dass sich im Amt aus dem Bereich der
Erwachsenen Verschiebungen in  Richtung
Sozialdienst Junge Menschen ergeben. Das ist ein
Thema, dem wir uns in Zukunft auch stellen
mussen. Auf der Besuchertriblne sitzt ja die ver.di-
Betriebsgruppe. Das Thema Tarifverhandlungen
wird in den néchsten Monaten auch noch eine
grol3e Rolle spielen. Insgesamt bin ich aber froh,
dass wir hier - auch zu dem Stichwort ,Fallzahlen*® -
eine sehr sachliche Debatte gefuihrt haben.

Ich bedanke mich fir die Aufmerksamkeit und bei
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vom Amt fir
Soziale Dienste. - Danke schon!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Stadtbirgerschaft nimmt von der Antwort des
Senats, Drucksache 19/407 S, auf die Grol3e
Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Bevor ich den nachsten Tagesordnungspunkt
aufrufe, teile ich lhnen mit, dass der
Tagesordnungspunkt 19 aufgrund interfraktioneller
Vereinbarung ohne Debatte aufgerufen wird.

Vorkurse und zugehorige Lehrkrafte an den
Bremer Schulen

Grol3e Anfrage der Fraktion DIE LINKE

vom 20. September 2016

(Drucksache 19/373 S)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 1. November 2016
(Drucksache 19/396 S)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat
Pietrzok.

Ich gehe davon aus, dass Herr Staatsrat Pietrzok
die Anfrage nicht verlesen mdchte. Somit treten wir
in die Aussprache ein.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Vogt.


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/373%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/396%20S
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Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)": Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor wir in die
Aussprache gehen, méchte ich dem Kollegen
Gungor, der extra fur diese Debatte gekommen ist,
ganz herzlich dazu gratulieren, dass er zum
zweiten Mal Vater geworden ist.

(Beifall)

Kommen wir zur Anfrage. Es ist ja nicht das erste
Mal, dass wir nachfragen, wie sich das
Vorkurssystem in Bremen entwickelt. Man kann
inzwischen davon reden, dass es sich in gewisser
Art und Weise eingependelt hat.

Vorweg muss ich sagen, ich habe nach wie vor den
allergroRten Respekt vor den Schulen, aber auch
vor den einzelnen Lehrkraften, die seit dem 1.
Januar 2015, sprich: seit den vergangenen zwei
Jahren, an den Bremer Schulen Platz fur 4 000
zugewanderte Kinder geschaffen haben und
versuchen, sie im Spracherwerb zu unterstiitzen
und sie damit fur die Schullaufbahn zu beféahigen.

Es gibt ein paar Dinge, die positiv sind. Auch die
Gymnasien stellen sich inzwischen flachen-
deckend ihrer Verantwortung und bieten Vorkurse
an. Die Wartelisten sind kirzer als noch vor einem
Jahr, und die Aufnahme in die Vorkurse scheint
etwas friher zu gelingen.

Negativ ist allerdings, dass im Gegenzug die
Frequenzen der Vorkurse erhdht worden sind. An
den berufsbildenden Schulen kann man nicht mehr
von einer temporaren Erhéhung der Frequenz von
16 auf 18 Jugendliche sprechen. Das behauptet
zwar der Senat, aber das ist inzwischen an den
berufsbildenden Schulen seit zwei Jahren leider
ein Dauerzustand und gefahrdet dort den
Schulleitungen und Lehrkraften zufolge auch
nachhaltiy den Lernerfolg. Ahnliches gilt
inzwischen fur die Grundschulen, an denen
zunehmend Kurse mit zwdlf statt mit zehn Kindern
angeboten werden.

Die Binnendifferenzierung wird vom Senat zwar als
wesentliches Merkmal angegeben, aber mit so
vielen Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmern
ist sie unseres Erachtens nicht mehr mdglich.
Daher muss es erklartes Ziel sein, die
Kursfrequenzen auf das urspriinglich angedachte
Mal zu senken.

Wir halten es fur problematisch, dass es, was die
Anzahl der eingerichteten Vorkurse angeht, eine
leichte Konzentration auf bestimmte Stadtteile gibt.
Das sind insbesondere Huchting, Obervieland,
Gropelingen, Blumenthal und andere Teile von
Bremen-Nord. Dies ist natirlich der Situation
geschuldet, dass in diesen Stadtteilen Ubergangs-
wohnheime gebaut worden sind und es dort den

billigen Wohnraum gibt, in dem Geflichtete
hinterher unterkommen.

Wir sind der Meinung, dass diese Schulen einen
angemessenen Ausgleich fiir die zusatzlichen
Integrationsaufgaben bekommen mussen, die sie
im Gegensatz zu Schulen in anderen Stadtteilen zu
schultern haben. Dies ist im Moment noch nicht
ausreichend der Fall.

Die Frage, was mit den Jugendlichen geschieht,
die zwar das sprachliche Lernziel nach zwei
Jahren erreichen, aber noch keine Berufs-
bildungsreife erlangt haben - sprich: den
Hauptschulabschluss, den es friher einmal gab;
das ware vergleichbar -, bleibt ungeklart. Die
Gefahr, dass von der Behorde installierte Systeme
viele Jugendliche hinterlassen, die keinen richtigen
Schulabschluss haben, ist nach wie vor grof3.

Ziel muss es sein, nach dem Aufbau der Struktur
nun an Inhalten und an der Qualitat der Vorkurse
zu arbeiten. Auch die Beschéftigungsbedingungen
der Lehrkréafte, die dort arbeiten, miissen mit in den
Blick genommen werden.

Wir haben nach der Veréffentlichung der Antwort
des Senats inzwischen mehrere Zuschriften von
Vorkurslehrkraften bekommen. Diese sagen uns
einwandfrei - sie kbnnen uns das auch anhand der
einzelnen Antworten nachweisen -, dass der Senat
in seiner Antwort die realen Zustdnde an den
Schulen beschénigt und dass es bei den
Konzepten und der Einarbeitung der
Vorkurslehrkrafte noch gewaltig hakt.

Die Antworten des Senates verschleiern nur
notdurftig, dass es gar kein verninftiges
Curriculum fur die Vorkurse gibt. Dieses Problem
ist an den Oberschulen noch das Geringste, weil
es dort das Deutsche Sprachdiplom - DSD - gibt,
das als Lernziel genannt wird. An den
Grundschulen sieht das aber schon wieder anders
aus. Dort gibt es kein vergleichbares, extern
entwickeltes Diplom und auch die entsprechenden
Materialien nicht.

Wir haben in den letzten Wochen und Monaten mit
diversen Vorkurslehrkraften gesprochen. Wir
wissen, dass insbesondere der Unterricht an den
Grundschulen sehr unterschiedlich gestaltet wird.
Vor allem wissen wir aber auch, dass die
Einfihrung und Einarbeitung der Vorkurslehrer und
-lehrerinnen an den  Grundschulen sehr
unterschiedlich erfolgen. Wer Glick hat, kann auf
erfahrene Kolleginnen und Kollegen zurtickgreifen,
bei ihnen hospitieren und Materialien ibernehmen.
Eine systematische Hilfe gibt es aber nicht. Es gibt
auch Lehrkréafte, die an Grundschulen vom ersten
Tag an auf sich alleine gestellt sind.
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Wir sind der Meinung, dass es an den
Grundschulen ein Konzept fur alle Vorkurse in
Bremen und Materialien, die allen zur Verfiigung
stehen, geben muss und dass eine systematische
Einarbeitung und Vorbereitung der Lehrkrafte fir
die Vorkurse erfolgen missen.

(Beifall DIE LINKE - Glocke)

Ich komme gleich in der ersten Runde zum Schluss.
Wir sind auch der Meinung, dass fur diese
Einarbeitung Lehrkréafte freigestellt werden mussen,
weil es sonst nicht funktioniert. Das Gleiche gilt im
Ubrigen auch fur berufliche Schulen, in denen die
Lehrkrafte gerade neben dem Unterricht das
Curriculum fir das zweite Lehrjahr entwickeln.

(Glocke)

Wenn insoweit Freistellungen erfolgen, dann sind
sie eindeutig zu gering, Herr Président. Ich denke,
man kann Lehrerinnen und Lehrer nicht als
Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger gewinnen
und sie dann wahrend ihrer Arbeitszeiten
zusatzlich mit der Entwicklung von Unterrichts-
inhalten zu beauftragen. Dafiir kdnnen sie nicht
auch noch verantwortlich sein. Das muss zukinftig
ganz anders geregelt werden.

(Beifall DIE LINKE)

Zu den Fragen der Arbeitsbedingungen und der
Alphabetisierung in Vorkursen werde ich mich
noch einmal melden, denn die Anfrage doch sehr
umfangreich ist. - Ich danke Ihnen!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasident Imhoff; Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Yildiz.

Abg. Frau Yildiz (Bindnis 90/Die Griinen)”:
Sehr geehrter Herr Préasident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich vertrete heute
unseren Kollegen Matthias Guldner. Ich wiinsche
ihm von hier gute Besserung!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Die Beherrschung der deutschen Sprache ist der
Schlissel zur Integration. Dartber sind wir uns
sicherlich alle einig. Den Vorkursen kommt daher
eine bedeutende Rolle zu, die fir den weiteren
Lebensweg, die Schul- und Arbeitsbiographie,
entscheidend sind. Ich meine, Bremen hat sehr
vorbildlich und rasch fir diese vielen Kinder und
Jugendlichen Vorkurse in der Schule eingerichtet.
Das war eine echte Kraftanstrengung. Vielen Dank
an alle Beteiligten!

(Beifall Buindnis 90/Die Griinen, SPD)

Insbesondere mochte ich das System loben, dass
alle Kinder einer Regelklasse angehdren und wir
nicht etwa getrennte Auslanderklassen
eingerichtet haben. Sprache lernt man durch die
Praxis im Austausch mit Gleichaltrigen.

(Beifall Buindnis 90/Die Griinen)

Wir alle wissen, die meisten dieser Kinder und
Jugendlichen sind vor Krieg, Verfolgung und
Gewalt gefliichtet und sind mit oder ohne Eltern zu
uns gekommen. Sie haben fir ihr Alter schon viel
erlebt. Zum Teil dauerte der geféhrliche Weg der
Flucht zwischen zwei und drei Jahren - Zeit, in der
sie nicht zur Schule gegangen sind. Viele sind
traumatisiert und haben gesundheitliche Probleme.
Der Schulbesuch in Bremen bringt Normalitét in ihr
Leben und ist eine gute Ablenkung von den Sorgen
um zurlckgelassene Familienmitglieder und
Freunde.

Die meisten dieser Schilerinnen und Schiler
haben vorbildliche Schulkarrieren hinter sich. In
der Regel sprechen sie neben ihrer Heimatsprache
ganz gut Englisch und Franzésisch und bringen ein
hohes Mal3 an Motivation mit, auch die deutsche
Sprache schnell zu erlernen. Diese jungen
Menschen haben vielféltige Interessen,
engagieren sich gesellschaftlich und politisch und
wollen hier Ful3 fassen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD)

Wir wissen auch, mit welch hohem Engagement
die Lehrkrafte und Padagogen arbeiten. Sie stellen
sich der Herausforderung mit hoher Kompetenz.
Sie schaffen in den Klassen eine gute
Willkommenskultur und nutzen die Vielfalt. Das ist
aber keine leichte Aufgabe. Die Kinder und
Jugendlichen sind in den verschiedensten
Sprachen, Kulturkreisen und Schulstrukturen
sozialisiert. Viele sind nicht in der lateinischen
Schrift alphabetisiert worden.

(Unruhe - Zuruf CDU: Jetzt haltet mal die Klappe! -
Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das war unpar -
lamentarisch, Herr Kollege!)

Vizeprasident Imhoff: Ich bitte Sie! Frau Yildiz hat
das Wort!

Abg. Frau Yildiz (Bundnis 90/Die Griinen)”: Viel
zu haufig werden bereits alphabetisierte mit noch
nicht alphabetisierten Schilerinnen und Schilern
gemeinsam von einer Lehrkraft unterrichtet. Dies
fuhrt oftmals zu Unmut. Die einen langweilen sich,
wahrend andere sich Uberfordert fuhlen. Hier sehe
ich Verbesserungsbedarf. Wiinschenswert ware
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aus meiner Sicht die Einfuhrung von
Alphabetisierungskursen beziehungsweise fir die
laufenden Vorkurse die Einstellung einer zweiten
Lehrkraft, sodass durch die Doppelbesetzung
differenziert gearbeitet werden kann.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Meine Damen und Herren, noch eine Anmerkung
zum Schluss. Der Vorkurs ist fir den Einstieg
konzipiert worden. Worlber wir uns zukunftig
Gedanken machen mussen, ist die Frage, wie
Bremen neben dem Regelunterricht fortlaufend
zusatzlich  Deutsch-Sprachférderung anbieten
kann. Das Niveau muss so hoch sein, dass
Schulerinnen und Schiiler auch den Inhalten etwa
in Erdkunde und Biologie folgen kénnen und nicht
etwa an Sprachbarrieren scheitern. Da stehen wir
erst am Anfang der Diskussion. - Ich danke lhnen
fur lhre Aufmerksamkeit!

(Beifall Bundnis 90/Die Gruinen, SPD)

Vizeprasident Imhoff: Als néchster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Gungor.

Abg. Gungor (SPD)”: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich muss mich jetzt
erst einmal an die Situation gewohnen, dass hier
keine Mikros sind. Ich dachte nur: Wenn man einen
Verfassungsschitzer zum Direktor der
Burgerschaft macht, werden erst einmal die Mikros
unsichtbar.

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, die Antwort des Senats
zeigt, vor welch grol3e Herausforderungen das
gesamte Bildungssystem durch die hohe Zahl von
Geflichteten und Asylsuchenden und die hohe
Zahl  von  schulpflichtigen Kindern  und
Jugendlichen gestellt ist. Aufgrund der wichtigen
Integrationsaufgabe, die das schulische System
Ubernimmt, gilt in Bremen die Schulpflicht bereits
in der Erstaufnahmeeinrichtung und unabh&ngig
von der Art der Unterkunft.

Bis heute haben wir laut Ressortauskunft 2 725
Flichtlingskinder und  -jugendliche  sowie
unbegleitete minderjahrige Auslander in Vorkursen
untergebracht. Aktuell gibt es in den o6ffentlichen
Schulen im allgemeinbildenden Bereich 104
Vorkurse, im berufsbildenden Bereich 60 Vorkurse
der Sprachférderung mit Berufsorientierung sowie
19 Berufsorientierungsklassen mit  Sprach-
forderung. Also besuchen 1 468 Schiilerinnen und
Schuiler Vorkurse im allgemeinbildenden Bereich
und 1 054 Schilerinnen und Schiler Vorkurse im
berufsbildenden Bereich. Das ist eine groRRe
Leistung, meine Damen und Herren!

(Beifall SPD)

Trotz dieser grof3en Bemiuhungen kdnnen wir der
Antwort des Senats aber auch entnehmen, dass es
sowohl im Grundschulbereich als auch in den
weiterfuhrenden Schulen und auch an den
berufsbildenden Schulen Jugendliche gibt, die auf
einen Vorkursplatz warten missen. Das wird
angesichts der Ausgangslage, die ich anfangs
beschrieben habe, und der hohen Dynamik wohl
nicht ganz zu vermeiden sein.

Inzwischen werden jahrlich fast 4,3 Prozent aller
Schilerinnen und Schiler im Lande Bremen in
Vorkurse aufgenommen. Bis vor zwei Jahren kam
die Mehrzahl von ihnen (ber die Unions-
freizligigkeit nach Bremen. An erster Stelle
standen Schilerinnen und Schiller aus Polen und
Bulgarien. Heute liegt der Flichtlingsanteil in den
Vorkursen bei Uber 70 Prozent mit weiter
steigender Tendenz. Die grof3te Zuwanderungs-
gruppe bilden inzwischen syrische Schiilerinnen
und Schiler. Innerhalb der letzten drei Jahre hat
sich die Zahl der Vorkurse mehr als verdreifacht.

Es gibt, wie die Antwort auf die GrofR3e Anfrage
auch deutlich macht, ein starkes Lerngefalle unter
den ankommenden Kindern - von sehr stark im
arabischen und  kyrillischen  Schriftsystem
Alphabetisierten ber alphabetisierte Zweitschrift-
lernenden bis hin zu funktionalen und primaren
Analphabeten. Besorgniserregend waren in
diesem Zusammenhang Meldungen einiger
Grundschulen am Anfang des Schuljahres, dass
noch nicht alphabetisierte Kinder ohne einen
Vorkurs direkt in die erste Klasse eingeschult
worden seien, da sie ja - so die Begrindung -
ohnehin wie die anderen Kinder das Alphabet
lernen mussten. Das ist bei Kindern mit einer vollig
anderen Muttersprache natdrlich nicht die richtige
Herangehensweise.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Ich gehe auch davon aus, dass das lediglich
Ausnahmen waren, die inzwischen geheilt worden
sind.

In den Vorkursen soll und muss ein gewisses
Sprachniveau erreicht werden. Das gelingt
logischerweise nicht immer und soll dann in den
Regelklassen durch zusatzliche Sprachférder-
malinahmen erreicht werden. Der Senat schatzt
die vorhandenen Unterstiitzungssysteme als
ausreichend ein. Wenn man mit den Schulen
spricht, kommt man nicht immer zu diesem
Ergebnis. Fraglich ist und bleibt, ob Kinder mit
einer vollig anderen Herkunftssprache schon nach
sechs Monaten in den Regelklassen gut
aufgehoben sind. Hier muss unseres Erachtens
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nachgelegt werden.

Eine Alphabetisierung von Schilerinnen und
Schilern, die die lateinische Schrift nicht kennen,
ist eine groRe Herausforderung fir die Schulen.
Das scheint auch die gré3te Schwierigkeit zu sein,
Analphabeten in weiterfiihrenden Schulen zu
alphabetisieren. Wir begrif3en daher ausdriicklich,
dass speziell fir diese Zielgruppe ein Teil der
Vorkurse zu Vorkursen mit dem Schwerpunkt
Alphabetisierung umgestaltet werden soll und
gerade ein entsprechendes Konzept erarbeitet
wird. Wir begriRen ebenfalls, dass die Senatorin
fur Kinder und Bildung in Kooperation mit dem LIS
regelmaRige Fortbildungen und Fachtagungen fur
die Vorkurslehrkréfte durchfuhrt und fir diese
sowohl telefonische als auch persénliche Beratung
angeboten wird und es sowohl im allgemein-
bildendenden als auch im beruflichen Bereich
Méoglichkeiten zum Austausch von Erfahrungen,
Informationen und Materialien fir die jeweiligen
Netzwerke gibt.

Sprache ist und bleibt der Schlissel fir einen guten
Anfang der Integration. Daflir mussen wir
gemeinsam sorgen. - Vielen Dank fiur lhre
Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD)

Vizeprasident Imhoff: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Dr. vom Bruch.

Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Herr Président,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist
eine umfangreiche GroRe Anfrage - weniger die
Antworten, mehr die Fragen. Es ist aber durchaus
ein berechtigtes Anliegen, nach einem guten Jahr
verstarkter Zuwanderung eine Zwischenbilanz zu
ziehen - eine Zwischenbilanz fir eine
gesellschaftliche Kraftanstrengung nicht zuletzt fur
die Schulen und die, die sich haupt- oder
ehrenamtlich insbesondere um die sprachliche
Bildung und Forderung gekimmert haben. Vorweg
deshalb auch von uns ein herzlicher Dank an alle,
die sich daran beteiligt haben!

Nach einem solchen Jahr brauchen wir eigentlich
eine etwas umfassendere und eine etwas breiter
angelegte Zwischenbilanz. Es ist namlich Zeit, vom
Krisenmodus auf Normalitdt umzuschalten, wenn
auch auf eine veranderte, auf verstetigte
Strukturen. Insofern hatten wir eigentlich erwartet,
dass eine solche Bilanz etwas selbstkritischer
ausfallen wirde. Noch immer fehlen
entsprechende Vorkurse, warten Betroffene auf
Platze, und das, obwohl zum Beispiel Schulen in
freier Tragerschaft Kapazitaten hatten aktivieren
kénnen.

Eine gesellschaftliche Kraftanstrengung kostet
eben nicht nur Geld. Sie erfordert auch eine
angemessene und eine wertschatzende
Kommunikation. Die haben Sie leider in diesem
Bereich véllig verstolpert, meine Damen und
Herren!

(Beifall CDU)

Das heil3t nicht, dass alles falsch war. Ich glaube,
dass das Prinzip Vorkurse und Regelbeschulung,
wenn und soweit wie moglich, im Prinzip zumindest
zunachst richtig war, Ubrigens schon aus rein
praktischen Erwagungen, weil viele jugendliche
Zuwanderer bereits schulpflichtig waren und eine
schnelle und pragmatische Reaktion erforderlich
war. Allerdings hat sich die Zuwanderungssituation
stark verandert. Es gehdrt zu einer Zwischenbilanz
auch, Signale aus der Praxis aufzunehmen. Da ist
zwar vieles, aber langst nicht alles gut, was man
hort. Sprachliche Fertigkeiten sind und bleiben
eine wesentliche Voraussetzung fur individuellen
Schulerfolg und sind gleichzeitig Voraussetzung
fur gelingenden Unterricht auf der schulischen
Ebene. Deshalb missen umfassende sprachliche
Fertigkeiten in der Regel vor der Einschulung
vorhanden sein. Darauf muss das System der
Sprachférderung im Schwerpunkt und mehr als
bisher ausgerichtet werden.

Es gibt nicht nur Sorgen mit der Quantitat der
Platze, sondern auch mit der Wirkung von
sprachlicher Forderung, nicht nur, oder nicht
einmal hauptsachlich verursacht durch die
Zuwanderung, aber dadurch nochmals verstarkt,
wie der jungste Bericht zur Sprachstands-
feststellung fir alle Einzuschulenden zeigt.

Lassen Sie mich die Ergebnisse einmal in
Stichworten zusammenfassen. Erstens. Forder-
bedarf besteht bei nicht weniger als 35 Prozent der
Schilerinnen und Schiler, Tendenz steigend.
Zweitens. Die stadtteilbezogene Bandbreite reicht
von knapp sieben Prozent in Borgfeld bis 60
Prozent in Grépelingen und verfestigt sich damit
zum Merkmal von Segregation und
unterschiedlichen Zukunftschancen in unserer
Stadt. Drittens. Bei 60 Prozent, also fast zwei
Dritteln, besteht der Foérderbedarf in der
Grundschule fort. Viertens. Funf Prozent der
Kinder haben geringe oder gar keine Deutsch-
kenntnisse.

Meine Damen und Herren, in diesen Daten liegen
meines Erachtens hintergrindig die wahren
Herausforderungen. Ich frage mich insbesondere
nach den letzten Ergebnissen, die ich benannt
habe, wie mancherorts Uberhaupt Unterricht fir
alle durchgefiihrt werden kann. Ich habe grol3e
Sorge, dass Sie die Schulen an den Rand der
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Uberforderung gefiihrt haben.
(Beifall CDU)

So bleiben die Antworten des Senats auf die
Kernfrage, wie es weitergeht, eigentlich viel zu
unkonkret. Es ist schon, bestétigt zu bekommen,
was wir eigentlich schon alle wissen, dass wir in
den Vorkursen einen bunten Beschéftigungsmix
haben und die Lehrkréfte vorwiegend weiblich sind.
Nein, die Kernherausforderung ist eine Starkung
der Schulen, insbesondere vor diesem Hintergrund,
durch  eine  schnellere  Entwicklung  von
Ganztagsschulen. Die Kernforderungen missen
verlassliche Strukturen und eine vorschulische
Offensive in der Sprachférderung sein, Ubrigens
unabhangig von der Ursache der Defizite.

Die Sprachstandserhebung muss viel friher als
bisher erfolgen und daran anschlieend zeitnah
auch die Forderung. Wir brauchen perspektivisch
ein vorschulisch gepragtes und verpflichtendes
letztes Kindergartenjahr. Wir missen auch die
Eltern in die Pflicht nehmen, denn private und
staatliche Férderung missen sich mehr als bisher
erganzen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! - Sprachférderung
braucht mehr Verbindlichkeit. Sie muss friiher als
bisher einsetzen und mehr Ergebnisorientierung
erhalten. Meine Damen und Herren, die unstrittig
notwendige Verstetigung von ausstattungs-
bezogenen Anstrengungen muss auch mit einer
klareren Definition von Erwartungshaltung an die
Betroffenen verbunden werden. - Herzlichen Dank!
(Beifall CDU, LKR)

Vizeprasident Imhoff; Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch.

Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Im Unterausschuss Migration wurde den
Mitgliedern Anfang November von einer jungen
Mitarbeiterin, einer Politikwissenschaftlerin, die
selbst in einem Flichtlingscamp geboren wurde,
eine Liste der aktuellen Vorkurse an den
allgemeinbildenden Schulen der Stadt Bremen
vorgestellt. Inzwischen gibt es mehr als 100
Vorkurse an den Bremer Schulen. Allein seit
August 2016 wurden neun neue Vorkurse
eingerichtet, und weitere sind geplant. Dazu
kommen noch die Hausbeschulung in den
Ubergangswohnheimen und die Kurse an den
Berufsschulen. Das Angebot, das in unglaublich
kurzer Zeit geschaffen wurde, ist beeindruckend.
Es verteilt sich nahezu udber das gesamte
Stadtgebiet und hat seinen Schwerpunkt an den

Ganztagsschulen.

In Bremen nehmen die Schilerinnen und Schiler
schon wahrend des Besuches der Vorkurse
stundenweise am Unterricht der spéteren
Regelklassen teil. Diese Regelung begrif3en wir
Freie Demokraten ausdriicklich, denn sie hilft den
Kindern beim Einstieg in den Schulalltag. Sehr zu
bedauern ist allerdings, dass viele Schilerinnen
und Schuler nach einem Umzug der Familien nicht
langfristig an der urspriinglich besuchten Schule
bleiben, was dazu fuhrt, dass spéter dann doch
eine Konzentration der Sprachanfanger auf einige
wenige Schulen stattfindet. Hier fordern wir von
den Akteuren ein Konzept zur besseren Verteilung.

Als ein weiteres Problem stellt sich auch der
Sprachunterricht bei dem anschlie3enden Besuch
der Regelklassen dar. Das vorhandene
Unterstlitzungssystem ist hier nicht ausreichend
ausgestaltet. So kann eine gute und zeitnahe
Integration nicht gelingen.

Dies gilt auch fir die Alphabetisierungskurse fir
die Schulerinnen und Schiler mit fehlender
Alphabetisierung in ihrer Herkunftssprache. In der
Antwort auf die Groe Anfrage werden die
vorhandenen Unterstitzungssysteme als aus-
reichend eingeschétzt. Aus den Schulen hért man
leider ganz andere Stimmen. Wir Freie
Demokraten erkennen die Leistung der Senatorin
fir Kinder und Bildung bei der Schaffung der
Vorkurse an, fordern aber auch die gleichmaRige
Verteilung von Sprachanfangern auf alle Schulen,
ein mindestens ausreichendes Unterstitzungs-
angebot fir Sprachanfanger in den Regelklassen
und ein  bedarfsdeckendes Angebot an
Alphabetisierungskursen.

Bei der Personalversammlung der Lehrer vor zwei
Wochen waren die Vorkurse ein wesentliches
Thema. Einen Schwerpunkt bildete der Bericht der
Personalversammlung der Vorkurslehrkrafte mit
einer beeindruckenden Teilnehmerquote von 80
Prozent. 180 Kolleginnen und Kollegen, die in
Vorkursen unterrichten, fuhlen sich mit den vielen
Mangeln und Problemen alleingelassen und
kommen zu dem Schluss, dass die Integration
unter den derzeitigen Bedingungen fur die
Schilerinnen und Schiler kaum gelingen kann.

Zu den mehr als 50 Forderungen derer, die
tagtaglich mit den Problemen bei den Vorkursen
konfrontiert sind, zahlen ein Ende der prekaren
Beschaftigung, die Entfristung der Vertrage,
gleicher Lohn fiur gleiche Arbeit, gute
Qualifizierungsmalnahmen, Doppelbesetzungen,
Fachpersonal fir den Umgang mit Traumata,
Alphabetisierungskurse fir alle Schiler und ein



Stadtbirgerschaft 1015

21. Sitzung/13.12.16

Beratungs- und Unterstitzungsangebot fur die
Ubergéange. Aber besonders wichtig sind ein
Langzeitkonzept und die Einhaltung der
Obergrenzen bei den KursgroBen sowie die
flexible Verweildauer in den Vorkursen.

Auch in der Sitzung des Fachausschusses
Schulische Bildung, Weiterbildung und Migration
des Beirates Ende November haben alle
Schulleiterin und Schulleiter die Struktur der
Vorkurse kritisiert. Man glaubt nicht mehr daran,
dass die Vorkurse in der jetzigen Form geeignet
sind, um den Kindern das Alphabet, das Lesen,
das Schreiben und das Sprechen in sechs
Monaten beziehungsweise in einem Jahr
beibringen zu kénnen. Haufig sind die Vorkurse
auch von Fluktuation der Schilerinnen und Schuler
gepragt. Dies ist dem Prozess nicht forderlich. Es
gibt zudem zu wenig qualifiziertes Personal, also
Lehrer und Sozialpadagogen. So kdnnen viele
vakante Stellen erst nach einer langen Wartezeit
besetzt werden. Weiter fehlt es den Schulen an
den notwendigen R&umlichkeiten fur Differenzie-
rungsmoglichkeiten. Wir fordern Sie auf, sprechen
Sie mit den Lehrkraften, nehmen Sie die Sorgen
und Warnungen ernst und tun Sie alles dafir, damit
die Integration dieser jungen Menschen hier
gelingen kann! - Danke!

(Beifall FDP)

Vizeprasident Imhoff: Als ndchste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)”: Herr Préasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zum Thema
Alphabetisierung bin ich Ihnen noch zwei, drei
Sachen schuldig. Herr Glngdr, leider hat sich das
noch nicht so richtig geandert. Ich war in den
letzten Wochen in einer Menge von Grundschulen.
Vor allen Dingen in den Stadtteilen, in denen
sowieso ein hohes Mal an Kindern beschult wird,
die Deutsch nicht als Muttersprache haben, wurde
mir mitgeteilt, dass dort immer noch ziemlich viele
Kinder in die Grundschulklassen gesetzt werden,
die der deutschen Sprache nicht méchtig sind, mit
der Begrindung, die Grundschulen seien die
Alphabetisierungsexpertinnen und -experten und
dort konnten die Kinder mit dem Schrifterwerb
auch auf die deutsche Sprache erwerben.

Das ist naturlich vollig unsinnig, zumal wir wissen,
dass es eben Stadtteile wie Gropelingen, wie
Blumenthal, wie Tenever gibt, in denen 80 Prozent
aller Kinder mit einer anderen Muttersprache
aufgewachsen sind. Insbesondere betrifft das nach
wie vor Zuwanderer aus den Unionslandern,
inzwischen Ubrigens nicht nur aus Bulgarien,
sondern auch aus Rumaénien.

Die Grundschulen haben ziemlich klar gesagt,
dass das Uberhaupt nicht funktioniert, dass diese
Kinder dort weder verniinftig die deutsche Sprache
erwerben noch uberhaupt alphabetisiert werden.
Hier muss die Behodrde dringend aufgefordert
werden, ihr Handeln zu andern.

(Beifall DIE LINKE)

Die Einschatzung des Senats, dass die vorhan-
denen Unterstiitzungsangebote zur Alphabeti-
sierung ausreichen, ist auch vor diesem
Hintergrund eher verwunderlich. Wir haben nicht
nur aus den Grundschulen, sondern quer durch
alle anderen Schulen das Signal bekommen, dass
sie sich insbesondere mit der Alphabetisierung
alleingelassen und tberfordert fiihlen und dass sie
sagen, sie bendtigen zusatzliche Ressourcen,
damit Alphabetisierung aller Kinder und Jugend-
lichen Uberhaupt gelingen kann. Fur die
Oberschulen gilt zudem, dass die Alpha-
betisierungsproblematik viel zu spat angegangen
wird, dass erst jetzt ein Screening durchgefihrt
wird, welche Bedarfe es da Uberhaupt gibt. Das
macht ziemlich deutlich, dass die Bedarfe bisher
weitgehend tibersehen worden sind.

Auch an den berufsbildenden Schulen sind die
Bedarfe groR3er, was die Alphabetisierung angeht.
Ich finde dort insbesondere Uberhaupt nicht mehr
witzig - das muss ich hier einmal ganz klar und
deutlich sagen -, dass Alphabetisierungskurse an
den berufsbildenden Schulen Liicken stopfen,
dass diesen Schilerinnen und Schiler kein fester
Raum zugewiesen wird und dass sich
insbesondere diejenigen, die nicht lesen und
schreiben kdnnen, dann auch noch jede Woche
wieder aufs Neue einen Schulraum suchen
missen. Das ist, ehrlich gesagt, mit Sicherheit
nicht Ziel der Sache und sollte auch dringend
abgestellt werden.

(Beifall DIE LINKE)

Zum Thema Sprachférderung im Anschluss an die
Sprachkurse - das ist zum Teil auch schon von
meinen Vorrednern gesagt worden - sind die
Antworten des Senats sehr diunn und unkonkret.
Die Schulen sind weitgehend sich selbst
Uberlassen. Eine systematische Hilfe durch den
Senat oder das Ressort gibt es nicht. Es ist
selbstverstandlich, dass Kinder und Jugendliche
im Anschluss an die Sprachkurse weiterhin eine
individuelle Forderung brauchen. Es gab einmal
eine Bildungssenatorin, die salopp gesagt hat: Im
Anschluss an die Vorkurse kdnnen die Kinder eine
Banane oder eine Orange beschreiben, aber sie
sind noch nicht in der Lage, dem Fachunterricht zu
folgen. Dieser  Aussage der  friheren
Bildungssenatorin kann ich nur zustimmen. Die
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Schulen in Bremen fordern zu Recht an dieser
Stelle, dass sie weitere Ressourcen erhalten, um
Schilerinnen und Schiler individuell zu férdern,
damit sie eben nicht nur bestenfalls eine Schule
von innen gesehen haben, sondern dem
Fachunterricht auch folgen und einen Abschluss
erwerben konnen.

Was mir auch noch am Herzen liegt - das ist von
meinen Vorrednern und Vorrednerinnen nicht
gesagt worden -, ist die Tatsache, dass die
Anstellungsverhéltnisse  der Lehrkrafte sehr
unterschiedlich sind. Etwa die Halfte der Lehrkréfte
ist bei der Senatorin fur Kinder und Bildung
angestellt, die andere Halfte bei freien Tragern, die
grofl3e Mehrheit von diesen an der Stadtteilschule.

Der Senat beantworte die Anfragen zu den
Anstellungsverhaltnissen der Angestellten bei
freien Tragern leider nicht vollstandig. Die
Aussagen, die der Senat jedoch macht, lassen den
Schluss zu, dass den Angestellten bei den freien
Tragern nur die reine Unterrichtszeit in den
Vorkursen bezahlt wird. Die Vor- und
Nachbereitung der Kurse - weil ich in der ersten
Runde erzdhlt habe, wie viel Aufwand das
Uberwiegend ist, weil sie ndmlich nicht angelernt
werden und weil es keine Materialien gibt -, den
Austausch mit Kollegen, die Teilnahme an
Sitzungen, die an Schulen verbindlich sind, und die
Fortbildung missen diese Angestellten der freien
Trager wohl in ihrer Freizeit absolvieren. Das ist
deutlich anders als bei den Vorkurslehrkréaften, die
bei der Senatorin fir Kinder und Bildung
beschéaftigt sind. An dieser Stelle, muss man
einmal ganz klar sagen, erweisen sich die
Arbeitsverhaltnisse bei den freien Tragern wieder
einmal als Arbeitsverhéltnisse zweiter Klasse.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschlieRend! In
Bremen wird in den nachsten Jahren weiterhin
intensiv  Sprachforderung betrieben  werden
missen. Es ist daher sinnvoll, alle Lehrkréfte

(Glocke)

durchaus auch an das Ressort und an die
Senatorin fur Kinder und Bildung zu binden und
ihnen schnell einen Weg in den 6ffentlichen Dienst
aufzuweisen. Ich denke, abschlieRend, wir haben
noch eine Menge vor uns. Ich finde auch nicht,
dass wir uns mit den Antworten zufrieden geben
sollen.

Ein Thema haben wir in dieser GroRen Anfrage
noch gar nicht berihrt. Darauf sind wir als
Antragsteller hingewiesen worden. Die Frage der
Traumatisierung von Kindern und Jugendlichen,
insbesondere denen mit Fluchthintergrund -

(Glocke)

dann komme ich zum Schluss, Herr Prasident! -
wird viel zu wenig berihrt. Insbesondere
traumatisierte  Kinder und Jugendliche mit
Fluchterfahrungen brauchen auch im Sinne des
Spracherwerbs noch eine gezielte Férderung.
Dass wir das nicht nachgefragt haben, bedauere
ich, aber ich hoffe, dass uns allen das Thema
trotzdem ein Anliegen ist. - Ich danke lhnen!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasident Imhoff: Als néchster Redner hat
das Wort Staatsrat Pietrzok.

Staatsrat Pietrzok”: Herr Prasident, meine
Damen und Herren, Herr Dr. vom Bruch! Wie gern
wuirde ich lhnen folgen, dass wir jetzt von der
Situation des Ausnahmezustandes in die Situation
des Normalzustandes hinilberkommen miussen,
was die Beschulung und die Sprachférderung von
Fluchtlingsjugendlichen betrifft. Im Hinblick auf die
Vorkurse muss ich aber leider sagen, dass das
noch lange nicht der Fall ist. Vielmehr haben wir es
nach wie vor mit einer anhaltend sehr
aul3ergewohnlichen Situation zu tun. Auch wenn
Sie zur Kenntnis nehmen, dass wir deutlich
gesunkene Flichtlingszahlen haben, auch im
Hinblick auf die EU-Zuwanderung
zurlickgegangene Zahlen feststellbar sind,

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Verstetigt, habe ich
gesagt!)

so missen wir sagen, dass das sein Adaquat
Uberhaupt nicht im Hinblick auf die Kinder, die zur
Schule gehen, findet. Wir haben eine Situation, die
weitgehend unverandert ist. Obwohl wir eine ganz
grofRe Zahl von Kindern haben, die mittlerweile aus
den Vorkursen herausgehen, was eigentlich dazu
fuhren muisste, dass die Zahl derer, die in den
Vorkursen sind, endlich einmal nach unten geht,
missen wir feststellen, dass diese Zahlen immer
noch genauso hoch sind und dass wir diese
Integrationsleistung immer noch zu erbringen
haben, wie wir das bisher eben auch schon
gemacht haben.

Das Problem dabei ist, dass wir in den Klassen, die
jetzt schon die Integrationsleistungen mit den
Kindern erbracht haben, die die Vorkurse vielleicht
schon abgeschlossen haben und die in den
Klassen aufgenommen worden sind, weitere
Kinder haben,

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]J: Ich habe gesagt, dass
wir das verstetigen mussen!)

die jetzt in diese Vorkurse kommen und dann
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nattrlich auch einen Bezug zur Schulklasse haben.
Deswegen ist richtig, was Sie gesagt haben. Wir
missen darauf aufpassen. Sie sagten, Sie
befurchten, dass wir die Schulen an den Rand der
Uberforderung bringen. Darauf miissen wir ganz
genau achten. Es gibt namlich an einigen
Standorten durchaus schon deutliche Anzeichen
dafir, dass es so ist. Sie haben die Zahlen sogar
aufgefihrt. Das hat die Abgeordnete Vogt auch
getan. Diese Zahlen, mit denen wir zu tun haben,
sind eine immense Herausforderung. Ich ware
wirklich froh, wenn wir es ein bisschen einfacher im
Hinblick auf diese Zahlen héatten. Aber unser Haus
hat diese Verantwortung. Die Schulen nehmen
diese Verantwortung wahr und haben sich in den
letzten Jahren auch aus einer inneren
Uberzeugung fiir diese soziale Verantwortung und
fur diese bildungspolitische Verantwortung stark
engagiert, sodass ich mich bei ihnen noch einmal
ganz herzlich dafur bedanken méchte.

(Beifall SPD, CDU, Bundnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Aber wir missen wirklich alle zur Kenntnis nehmen,
dass die Arbeit, die sie dort in den letzten
eineinhalb  Jahren investiert haben, eine
aullergewohnliche Arbeit ist, von der nicht verlangt
werden kann, dass sie das weitere Jahre einfach
so durchziehen. Sie sind wirklich an vielen, vielen
Schulen Uber sich hinausgewachsen, weil sie das
ernst genommen haben. Das kann auf Dauer nicht
so weitergehen. Uberlast kann man machen, aber
das geht eben nur fir eine zeitlich begrenzte Dauer.
Das muss uns allen klar sein. So miissen wir jetzt
auch unsere Bildungspolitik weiter gestalten.

Wir haben eigentlich hier in Bremen eine gute
Grundlage fur die Integration, weil wir unser
Vorkurssystem gewéahlt haben, in denen die
Schuler schon Klassen zugeordnet sind und dann
hineinwachsen kénnen, auch genau mit der Idee,
dass es uns gelingt, dass die Kinder, die hier neu
in Bremen sind, in Schulklassen mit vielen anderen
kommen, die schon sehr lange da sind und dass
wir keine abgegrenzte Beschulung machen. Das
ist das richtige Konzept, das wir gemacht haben.
Aber es ist auch alles andere als einfach zu
organisieren. Es ist schon darauf hingewiesen
worden, dass durch Umziige in den Stadtteilen
entsprechende Konzentrationen entstehen.

Die Gerichtsurteile, die uns im Prinzip die Tour
verhandelt haben, Kapazitaten frei zu halten, damit
wir dann Flichtlingskinder auch etwas besser
gemischt unterbringen kénnen, machen es uns
deutlich schwerer, eine gute soziale Mischung
gewahrleisten zu kdnnen. Das ist nach meiner
Uberzeugung immer noch die wichtigste aller
Voraussetzungen. Kinder lernen Deutsch doch

nicht nur in den Kursen, sondern dadurch, dass sie
von Kindern umgeben sind, die Deutsch sprechen.
Das ist doch auch bei Jugendlichen und bei allen
Menschen so. Wir missen daran arbeiten, dass es
uns gelingt, denn nur durch diese Unterstitzung
werden die Kinder erfolgreich sein.

Wir sind also einer Situation, in der insgesamt die
Schulen belastet sind. Wir missen aber auch ganz
offen zur Kenntnis nehmen, dass es auch die
Schilerinnen und Schiiler in den Klassen belastet.
Es ist fur sie nicht nur einfach, sondern auch so,
dass sie feststellen missen, dass die Lehrer nicht
mehr die Gelegenheit haben, sich in dem MalR um
sie zu kiimmern, sie zu férdern, auf sie einzugehen,
sondern dass es eben Kinder gibt, die ganz
schwere Belastungen haben, zum Beispiel die
Traumatisierungen, von denen Sie gesprochen
haben. Deswegen ist es mir wichtig, darauf
hinzuweisen, dass die Schilerinnen und Schiler
auch in einer ganz besonderen Situation sind.

Wir mussen uns neben der Tatsache, dass wir
diese Kapazitaten auch aufrechterhalten mussen,
den zukinftigen Herausforderungen stellen. Der
erfolgreiche ~ Spracherwerb  erfordert  eine
jahrelange kontinuierliche Sprachférderung und
das Bereitstellen der dafir notwendigen
Kapazitdten in den Schulen. Allein der
Spracherwerb erfullt aber noch nicht den
Bildungsauftrag. Die  Schiler missen in
Ausbildung und Arbeit integriert werden. Nur dies
sichert ein unabhangiges und eigenstandiges
Leben. Wir durfen aber gleichzeitig, darauf miissen
wir auch achten - das haben wir in der letzten
Birgerschaft diskutiert -, die Frage der
Bildungsqualitat nicht aus dem Blick verlieren.

Wir haben festgestellt, dass sich im Grunde
genommen in der Schuldiskussion eigentlich alles
um das Thema Fluchtlinge gedreht hat. Dann
haben wir wieder eine Studie bekommen und
hatten hier eine Parlamentsdebatte zum Thema
Schulqualitat. Aber genau das muissen wir auch in
die Schulen implementieren, die Sensibilitat und
auch das Bewusstsein dafir, dass die
Schulqualitat erhalten bleiben muss, auch bei den
Lehrkraften erhalten bleiben muss, obwohl solche
Integrationserwartungen an sie gestellt sind.

Es gibt zusatzlichen Handlungsbedarf. Ich will
Ihnen ein paar Hinweise darauf geben, was unser
Haus an MalBnahmen plant, um bei der
sprachlichen Fdrderung zukinftig besser zu
werden. Im vorschulischen Bereich werden wir
MaRnahmen fur Kinder durchfiihren, die wber
geringe Deutschkenntnisse verfiigen und keine
Kindertageseinrichtung besuchen. Damit wird die
sprachliche Heterogenitat bei Eintritt in die erste
Klasse reduziert und die Grundlage fur ein weiteres
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gelingendes Lernen gelegt. Dartiber hinaus wollen
wir flr einen zeitlich begrenzten, also kurzen,
Ubergangszeitraum bis zum Halbjahreswechsel im
Februar einen Bildungstrager beauftragen, um die
Kinder und Jugendliche auf der Warteliste, auf der
sich im Moment 40 befinden, Kkurzfristig zu
beschulen. Mit dieser MaRBnahme werden die
Vorkurse an den Schulen auch noch einmal
deutlich entlastet. Fir nicht alphabetisierte neu
zugewanderte Schilerinnen und Schiler werden
regionale und schulibergreifende Vorkursange-
bote speziell mit dem Schwerpunkt Alpha-
betisierung eingerichtet. Auch das soll noch einmal
zu einer Entlastung fihren, auf die schon
hingewiesen worden ist.

Es erfolgt dartiber hinaus keine Zuweisung neu
zugewanderter Schilerinnen und Schiler in die
Klassen neun und zehn. An einzelnen Schulen
werden insbesondere in Regionen mit bereits
Uberfrequentierten Jahrgéangen weitere
Klassenverbande als Abschlussklassen flr neu
zugewanderte Schuilerinnen und Schiler im Alter
von 15 Jahren und 16 Jahren nachgesteuert. Mit
dieser Malinahme soll gewahrleistet werden, dass
sich die abschlussorientierten neunten und
zehnten Jahrgange auf den erfolgreichen Erwerb
des ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses
vorbereiten konnen. Dartber hinaus wird
vermieden, dass neu zugewanderte Schilerinnen
und Schiler ihre Schulkarriere mit einem
Misserfolg beginnen, weil sie unmdéglich die
abschlussorientierten Standards sofort erreichen
kénnen.

Wir haben also schon ein paar Malihahmen vor.
Aber das Wichtige bei all der Kritik, die auch hier
formuliert wird, und bei all den AuRerungen im
Hinblick auf zusatzliche Ressourcen, die uns
natirlich auch an den Schulen begegnen, ist:
Lassen Sie uns doch gemeinsam versuchen, dass
wir diese Mammutaufgabe, diese aul3erge-
wohnliche Aufgabe gemeinsam hinbekommen,
und ein Bewusstsein dafur entwickeln, was wir
schon geleistet haben, und gleichzeitig in unseren
unterschiedlichen Rollen daran arbeiten, dass das
System insgesamt besser wird. Das haben wir
bitter notig. - Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.
Die Stadtbirgerschaft nimmt von der Antwort des

Senats, Drucksache 19/396 S, auf die GroRRe
Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Alternierende Telearbeit bei der Polizei
Bremen einfiihren

Antrag der Fraktion der CDU

vom 21. September 2016

(Drucksache 19/376 S)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat
Ehmke.

Die Beratung ist erdffnet.

Als erste Rednerin erhdlt das Wort die
Abgeordnete Frau Neumeyer.

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Herr Prasident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir leben
im Jahr 2016. Internet, Industrie 4.0, Homeoffice
sind Themen, die unser Leben bestimmen. Nur bei
der Bremer Polizei sitzt man noch hinter
Aktenbergen und hat nicht die Mdglichkeit, den
Arbeitsplatz  flexibel zu wahlen. Dabei ist
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein Thema,
das enorm wichtig ist und in Zukunft noch wichtiger
wird. Alternierende Telearbeit ist ein wichtiger
Baustein dazu. Es dreht sich auch langst nicht
mehr nur um Frauen, die sich um die Betreuung
von Kindern und Angehérigen kimmern wollen -
nicht nur die wollen flexiblere Arbeitsplatze und
Arbeitszeiten -, nein, es gehort heutzutage einfach
zur Lebensplanung von Mann und Frau dazu. Die
freie Wirtschaft hat langst erkannt, dass flexiblere
Arbeitszeitmodelle zu einer hdheren Motivation,
zur besseren Arbeitszufriedenheit und damit zu
einer hoéheren Produktivitat, Qualitat und einer
optimalen Einsetzung von Personalressourcen
fuhrt.

Die Polizei Bremen startete im April 2012 mit 18
Mitarbeiterinnen ein Pilotprojekt ,Alternierende
Telearbeit”. Die Umsetzung erforderte die
technische Ausstattung der Heimarbeitsplatze. Alle
18 teilnehmenden Mitarbeiterinnen wurden vorher
einer Schulung unterzogen, die sich mit den
Arbeits- und Datenschutzanforderungen sowie den
Anforderungen der Sachbearbeitung beschéftigten.
Nach dem endgultigen Abschluss des Probelaufs
wurden alle technischen, personellen Anforder-
ungen evaluiert. Alle teilnehmenden Dienststellen
und alle Teilnehmerinnen wurden um Stellung-
nahme gebeten.

Das Pilotprojekt wurde von den Dienststellen als
positiv bewertet. Die Arbeit der Telearbeiterinnen
fuhrte zu einer Haldenreduzierung der Akten, und
auch die Rucklaufquote der Akten war wesentlich
geringer. Alle Teilnehmerinnen waren hoch-
motiviert und wiinschten sich eine Fortsetzung der
alternierenden Telearbeit. Fazit ist, der Probelauf
war ein Erfolg. Es war fur alle eine Win-win-
Situation. Seit dem Ende des Probelaufs wachsen
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die Aktenberge wieder. Die Personalsituation bei
der Polizei ist auch immer noch nicht besser
geworden. Deshalb hat die CDU-Fraktion bereits
im Januar 2015 eine dauerhafte Einfihrung der
alternierenden Telearbeit gefordert.

Die Fachpolitiker der Regierungsfraktionen
werteten meinen Antrag damals schon als gut und
richtig, waren dann aber froh, dass der Antrag aus
Zeitmangel kurz vor dem Ende der
Legislaturperiode ohne Debatte behandelt wurde,
da sie sich in ihren Fraktionen nicht durchsetzen
und dem Antrag nicht zustimmen konnten.

(Abg. Fecker [Blndnis 90/Die Griinen]: Ist schon
wieder Blttenredenzeit?)

Es ist ja so, Herr Fecker! Dies hier in einer Debatte
zu begrinden, ware lhnen schwer gefallen.
Seitdem sind schon fast wieder zwei Jahre ins
Land gegangen, ohne dass etwas in die Richtung,
die Arbeitszeit in Bereichen der Polizei flexibler zu
gestalten, passiert ist. Die CDU-Fraktion ist nach
wie vor Uberzeugt, dass alternierende Telearbeit
bei der Polizei eine gute Sache ist. Deshalb haben
wir diesen Antrag erneut eingereicht. Der Antrag
soll jetzt von der Koalition aber wieder abgelehnt
werden. Nun bin ich auf die Begrindung fur die
Ablehnung dieses sinnvollen Antrags sehr
gespannt.

Dass die Polizei inzwischen plant, alternierende
Telearbeit wieder einzufihren, und dass sie
versucht, dies mdoglich schon bis zum Sommer
2017 zu schaffen, ist auch uns bekannt.

(Abg. Fecker [Bundnis 90/Die Grunen]: Ach?)
Allerdings wurde dieser Auftrag erst erteilt,
nachdem unser Antrag hier eingereicht wurde. Das
ist sehr merkwirdig.

(Abg. Fecker [Bundnis 90/Die Griinen]: Ob es wohl
einen kausalen Zusammenhang gibt? - Abg. Frau
Grotheer [SPD]: Ich liebe Verschwérungstheorien!)

Aber auch wenn Sie, meine sehr geehrten Damen
und Herren von der Koalition, der Auffassung sind,
dass das Thema damit durch ist: Wir kénnen hier
und heute ein Zeichen setzen, ein Zeichen, wie
wichtig uns flexible Arbeitszeiten und Arbeitsorte
bei der Polizei sind. Wir kdnnen signalisieren, dass
wir als Parlament die Polizei wertschatzen, wir
auch die Interessen von kleinen Gruppen innerhalb
der Polizei sehen und uns fir Verbesserungen
einsetzen. Liebe Kolleginnen und Kollegen der
Koalition, es wird mehr als komisch sein, wenn Sie
sich gleich hier hinstellen und die alternierende
Telearbeit bei der Polizei loben und den Antrag
ablehnen. Bitte Giberdenken Sie doch noch einmal
Ihr Abstimmungsverhalten! - Danke schon!

(Beifall CDU)

Vizeprasident Imhoff: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Senkal.

Abg. Senkal (SPD)": Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Das Thema
alternierende Telearbeit bei der Polizei Bremen ist
kein neues in diesem Haus. Wir haben uns schon
des Ofteren und nicht nur hier bereits damit
beschéftigt. Sie haben das eben angesprochen. Im
Rahmen von Audit Beruf und Familie wurde die
sogenannte Telearbeit fir die Polizei Bremen ins
Leben gerufen und als Notwendigkeit erklart, um
einerseits die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
fur junge Familien zu realisieren, andererseits die
Beschaftigungszeit gerade nach der Elternzeit zu
erhéhen.

In der letzten Debatte waren etliche Fragen offen.
Die Finanzierung musste geklart werden, und das
Pilotprojekt war noch nicht abschlieRend
ausgewertet. Ich glaube, das ist der Antrag, von
dem Sie meinten, wir konnten uns nicht
durchsetzen.

(Zuruf Abg. Frau Neumeyer [CDU])

Aber hier ging es doch eher darum, abzuwarten
und zu schauen. Den Verlauf der Telearbeit bei der
Polizei Bremen kann man auch in der November-
Ausgabe der ,DEUTSCHEN POLIZEI, dem
Gewerkschaftsmagazin der GdP, nachlesen. Hier
wird die Arbeit der Gewerkschaft, wie sollte es
auch anders sein, und vélig zu Recht
insbesondere die der Landesfrauengruppe
hervorgehoben, wofiir ich mich an dieser Stelle
noch einmal recht herzlich bedanken méchte.

(Beifall SPD)

Im gleichen Artikel wird der lange Weg des Projekts
beschrieben, dass die Finanzierung nunmehr
gesichert ist und ressort- und senatsseitig alle
Voraussetzungen geschaffen sind. Dariiber freue
ich mich sehr.

(Abg. Frau Neumeyer [CDU] meldet sich zu einer
Zwischenfrage. - Glocke)

Nein, ich habe nur finf Minuten! Ich bin auch gleich
zu Ende, Frau Kollegin!

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Schade!)

Ich méchte heute aber davon absehen, den Senat
zu etwas aufzufordern, was er bereits getan hat,
und das ist unsere Begrindung, Frau Neumeyer.
Zum Abschluss heif3t es in dem Artikel:
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~Jetzt liegt es an der Polizei Bremen, die
Integration der ,Alternierenden Telearbeit’ in die
Alltagsorganisation schnell zu verwirklichen."

Ich personlich bin sehr zuversichtlich und sehr
interessiert am weiteren Gelingen dieses Themas.
Die betroffenen Ressorts sind hier fir den Senat
tatig geworden. Aus diesem Grund wird die SPD-
Fraktion diesen Antrag heute ablehnen mussen.
Wir kbnnen den Senat nicht zu etwas auffordern,
was er schon langst getan hat, und darum ist Ihr
Antrag abzulehnen! - Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)?: Herr Préasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren
heute noch einmal Uber die alternierende
Telearbeit. Grob gesagt ist das hier auch schon
erklart worden. Es geht um Flexibilisierung von
Arbeitszeiten, aber auch um Flexibilisierung von
Arbeitskraft. Ein Teil der Arbeitszeit wird von zu
Hause geleistet und ist dann im Grunde
genommen auch Teil einer Dienststelle.
Bekannterer Begriff daflr ist mit Sicherheit das
altbekannte Homeoffice. Eine bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll dartiber
gewahrleistet sein, was mit Sicherheit individuell
sinnvoll sein kann, Frau Neumeyer. Aber
alternierende Telearbeit bei der Polizei hat auch
problematische Aspekte, auf die ich gleich
hinweisen will.

2004 wurde mit dem Gesamtpersonalrat eine
Dienstvereinbarung Uber die alternierende
Telearbeit  geschlossen.  Seitdem  kdnnen
Beschaftigte des o6ffentlichen Dienstes einen Teil
der Arbeit von Zuhause aus machen. Das
Pilotprojekt, darauf ist hingewiesen worden, ist
zwischenzeitlich ausgelaufen. Wenn wir Uber
alternierende Telearbeit bei der Polizei reden,
missen wir an dieser Stelle, Frau Neumeyer - das
haben Sie leider zu wenig getan - anerkennen,

dass die Polizei keine Behérde wie jeder andere ist.

Bei der Polizei fallt eine ganze Palette sensibler
Daten an. Es ist unseres Erachtens deswegen
wichtig, dass bei der Polizei sichere IT-Systeme
und hohe Schutzvorkehrungen existieren. Wenn
Telearbeit besondere Belange des Datenschutzes
oder der Datensicherheit entgegenstehen, sind
Antrage darauf nicht genehmigungsfahig.

(Beifall DIE LINKE)
So steht es lbrigens, liebe Kollegen, auch in der

Antwort des Senats auf eine Kleine Anfrage der
SPD im Jahr 2013. Das Verwaltungsgericht Berlin,

Frau Neumeyer, hat alternierende Telearbeit bei
einem Polizeikommissar abgelehnt, weil das
Gericht Datensicherheit nicht gewahrgewahrleistet
sah. Das war im Jahr 2014!

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Da hat sich viel
geandert!)

Das war im Jahr 2014, Frau Neumeyer! Ich habe
extra darauf hingewiesen. Das war nicht im Jahr
2002.

Wir als LINKE finden Homeoffice-Modelle auch
unter dem  Blickwinkel von  Arbeits-und
Gesundheitsschutz nicht ganz unproblematisch.
Es ist klar, dass die CDU das etwas lockerer nimmt.
Aber wenn man Arbeitszeit und Dienststelle quasi
in die Eigenverantwortung der einzelnen
Beschaftigten legt, kann das auch negative Effekte
bringen, beispielsweise Nachtarbeit, Arbeitszeit zu
langfristig gesundheitsgeféhrdenden Bedingungen,
Tatigkeit an schlecht oder falsch ausgestatteten
Arbeitsplatzen. Ich finde, dass der Arbeitgeber in
dem Moment, in dem er offentlich ist - hier ist es
die Polizei Bremen -, sicherstellen muss, dass
Schreibtischarbeitsplatze ordnungsgemal und im
Sinne des Gesundheitsschutzes ausgestattet sind.

Alle Abgeordneten, die gern zu Hause auch noch
mal abends um 1.30 Uhr oder 23.30 Uhr eine E-
Mail beantworten, machen das mit Sicherheit auch
vom Sofa aus und schauen gebeugt auf den
Laptop. Deswegen kann ich eine Auslagerung von
tatsachlicher Arbeit an eine Dienststelle, die man
zu Hause hat, nicht fur gut hei3en.

(Beifall DIE LINKE)

Wir wissen allerdings durchaus, dass einige
Beschaftigte auch bei der Polizei individuell
flexiblere Arbeitsmodelle wiinschen. Das kann
man verstehen. Aber ich denke, bevor wir so etwas
ausweiten, sollte man die Probleme tatséchlich
vorher ausrdumen und in den Griff bekommen. Die
beiden wichtigsten Dinge habe ich genannt:
Arbeitsschutz und Datenschutz. Deshalb lehnen
wir den Antrag zum jetzigen Zeitpunkt ab. Das, was
Sie jetzt hier fordern, wird zum Teil Ubrigens auch
schon langst gemacht. Aber darauf wurde auch
schon hingewiesen. Aber um das auszuweiten,
finde ich, ist das Ganze nicht entscheidungsreif. -
Ich danke Ihnen!

Vizeprasident Imhoff: Zu einer Kurzintervention
hat das Wort die Abgeordnete Frau Neumeyer.

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Herr Préasident! Ich
maochte nur kurz etwas zu dem klarstellen, was von
dem Kollegen Senkal erwahnt wurde. Herr Senkal
hat erwahnt, dass der Bericht noch nicht vorlag, als
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der Antrag von der CDU gestellt wurde, Telearbeit
wieder einzuftihren. Herr Senkal, die Evaluation,
der Projektbericht, der Abschlussbericht stammt
vom 31. Mai 2013.

(Abg. Senkal [SPD]: Dann war es ein anderer! Das
andert aber nichts an der Tatsache!)

2015 haben wir den Antrag gestellt. Ich méchte nur
darauf hinweisen, dass das nicht der Grund fur lhre
Ablehnung gewesen sein kann.

(Beifall CDU)

Vizeprasident Imhoff: Als néachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Zenner.

Abg. Zenner (FDP)?: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Alternierende Telearbeit oder
Homeoffice-Arbeit durchzufihren hat grund-
satzlich einen modernen, familienfreundlichen
Touch und ist grundsatzlich zu unterstitzen. Als
ich den Antrag gelesen habe und feststellte, dass
das in dem Antrag auf Polizei bezogen ist, kam mir
natirlich auch der eine oder andere Gedanke des
Bedenkens. Polizei muss Sicherheit haben. Polizei
muss sicher arbeiten. Polizei muss Datenschutz
sicherstellen. Diese Bereiche missen nattrlich,
wenn man solche Homeoffice-Arbeiten zulassen
will, absolute Prioritat haben. Es muss ein sicherer
Arbeitsplatz zur Verfiigung stehen. Er muss zu
Hause separiert sein. Da durfen die Kinder nicht
Uber den Schreibtisch oder tiber den Kiichentisch
gehen. Da durfen nicht Bekannte, Freunde,
Ehepartner Zugriff auf die Daten haben. Es muss
absoluter Schutz gewahrleistet sein.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ja!)

Nur unter diesen Voraussetzungen kann man
Uberhaupt an Arbeit zu Hause im Bereich der
Polizei denken.

Ich kann mir vorstellen, dass es diese Moglichkeit
bei Polizeiarbeit in den Verwaltungsarbeits-
bereichen gibt. Wenn man in diesem Projekt, das
offenbar seit 2013 schon einmal gelaufen ist, die
Méglichkeiten und die Sicherheitseinbauten
beriicksichtigt hat, dann ist dies als Erfolg zu
werten. Die beteiligten Personen sind alle sehr
zufrieden damit gewesen. Wenn wir die
Mdglichkeit schaffen, Teilzeitarbeit zu ermdéglichen,
Méoglichkeiten zu schaffen, Familie mit Beruf zu
verbinden oder auch anschlieRend wieder in den
Beruf hineinzufinden, ist das eine positive
Perspektive. Diese Mdglichkeit, so steht es in dem
Antrag, zu unterstitzen, findet unsere Zustimmung.
Wir halten das fir eine Méglichkeit, Arbeitszeiten
flexibel zu gestalten, Arbeit zu schaffen und mit
dazu beizutragen, gerade im Bereich der Polizei, in

dem wir Uberstunden, Uberstunden, Uberstunden
haben, Staus abzubauen.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Sie wollen, dass die
Polizisten, die so viele Uberstunden haben, die
Akten jetzt auch noch in ihrer Freizeit abarbeiten?)

Wenn das schon auf einen richtigen Weg gebracht
ist, kann dieser Antrag eigentlich nur Unterstitzung
finden, den Senat und die Polizei zu ermutigen,
dies trotz aller Sicherheitsbedenken, die wir dabei
haben, sofern sie berticksichtigt werden, bei der
Polizei mdglich zu machen. - Danke schon!

(Beifall FDP)

Vizeprasident Imhoff: Als néchster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Fecker, und das heute
an |hrem Ehrentag, eine ehrenhafte Debatte
sozusagen.

Abg. Fecker (Biindnis 90/Die Griinen)”: Sehr
geehrter Herr Prasident! Solange Sie nicht singen,
ist alles gut, glaube ich! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Es ist in der Debatte jetzt
schon einiges gesagt worden. Das Thema
Telearbeit verfolgt uns schon dber einen etwas
langeren Zeitraum. Frau Kollegin Neumeyer hat
auf die damalige Parlamentsinitiative der CDU
hingewiesen. Ich glaube, an dieser Stelle noch
einmal darauf hinweisen zu dirfen, dass wir hier
immer Uber Digitalisierung und Co reden, es aber
noch viel wichtiger ist, gerade bei der Polizei die
Frage der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
hinbekommen zu kénnen. Deswegen ist hier
fraktionstibergreifend deutlich geworden, dass es
keine grof3en Bedenken gegen die Telearbeit gibt.

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Auller bei den
LINKENY)

Das, was Frau Vogt zur Frage gesagt hat, wie gehe
ich eigentlich mit diesen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen um, wie sichere ich zu Hause ab,
dass vielleicht die Kinder - daran habe ich auch
eigenes Interesse als Beamter - eben nicht die
Fotos mit den Mordopfern sehen und solche
Sachen, ist nicht falsch gewesen!

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Das war ja auch klar!)

Das ist auch wichtig. Die Frage, wie jeder mit sich
selbst in der Frage des Arbeitsschutzes mit sich
selbst umgeht, darf an dieser Stelle ruhig gestellt
werden. Insgesamt stehen wir aber dem Projekt
Telearbeit positiv gegeniber. Ich denke, dass es
zur Ehrlichkeit auch gehért zu sagen, dass wir eine
Phase hatten, in der man diesen Eindruck nicht
haben konnte, weil die Telearbeit bei der Polizei
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gestockt hatte, quasi angehalten wurde. Bei der
Frage, was Polizei als Nachstes bewaltigt, war
dieser Bereich nicht priorisiert. Das kann man offen
und ehrlich sagen. Aber diesen Punkt haben wir
Uberwunden. Insofern, liebe Frau Kollegin
Neumeyer, hat sich der Antrag tberholt. Wenn Sie
mit den Kolleginnen und Kollegen sprechen,
werden Sie feststellen, dass bei der Polizei
Telearbeit schon wieder lauft. Ich war jetzt gerade
bei der Personalversammlung. Es gibt Ubrigens
auch ein schoénes Bild an der Wand: Polizei und
Telearbeit gehdren zusammen. Das ist auch ein
klares Bekenntnis der Beschaftigten dazu. Insofern
glaube ich, dass sich Ihr Antrag zu einem gewissen
Punkt schon Uberholt hat.

Jetzt will ich aber trotzdem gern auf den Inhalt
eingehen. Wir als Deputation fur Inneres taten gut
daran, uns im Sommer nadchsten Jahres einmal
einem Bericht erstatten zu lassen, wie es
angelaufen ist und einerseits zu sehen, welche
positiven Effekte es hat, und um andererseits in die
Diskussion zu kommen, sollte es in der Umsetzung
tatsdchlich noch Probleme geben, die wir
momentan nicht sehen. Sie haben sich ein Zeichen
gewtunscht, ein Symbol. Da bleiben wir doch bei
der guten alten Arbeitsaufteilung: Sie machen die
Zeichen und die Symbole, und wir machen die
konkrete Politik! - Herzlichen Dank fir die
Aufmerksamkeit!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Vizeprasident Imhoff: Als néchster Redner hat
das Wort Herr Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke?: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Im analogen Zeitalter
lebt die Polizei nun doch nicht mehr. Ich habe
gerade neulich noch auf einer Veranstaltung mit
einem Beamten gesprochen, der hat gesagt, 2014
habe er seine Schreibmaschine in den Schrank
gestellt. Frau Neumeyer, der eine oder andere
Computer hat auch schon Eingang in die
Arbeitswirklichkeit der Polizei gefunden.

(Zuruf CDU: Na, Wahnsinn!)

Ganz so steinzeitlich, wie das bei I|hnen
herausklang, sind wir dann doch nicht. Auch im
Bereich der alternierenden Telearbeit ist die
Einfihrung inzwischen beschlossen. Willy Hinners
kann vielleicht in der CDU noch einmal seine GdP-
Zeitung herumgehen lassen.

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Ich habe die selber!
Da stand das aber nicht so drin, dass das
beschlossen ist!)

Da steht das doch so! Ja, doch, es steht darin, dass

es der GdP-Frauengruppe ein grof3es Anliegen ist.
Ich habe auch mehrfach mit den Kollegen dartiber
gesprochen. Die Wahrheit ist doch: Als 2013 der
Modellversuch ausgelaufen ist, waren sich alle
einig, dass es eine sinnvolle Sache ist. Aber es
waren sich auch alle eilig, dass wir bei der
Einfihrung in die Alltagslage den Ansprichen an
Arbeitsschutz  und Datensicherheit geniligen
mussen. Es ist bei der Polizei schlicht und
ergreifend so, dass die damit verbundenen
Anforderungen nicht unerheblich Geld kosten.
Damit hat man damals gesagt: Wir wollen das,
aber wir missen auch erst Ressourcen zur
Verfigung haben, damit wir es uns leisten kénnen.
Diese Ressourcen sind im Doppelhaushalt zur
Verfigung gestellt worden. Der musste nun
zwischenzeitlich noch in Kraft treten, damit die
MalRnahmen begonnen  werden koénnen.
Inzwischen sind aber sowohl die technischen
Konzepte erarbeitet, als auch der Beschluss
getroffen, als auch die Beschaffungsvorgange
eingeleitet. Wir gehen im Moment davon aus, dass
wir im zweiten Quartal 2017 wieder in den
Echtbetrieb starten kdnnen.

Insofern glaube ich, dass wir uns in der Zielstellung
im Grof3en und Ganzen einig sind. Einen Streit in
der Sache hat es eigentlich auch nicht gegeben,
sondern nur Uber die Frage, in welcher zeitlichen
Geschwindigkeit und mit welcher Priorisierung im
Hinblick auf die notwendigen Beschaffungen das
Thema angegangen wird. Den Streit kdnnte man
jetzt noch einmal auffuhren. Ich glaube, es lohnt
nicht, weil wir am Ende feststellen kdnnen, dass wir
in wenigen Monaten da sind, wohin wir alle wollen.
Das ist doch sicherlich ein Erfolg fur die Polizei, wo
auch immer er dann am Ende politisch erkampft
worden ist. Auf jeden Fall ist er da, und dartber
freue ich mich in jedem Fall. - Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachennummer 19/376 S seine Zustimmung
geben moéchte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen!

(Dafur CDU, FDP, LKR)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bundnis 90/Die Grinen)
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Stimmenthaltungen?
(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Stadtbiirgerschaft lehnt den
Antrag ab.

Buslinien erhalten, bis Alternativen geschaffen
sind - Bremen-Nord nicht abhangen!

Antrag der Fraktion DIE LINKE

vom 2. November 2016

(Drucksache 19/398 S)

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Uberweisung und Beratung zur
Berichterstattung an die stadtische Deputation fir
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie
und Landwirtschaft vorgesehen.

Wer der Uberweisung seine Zustimmung geben
madchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft Uberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Neuer Taxitarif fir die Stadtgemeinde Bremen:
Einmal Kurzstrecke bitte!

Antrag der Fraktion der FDP

vom 21. November 2016

(Drucksache 19/410 S)

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Auch hier ist Uberweisung zur Beratung und
Berichterstattung an die stadtische Deputation fir
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie

und Landwirtschaft vorgesehen.

Wer der Uberweisung seine Zustimmung geben
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft Uberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Beitragsfreiheit in der frihkindlichen Bildung
schrittweise einfiihren - Zugangshturden
abbauen, Chancengleichheit herstellen!
Antrag der Fraktion DIE LINKE

(Neufassung der Drucksache 19/393 S vom 25.
Oktober 2016)

vom 6. Dezember 2016

(Drucksache 19/421 S)

Wir verbinden hiermit:

Ortsgesetz Uber die Beitrage fur die
Kindergéarten und Horte der Stadtgemeinde
Bremen

Mitteilung des Senats vom 29. November 2016
(Drucksache 19/413 S)

und

Chancengerechtigkeit verbessern -
beitragsfreies letztes Kita-Jahr einfiihren!
Antrag der Fraktion der FDP

vom 7. Dezember 2016

(Drucksache 19/422 S)

sowie

Fruhkindliche Bildung fur alle erméglichen -
beitragsfreies drittes Kindergartenjahr
einfihren!

Antrag der Fraktion der CDU

vom 13. Dezember 2016

(Drucksache 19/425 S)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat
Pietrzok.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Gingor.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Sophia hat sich
gemeldet!)

Wenn sich keiner meldet! Ich kann nur dem das
Wort erteilen, der sich meldet!

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das ist nicht richtig!
Sophia hat sich gemeldet! - Zurufe)

Ich habe Sie nicht gesehen. Es tut mir leid. Ich
habe in die Runde gesehen.
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Herr Gungor, Sie haben das Wort.

Abg. Guingér (SPD)”: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Néachstes Jahr soll eine neue
Beitragsordnung in Kraft treten. Seit zehn Jahren
hat Bremen die Beitrage fir Kindergarten und
Krippen nicht mehr erhéht, auch weil das Bremer
Oberverwaltungsgericht einen Entwurf verworfen
hat. Eltern haben vor zwei Jahren erfolgreich
geklagt. Der Vorschlag, der heute verabschiedet
werden soll, beriicksichtigt nach Angaben der
Behorde die Vorgaben des Gerichts. Sehr oft
wurde man in den letzten Monaten gefragt:
Glauben Sie, dass die vorgelegte Tabelle, die
Beitragsordnung, juristisch wasserdicht ist?

Elternvertreter haben wieder jingst - gestern -
angekindigt, erneut zu klagen. Die Behérde hat
uns zugesichert, dass die rechtlichen Vorgaben
erfullt sind.

Dieser Entwurf folgt einerseits den Vorgaben des
Oberverwaltungsgerichts und anderseits der
ursprunglichen zuséatzlichen politischen Vorgabe,
dass uber die Beitrage mehr Geld eingenommen
werden  soll. Der erste  Entwurf der
Beitragsordnung  hatte  noch  eine  Ein-
nahmeerwartung von uber zwei Millionen Euro.
Das heil3t, mit der neuen Beitragstabelle ware mit
diesen Mehreinnahmen zu rechnen gewesen.
Nachdem sich die Fraktionen damit befasst haben,
haben wir uns gemeinsam mit dem Senat dazu
entschieden, die Mitte der Gesellschaft nicht so
stark zu belasten, Familien, die berufstatig sind,
Alleinerziehende, die berufstatig sind, Familien, in
denen beide Partner berufstatig sind. Wir haben
die Einkommensgrenze, ab der der Hochstbeitrag
zu zahlen ist, nach oben gesetzt. Zuvor war es
haufig so, dass Mittelschichtfamilien, in denen
beide Eltern arbeiten gehen, tber dieser Schwelle
lagen. Diese Anderung ist gut so.

(Beifall SPD)

Zudem sind die Ermafigungen fir Familien mit
mehreren Kindern in Betreuungseinrichtungen
angehoben worden. Damit haben wir daflir gesorgt,
dass der Rabatt fur Geschwisterkinder erhéht wird.
Wer mehr als ein Kind in der Kita hat, soll starker
entlastet werden.

(Beifall SPD)

Bremen verzichtet dafir auf eigentlich geplante
Mehreinnahmen. Wenn namlich diese zuséatzlichen
Einnahmen nur dadurch zu erzielen sind, dass
Familien aus der Mittelschicht diese Last tragen,
mussen wir nachsteuern und im Sinne einer
gerechten Verteilung auf diese Mehreinnahmen

verzichten. Denn diese Familien haben zwar
gewiss starkere Schultern als viele andere, aber
nicht so starke, dass sie einen Gibermafig grof3en
Teil der Belastungen tragen kénnten. Daher war
diese Entscheidung richtig und nétig.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Naturlich ist es nie erfreulich, wenn Gebuhren
angehoben werden missen. Dieser Vorschlag
bedeutet, dass ab einem jahrlichen
Bruttoeinkommen von 64 425 Euro mehr gezahit
werden muss. Zum Beispiel sind es in einem
Dreipersonenhaushalt, ein Kind in der Kita,
Achtstundenplatz inklusive Mittagessen, 28 Euro
mehr im Monat. In den darauf folgenden Stufen
steigt der Beitrag linear um jeweils 30 Euro. Das ist
nicht erfreulich, aber nach so langer Zeit ist eine
Anpassung erforderlich. Die Anderung der
Beitragstabelle bedeutet eben auch, dass Familien
mit einem kleinen Einkommen deutlich entlastet
werden. So sieht die neue Beitragsordnung vor,
dass Familien mit einem Einkommen von unter
27 610 Euro kunftig von Beitrdgen befreit werden.
Bei mehr als einem Kind im Haushalt liegt diese
Grenze entsprechend hoher. Das war eine
Vorgabe des Gerichts.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Genau!)

Das ist auch gut so, denn so ist es fur viele
Familien moglich, den Kita-Besuch beitragsfrei zu
gestalten.

(Beifall SPD)

Mehr als die Halfte der Eltern missen gar keine
Beitrage mehr zahlen. 56 Prozent, um genau zu
sein, midssen nach Berechnungen des Ressorts
kinftig  keine  Beitrdge mehr fur die
Kindertagesbetreuung ausgeben. Das sind 20
Prozent mehr als nach der jetzt gultigen alten
Tabelle. Das ist ein Erfolg und auch ein wichtiges
Signal. Wir wollen Kindern aus einkommens-
schwachen Familien, aus einkommensschwachen
Haushalten die Chance auf frihkindliche Bildung
ermdoglichen.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Aus unserer Sicht missen aber noch weitere
Veranderungen folgen. So soll eine zentrale
Einzugsstelle geschaffen werden, um die Trager
zu entlasten. Auch bei der Ermittlung der Beitrage
soll sich etwas &ndern. Wir wollen, dass nicht mehr
das Brutto-, sondern das Nettoeinkommen bei der
Berechnung der Beitrage herangezogen wird. Das
ist gerechter, weil dann das tatsachlich verfiigbare
Einkommen zugrunde gelegt wird.
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(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Das haben wir gemeinsam, Rot-Grin, in der
Deputation fur Kinder und Bildung auch im
Beschluss zusatzlich festgehalten. Wir werden
dieses Thema in den néchsten Monaten weiter auf
der Tagesordnung halten, um genau diese beiden
Punkte weiterzuverfolgen. - Vielen Dank fir lhre
Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)?: Herr
Prasident, Kolleginnen und Kollegen! Es ist
eigentlich parlamentarische Gepflogenheit, den
Antrag einbringen zu kénnen, der als Erster auf der

Tagesordnung steht. Ich werde das jetzt nachholen.

Herr Gingor ist nur auf den Antrag des Senats
eingegangen. Zur Rede steht aber noch der
Tagesordnungspunkt 11, ndmlich unser Antrag zur
Beitragsfreiheit der frihkindlichen Bildung. Ich
mochte zunéchst diesen Antrag einbringen und
dann in der zweiten Runde zum Antrag des Senats
sprechen.

(Abg. Glungor [SPD]: Ich mache es anders herum!)

Bevor der Senat seine Beitragstabelle vorgelegt
hat, haben wir schon unseren Antrag eingereicht,
denn es war schon lange angekiindigt, dass die
neue Tabelle kommen wirde. Dafir braucht man
keine hellseherischen Fahigkeiten. Wir wussten,
dass die Tabelle nicht unseren Vorstellungen zur
frihkindlichen Bildung in Bremen entspricht. Nicht
nur wir, sondern auch die Erzieherinnen sagen, die
Kita macht so elementare Bildungsarbeit fur die
Kleinen und ist so wichtig fir spéateres
Vorankommen, das muss beitragsfrei sein. Auch
die Elternvertretung vertritt diesen Standpunkt.

In der Wissenschaft ist es manchmal wie mit den
Juristinnen und  Juristen. So kommt die
Bertelsmann-Stiftung zu einem anderen Ergebnis.
Wenn man zum Beispiel René Bdhme zu den
Ergebnissen seiner kommunalen Kita-Vergleichs-
studie befragt, sagt er deutlich, dass die Hurden
zur Bildungsbeteiligung weiter gesenkt werden
mussen. Zu den Hirden gehdren eben auf die Kita-
Beitrage.

Mit gutem Grund geht der bundesweite Trend
deshalb zur Senkung und Abschaffung der Kita-
Beitrdge. Im Vergleich der deutschen Grol3stadte
mit iber 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern
hat der Uberwiegende Anteil die Kita-Beitrage
zumindest teilweise abgeschafft.

In ganz Niedersachsen, also in allen unseren
direkten und Nachbargemeinden ist das letzte Kita-
Jahr beitragsfrei. Hamburg hat die Beitrage fir die
ersten funf Betreuungsstunden abgeschafft. In
Berlin werden die Kitas ab 2018 komplett
beitragsfrei sein. Brandenburg plant das, und das
Saarland denkt auch dartiber nach. In Rheinland-
Pfalz sind die Kitas ab dem zweiten Geburtstag
beitragsfrei. Die Landesregierung fiihrt dazu aus:

Der Kindergarten ist eine selbstverstandliche
Ergdnzung zur Bildung und Erziehung in der
Familie. Er stellt die erste Stufe des Bildungs-
systems dar. Darum hat sich das Land fir die
Beitragsfreiheit entschieden.

Man muss gar nicht viel mehr hinzufligen. Es hatte
schon geholfen, wenn der Senat vor der
Einflhrung der neuen Tabelle einmal bei Malu
Dreyer nachgefragt hatte.

(Beifall DIE LINKE)

Inzwischen geht die SPD sogar mit der Forderung
in den Bundestagswahlkampf, die Kita-Beitrdge
abzuschaffen. Bremen koppelt sich von diesem
Trend komplett ab, und das finde ich verkehrt, liebe
Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE)

Mit dem Ressortwechsel der Kitas zur Bildung war
doch vor allem eine Botschaft verbunden: Wir
erkennen den Stellenwert der Kitas in der
Bildungslandschaft an. Kitas sind ein Baustein des
Bildungssystems, und Bildung muss beitragsfrei
sein. Es hangt im Ubrigen auch nicht an einer Kita-
Pflicht. Es gibt auch keine Hochschulpflicht, und
trotzdem sind die Unis aus guten Grinden
weitgehend beitragsfrei. In anderen Kommunen
und Bundesléndern strotzen auch nicht alle vor
Geld, und trotzdem scheint die Beitragsfreiheit fur
sie eine lohnende Investition zu sein.

Es ist eigentlich nicht unser Argument, aber
Familienfreundlichkeit ist auch ein Wirtschafts-
faktor. Wollen Sie wirklich, dass Bremen weiter an
seinem Ruf der familienunfreundlichen Stadt
arbeitet? Ich  jedenfalls mdochte keine
Abwanderung in den Speckgdrtel, und ich mdchte
nicht, dass Familien den Anreiz bekommen, die
Kinderbetreuung privat zu organisieren. Genau
das passiert aber, wenn die Beitréage auf bis zu 465
Euro steigen.

Bisher waren Elternvereine vor allem dem Mangel
an offentlichen Krippen geschuldet. In Zukunft
kénnen sie schlicht und einfach die glnstigere
Variante fUr gutsituierte Eltern sein. Wir wollen
aber, dass alle Kinder im Sinne einer inklusive
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Bildung gemeinsam in die Kitas gehen. Das Ziel
muss sein, dass die Kitas ungleiche
Zukunftschancen ausgleichen. Wir haben ein
hochselektives Bildungssystem, in dem die Kinder
aus armen Stadtteilen systematisch benachteiligt
sind. In wohlhabenden Stadtteilen schaffen sechs
von sieben Kindern das Abitur, in armeren nur
eines von sieben. Mit frihkindlicher Bildung kann
man dem entgegenwirken. Darlber ist schon
diskutiert worden. Daflir ist aber ein friher Eintritt
notig.

Wir schlagen deshalb als ersten Schritt zur
Beitragsfreiheit nicht ein letztes, sondern ein
beitragsfreies Einstiegsjahr vor. Dadurch wird der
Zugang zu den Kitas erleichtert, der burokratische
Aufwand fur die Eltern am Anfang minimiert und ein
Anreiz geschaffen, frih in die Kita zu gehen.

Wir sehen aktuell in der Kindertagesbetreuung
eine soziale Spaltung. 41 Prozent der Kinder, die
eine Krippe besuchen, haben Akademikereltern.
Eltern mit niedrigem Bildungsstand oder auch mit
anderem kulturellen Hintergrund geben ihre Kinder
unterdurchschnittlich in Kindertagesbetreuung. Die
Betreuungsquote von zwei- bis dreijdhrigen
Kindern ohne Migrationshintergrund liegt nach
Auskunft des Armuts- und Reichtumsberichts bei
68 Prozent, wahrend Kinder im gleichen Alter mit
Migrationshintergrund nur zu 26 Prozent in die
Kitas gehen. Fur diese Eltern muss der Senat nicht
nur Werbekampagnen, sondern auch finanzielle
Anreize schaffen.

Wenn mir als Elternteil der Gedanke an frihe
Kinderbetreuung nicht so nahe liegt, werden mich
150 Euro Kita-Beitrag zusatzlich abschrecken. Es
ist daher sozialpolitisch kontraproduktiv, wenn die
Kita zum Kostenfaktor wird. Das wird sie mit dieser
neuen Tabelle.

(Glocke)

Ich werbe deswegen um Zustimmung flr unseren
Antrag. Auch wir sind realistisch genug, um nicht
die sofortige Beitragsfreiheit zu fordern, sondern
eine schrittweise Senkung bis 2020. Bis dahin
steht Bremen hoffentlich auch finanziell wieder
besser da. Wie gesagt, zur Beitragstabelle des
Senats werde ich mich in einem zweiten Beitrag
auRern! - Danke schon!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch.

Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter Herr
Préasident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wieder ist die frihkindliche Bildung eines
der dominierenden Themen der Stadtbirgerschatft.

Kaum ist der Sturm um den massiven Platzmangel
und das daraus resultierende Kita-Chaos ein wenig
abgeflacht, schafft es der rot-griine Senat, die
Eltern schon wieder an den Rand des Wahnsinns
zu treiben.

(Beifall FDP)

Was hat man sich dieses Mal ausgedacht? Es ist
die neue Beitragsordnung, die schon mit Ach und
Krach durch den Jugendhilfeausschuss gerasselt
ist. Nachdem der Senat aufgefordert wurde, den
vorgelegten Entwurf der Beitragsordnung zu
Uberarbeiten, wurde innerhalb einer Woche ein
neuer Entwurf zusammengezimmert und montags
feierlich der Presse vorgestellt.

(Abg. Gungor [SPD]: Feierlich ist etwas anderes!)

Die Mitglieder der Deputation durften sich die
Beitragstabelle dann auf der Homepage von
.Radio Bremen" heraussuchen.

(Zuruf)

Am Dienstagabend, um halb sieben, wurde den
Deputationsmitgliedern der neue Entwurf fur die
Sitzung am Mittwoch um 15.30 Uhr zugesendet.
Ein wirkliches Beteiligungsverfahren hat mit dem
uns hier vorliegenden Entwurf nicht stattgefunden.

(Beifall FDP)

Dieser Entwurf entspricht nicht dem Arbeits-
ergebnis, das wir nach dem jahrelangen Prozess
erwarten. Schnell wurde noch erganzt, dass die
Kitas doch bitte von der Verwaltungsarbeit
entlastet und schnellstmdglich das Haushalts-
nettoeinkommen  zur  Berechnungsgrundlage
werden sollen.

Die nachste Klagewelle von Eltern steht doch
schon vor der Tir. Meine sehr geehrten Damen
und Herren, ist das der Umgang, den Sie pflegen
mochten? Allein schon der Dreistigkeit wegen
wirden wir diesen Entwurf ablehnen. So einfach
machen wir es uns aber nicht.

Unsere wesentlichen inhaltlichen Kritikpunkte sind:
Die Ruckerstattung der Beitrdge im Streikfall erst
ab dem elften Streiktag auf Antrag. Auch wenn
lediglich ein Beitrag zu einer Leistung gezahlt wird,
sollte die Ruckerstattung fruher greifen. Ein
maximal zehntagiger Streik wirde die Arbeitge-
berseite schon kaum noch unter Druck setzen, und
die Leidtragenden waren hier natirlich wieder die
Eltern und Kinder.

Auch die groRen Einkommensunterschiede
innerhalb der Beitragsstufen sehen wir kritisch.
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Wer Uber 500 Euro mehr Bruttohaus-
haltseinkommen im Monat hat, zahlt in den unteren
Beitragsstufen den gleichen Beitrag wie jemand,
der im Monat 500 Euro weniger Haushalts-
einkommen hat. Diese Regelung belastet vor allem
die Familien mit kleinen und mittleren Einkommen.

(Prasident Weber tibernimmt wieder den Vorsitz.)

Die Berechnung der Beitrdge an den Einkommens-
verhaltnissen des vorletzten Kalenderjahres vor
Beginn des Kindergartenjahres macht auf uns
einen steinzeitlichen Eindruck. Auch wenn die
Moglichkeit besteht, bei wesentlichen Anderungen
der Einkommensverhéltnisse die Einkommens-
verhaltnisse der letzten zwdlf Monate zugrunde
legen zu kénnen, so sieht die Realitat doch anders
aus. Bei einer wesentlichen Reduzierung des
Einkommens fehlt das Geld sofort und nicht erst
zwolf  Monate spater. Machen Sie lhre
Hausaufgaben. Nehmen Sie sich Zeit fir ein
ordentliches Beteiligungsverfahren und legen Sie
uns dann einen ausgereiften Entwurf vor. Dieses
hastig zusammengezimmerte Papier sollten Sie
besser zurtickziehen. - Danke!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)": Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ungefahr 30
Millionen Euro hat die letzte rechtswidrige
Beitragsordnung Bremen gekostet. Das ist
Steuergeld, das wir als CDU-Fraktion lieber in den
dringend notwendigen Kita-Ausbau gesteckt
hatten. Damit hatte man in den Jahren 2013 bis
2016, das sind drei Jahre, zehn Kindergarten
bauen kénnen. Damit hatten wir jetzt nicht 1 700
unversorgte Kinder, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Statt zu lernen geschieht genau das gleiche wieder.

Es ist ein Gesetz mit heil3er Nadel, wie selbst Frau
Dr. Schaefer zugeben musste. In jeder Stufe des
vorgeschriebenen Beteiligungsverfahrens wurden
uns andere Versionen prasentiert, teilweise, wie
eben erlautert, 20 Stunden vor der Sitzung. Besser
geworden ist das Gesetz dadurch aber nicht. Wie
schon beim letzten Mal behauptet man, der
Entwurf sei gerichtsfest. Dass dem nicht so ist,
mochte ich Ihnen an einigen Beispielen erlautern,
und Sie wissen, dass ich lhnen beim letzten Mal
ebenfalls samtliche Griinde zur Rechtswidrigkeit,
die vor dem OVG gezogen haben, in einem
Debattenbeitrag vorgelegt habe.

Im OVG-Urteil 2014 hatten die Eltern erstritten,
dass Bremen nicht weiterhin rechtswidrig Hartz-1V-
Empfangern Beitrage abverlangen darf. Diese
Einnahmeausfalle von Frau Linnert sollen nun von
den verbliebenen, restlichen 44 Prozent noch ubrig
gebliebenen beitragszahlenden Eltern durch fir sie
erhbhte Beitrdge aufgefangen werden. Damit
sollen die Einnahmeausfélle auf circa 140 000
Euro begrenzt bleiben. Genau dieser Sachverhalt,
wonach eine sozialpolitische Leistung von anderen
Eltern gezahlt werden soll, ist derzeit im Saarland
mit guten Erfolgsaussichten vor Gericht anhangig.
Sie bestrafen Ehe oder Verpartnerung bei
Patchworkfamilien durch hohere Kita-Beitrdge.
Das konnen Sie in Paragraf 5 Absatz 1 der
Beitragsordnung nachlesen. Dieser fordert nur bei
Verheirateten in Patchworkfamilien die
Zugrundelegung beider Einkommen. Artikel 6
Grundgesetz stellt aber die Ehe unter einen
besonderen Schutz. Sie hingegen von SPD und
Grunen bestrafen die Ehe durch hdhere Beitrage.

(Beifall CDU)

Das ist aus Sicht der CDU falsch. Lieber Klaus
Mohle, Sie kénnen das nachlesen, dazu gibt es
schon Préazedenzurteile. Die wurden vor Gericht
schon erstritten. Es ist ein Versto3 gegen Artikel 6
Grundgesetz. Allein deswegen wird dieses Gesetz
vor Gericht scheitern.

In Paragraf 5 Absatz 2 kommen Sie dann auch
noch auf die glorreiche Idee, die
Einkommensverhéltnisse von vor zwei Jahren vor
Kita-Beginn zugrunde zu legen. Das kann
angepasst werden - es ist eine Kann-Vorschrift,
keine Muss-Vorschrift —, wenn es eine Abweichung
von mindestens 6 000 Euro nach oben oder unten
gibt. Das heil3t, es ist antragsbewahrt, und die
Eltern kbnnen einen Antrag stellen oder auch nicht,
und die Kita-Leitung kann machen oder auch nicht.
Das wird zu einer Ungleichbehandlung gleicher
und gleichartiger Féalle fiihren. Dabei wiinsche ich
Ihnen viel SpalR. Warum hat man keine Muss-
Vorschrift eingefihrt, meine Damen und Herren?
Das ist hanebuichen.

Die Anwendung des Bruttoprinzips ist ebenfalls
falsch. Das ist Gbrigens auch ein Grundsatz, der
bereits kritisch im OVG-Urteil 2014 gesehen wurde.
Ich kann Ihnen gern die entsprechende Passage
zeigen. Ich habe sie mit. Auch hier benachteiligen
Sie wieder insbesondere Patchworkfamilien in
Bremen. Sie setzen das Bruttoeinkommen an und
nicht die tatsachlich der neuen Familie zum Leben
verbleibenden Selbstvorbehalte. Schlimmer noch,
gehen die Kinder aus der alten Beziehung und die
Kinder aus der neuen Beziehung in Bremen in
einen Kindergarten, wird das Bruttoeinkommen der
Person, die in die neue Beziehung gewechselt ist,
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doppelt angesetzt. Das heildt, Sie setzen 200
Prozent Bruttoeinkommen an, obwohl brutto nur
einmal vorhanden war, um daraus Kita-Beitrage zu
generieren. Auch das ist ein Fall, der bei der
Anzahl an Fallen, die wir im Bereich der
Patchworkfamilien hier in Bremen haben, zu
massenhaften und regelhaften - weil es immer der
gleiche Sachgrund ist - Erlassantragen fihren wird.
Das OVG hat schon deutlich gesagt, was es von
diesen regelhaften Erlassantrégen halt. Auch das
wird zu einer Rechtswidrigkeit fihren.

Lieber Senat, aufgrund der Rechtswidrigkeit bei
der letzten Beitragserh6hung sind Sie gescheitert.
Sie mussten aufgrund des Urteils in NRW bei der
Beamtenbesoldung nachbessern, und wir werden
Ihre, diese Tradition, Ihre Meinung immer auf
Biegen und Brechen durchzusetzen, egal, ob das
rechtskonform ist, auch in diesem Fall nicht
unterstitzen.

(Beifall CDU)

Auch inhaltlich halten wir den von Ilhnen
vorgelegten Entwurf fir falsch. Sie belasten
weiterhin Uber Gebuhr, und zwar auch unten.
Schauen Sie sich das einmal an! Bei der
Alleinerziehenden in der Einstiegsstufe Nummer
eins 27 611 Euro brutto, 19 000 Euro netto. Die
enthdlt nicht, wie von der Senatorin behauptet,
eine Beitragsminderung, nein, sie enthalt 25
Prozent héhere Beitrage, das sind 24 Euro mehr
im Monat. Friher hat sie 95 Euro bezahlt, jetzt
muss sie inklusive Mittagessen 119 Euro bezahlen.
Auch das, meine Damen und Herren, gehdrt zur
Wahrheit dazu.

Dann geht es weiter! Sie entlasten danach nicht
stringent. Die Einkommen im Bereich von 40 000
Euro entlasten Sie -

(Glocke)

ich komme sofort zum Schluss! - weniger als die im
Bereich der Einkommen um 50 000 Euro. Da frage
ich mich, wie der Grundsatz, dass starke Schultern
mehr tragen konnen, an dieser Stelle sozial-
demokratisch umgesetzt worden ist. Ich verstehe
das nicht mehr.

(Beifall CDU)

Letzter Punkt! Die teuerste Kommune um Bremen
ist Achim mit 416 Euro. Sie liegen mit 465 Euro weit
daruber. Sie betreiben wieder Werbung fir das
Bremer Umland, denn bei 5 580 Euro Unterschied,
das sind 465 Euro mal zwdlf, wenn Sie das dritte
kindergartenfreie Jahr nehmen,

(Abg. Senkal [SPD]: Ab 95000 Euro und
Jahreseinkommen!)

mehr zur Verfligung stehenden Kita-Platzen, es
gibt namlich keine solche Kita-Misere wie in
Bremen,
(Glocke)

sorgen Sie dafir, dass sich die Eltern Uberlegen,
ob sie in Bremen bauen oder nicht vielleicht doch
lieber ins Umland gehen. Das wird die
Entscheidung beeinflussen.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bindnis 90/Die Grinen]:
Fragen Sie einmal nach den Qualitaten in
Niedersachsen!)

Das Geld fehlt Frau Linnert im Steuersackchen,
meine Damen und Herren! - Danke!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Griinen): Sehr geehrter Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der Senat legt uns heute das
Ortsgesetz Uber die Beitrage und Horte der
Stadtgemeinde Bremen zur Abstimmung vor.
Notwendig war die neue Beitragsordnung auch, da
die Klage der Eltern gegen die vorherige Novelle
der Beitragsordnung erfolgreich war. Nun sind die
Punkte, die das Oberverwaltungsgericht zumindest
mafigeblich moniert hat, in der neuen
Beitragsordnung umgesetzt.

Frau Kohlrausch, Sie stehen hier heute und sagen,
die neue Beitragsordnung treibt die Eltern in den
Wahnsinn. Ich lade Sie ein, in den Kindergarten
meines Sohnes, nach Grohn, zu kommen. Dort gibt
es sehr viele Eltern, die Uber die neue
Beitragsordnung erleichtert sind. Warum sind sie
es? Sie sind es, weil in Bremen dann 56 Prozent
aller Eltern komplett von den Beitrédgen befreit sind.
Das muss man doch auch einmal anerkennen.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, SPD)

Das sind, wenn wir Uber soziale Ungerechtigkeiten
sprechen, eben einkommensschwache Familien.
Das, was mit dieser Beitragsordnung gemacht
werden soll, ist doch gerade, dass die Kinder aus
einkommensschwacheren Familien die gleiche
Chance bekommen, einen Kindergarten zu
besuchen wie die Kinder aus besserverdienenden
Familien. Ich finde es richtig, dass mehr als der
Hélfte der Bremer Eltern dann, wenn sie sich das
nicht leisten kdnnen, die Beitrédge erstattet werden.
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In dem ersten Entwurf, der uns von dem Senat
vorgelegt wurde, wurde die Differenz, die dadurch
entsteht, dass man 56 Prozent der Eltern komplett
befreit, von den restlichen 44 Prozent aufgefangen,
allerdings in einer Weise, dass Familien mit einem
durchschnittlichen Bruttoeinkommen von circa
70000 Euro schon den Héchstbetrag hatten
bezahlen missen. Damit hatten wir nicht nur als
Grlne, sondern auch als Koalition ein Problem. Es
kann nicht sein, dass gerade der Mittelstand mit
einem  Durchschnittseinkommen das alles
auffangen muss, was an anderer Stelle zu Recht
befreit wurde. Daher konnten wir diesem ersten
Entwurf so nicht zustimmen.

In dem heute vorliegenden Ortsgesetz ist
entsprechend nachgebessert worden. Es gibt eine
deutliche Ausdifferenzierung in den hoéheren
Einkommensstufen. Wir finden - das ist unsere
Philosophie -, dass derjenige, der viel verdient,
auch hohere Kita-Beitrage bezahlen kann. Um den
Mittelstand mehr zu entlasten, gab es diese
Ausdifferenzierung nach oben.

(Beifall SPD)

Wir finden, dass das auch ein Beitrag ist, um das
Ganze sozial besser ausgewogen zu gestalten,
dass den Kindern, die keine gut verdienenden
Eltern haben, der Besuch im Kindergarten
genauso ermoglicht wird wie den Kindern mit
besserverdienenden Eltern.

Zwei Punkte, auf die Herr Glngdr schon
eingegangen ist, sind uns als Koalition wichtig.
Grundlage fur die Beitragsermessung darf unseres
Erachtens nicht das Bruttoeinkommen sein, denn
wir wissen alle, dass das gleiche Bruttogehalt am
Ende nichtimmer das gleiche Nettogehalt bedeutet,
abhéangig davon, ob man Angestellter ist, Beamter,
selbststéandig. Am Ende ist doch entscheidend, wie
viel Geld einer Familie im Monat zur Verfiigung
steht. Das muss die Grundlage sein.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, SPD)

Wir wollen, dass es mdoglichst zeithah auf die
Nettobasis umgestellt wird. Dass das aber nicht bis
zum 1. Januar 2017, also in zweieinhalb Wochen,
passieren kann, ist auch jedem Klar,

(Abg. Frau Kohlrausch [FDP]: Aber wann?)

zumal es nach unserer Einschatzung einer
zentralen Erhebung der Beitrdge bedarf, tber
PERFORMA, Uber die Landeshauptkasse. Bisher
ist es so, dass die Kita-Leitungen diese Beitrdge
einziehen. Wir wollen, dass die Kitas davon befreit
werden, damit sie wieder mehr Zeit fur
padagogische Aufgaben haben.

(Beifall Bindnis 90/Die Grinen)

Wenn man Kindergarten als einen Teil der
frihkindlichen Bildung betrachtet - was richtig ist -,
denn in den Kindergarten wird den Kindern neben
sozialer Kompetenz eben auch sehr viel auch
spielerisch beigebracht, was sie spater in der
Grundschule gebrauchen kdénnen, was sie wissen
sollten, dann ist es auch richtig zu sagen, dass es
diese Chancengleichheit fur alle Kinder geben
muss. Eine beitragsfreie Kita ist ganz sicher
perspektivisch der richtige Schritt, aber im
Gegensatz zu den LINKEN, die das umgehend
fordern, zwar offiziell erst ab 2019,

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: 2020!")

ja, ich bin dabei, Frau Leonidakis! -, aber
beitragsfrei schon ab 2017, so habe ich es
zumindest Ihrem einen Antrag enthommen,

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Nicht gleich!)
fur das erste Kindergartenjahr.
(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Ein Jahr!)

Genau! Ich glaube, dass das hier in Bremen derzeit
fiskalisch nicht darstellbar ist. Ich finde, dass
Beitragsfreiheit, wenn man sie méchte, wenn man
sie fur richtig halt und wenn man sie auch als einen
Teil der frihkindlichen Bildung betrachtet,
steuerfinanziert werden muss. Ich erwarte, dass
sich der Bund deutlich einbringt, denn es darf nicht
vom finanziellen Status der Kommune abhéangig
sein, ob Kitas beitragsfrei sind.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen, SPD)

Frau Leonidakis, weil Sie die SPD aufgefordert
haben, sage ich lhnen: Fragen Sie doch einmal
Malu Dreyer in Rheinland-Pfalz. Meine Mutter war
Erzieherin in Rheinland-Pfalz. Dort betragt die
GruppengroBe 25 Kinder auf zwei Erzieher. Man
muss vielleicht nicht nur schauen, wie hoch die
Beitrdge sind oder ob etwas beitragsfrei ist,
sondern sich auch einmal die Qualititen
anschauen. Dann kann man sehen, ob man das
miteinander vergleichen kann. Thiringen hat 27
Kinder auf zwei Erzieher. Wir diskutieren hier, ob
man GruppengroRen zumindest voribergehend
erhdéhen kann. Dazu habe ich Nein gehort. Wenn
man die Qualitat in Bremen erhalten will, muss man
auch sehen, wie man sie finanziert, und darf nicht
nur darauf schauen, wo etwas frei ist, und dabei
den Standard unter den Tisch fallenlassen.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen, SPD)
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Wenn wir Chancengleichheit fur alle Kinder wollen,
muss das auch bundesweit einheitlich sein. Im
Moment diskutieren wir doch in Bremen, wie wir
mehr Kindergartenplatze schaffen und
Kindergarten ausbauen koénnen, damit wir
Uberhaupt fur die fehlenden Kindergartenplatze
adaquat Bauten finden. Wir wollen die U-3-Platze
ausbauen.

Beitragsfreie Kitas sollten auf alle Falle unser Ziel
sein, aber bitte so, dass es ein realistisches Ziel ist.
Das wird in dem nachsten Haushalt ganz sicherlich
nicht der Fall sein kénnen.

Ich tue mich auch mit dem Antrag der CDU schwer,
der ein beitragsfreies drittes Kindergartenjahr ab
2019 fordert, wenn man das zwar will, aber nicht
weil3, ob man es finanzieren kann. Der Haushalt
2018/2019 wird hier noch sehr viele
Sparanstrengungen erfordern. Ich finde es
schwierig, das in einem Antrag zu beschlie3en.

Meine Damen und Herren, ich finde es richtig,
heute diese Beitragsordnung zu beschlieRRen.
Gleichwohl lassen Sie uns -

(Glocke)

ich komme zum Schluss, Herr Président! - das Ziel
nicht aus den Augen verlieren, Chancengleichheit
fur alle zu schaffen, indem sich der Bund dafur
einsetzt, dass es beitragsfreie Kindergartenplatze
gibt. Aber eines mdchte ich sagen: Diese
Beitragsordnung, wie sie uns heute vorliegt, als
nicht besonders sozial ausgewogen darzustellen,
finde ich nicht richtig, denn genau das Gegenteil ist
der Fall. 56 Prozent werden befreit. Diejenigen, die
viel verdienen, missen dann auch hohere Beitrage
zahlen.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Sagen Sie das einmal
Alleinerziehenden!)

Das verstehe ich dann aber auch unter sozial. -
Vielen Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Grlinen, SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)?: Sehr
geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich habe einmal gelernt, mit dem
Positiven zu beginnen. Das ist die gute Nachricht:
Es gibt tatséchlich Positives in der Beitragstabelle,
die der Senat jetzt vorgelegt hat, zum Beispiel, das
hat Kollegin Dr. Schaefer schon gesagt, dass 56
Prozent statt wie bisher 36 Prozent der Eltern
beitragsbefreit werden. Das ist allerdings nicht

abhéangig von der neuen Tabelle, sondern von der
Neuerhebung der Einkommensverhaltnisse, die im
Rahmen der Neuerstellung vorgenommen wurde.

(Abg. Gungor [SPD]: Die tritt nur dann in Kraft,
wenn wir das heute beschlieen!)
Darf ich vielleicht aussprechen?

(Abg. Gungor [SPD]: Die tritt nur dann in Kraft,
wenn wir das heute beschlieRen!)

Nein! Sie kénnen auch einfach die vierte Stufe der
aktuellen Tabelle auch beitragsbefreien. Dann
waren die Vorgaben zumindest umgesetzt.

(Abg. Gungor [SPD]: Nein, das erfillt nicht die
Forderungen des Oberverwaltungsgerichts!)

Das Oberverwaltungsgericht hat 2014 vorge-
schrieben, dass Haushalte mit Einkommen, die
regelmaRig in den Leistungsbereich fallen, von
Kita-Beitragen befreit werden missen. Damals
entfielen die Beitrage fir die Stufen eins bis drei.
Die Einkommensgrenze wurde jetzt nach zwei
Jahren neu berechnet mit dem Ergebnis, dass die
vierte Stufe eigentlich auch beitragsbefreit werden
musste. In der Folge muss jede funfte Familie, die
bisher zahlen musste, von den Beitrdgen befreit
werden. Wir freuen uns einerseits natirlich tber
jede Familie, die Kitas kostenlos nutzen kann,
andererseits wirft das kein gutes Licht auf die
Einkommensverhéltnisse der Bremer Eltern.

Fir den Senat war diese Neuberechnung
allerdings ein anderes Problem. Durch die
Beitragsfreiheit fur ein weiteres Funftel der Eltern
entfallen naturlich Einnahmen fir die Stadt. Diese
Einnahmen hat sie jedoch zumindest zuletzt nur
eingenommen, weil sie die Kita-Beitrdage zwei
Jahre lang nicht an die Einkommensverhéltnisse
angepasst hat.

Obwohl ein Fiinftel der Eltern zuséatzlich von den
Beitrdgen befreit werden missen, besal} das
Finanzressort die Unverfrorenheit, Mehr-
einnahmen zu verlangen. Die Finanzsenatorin
forderte erst Uber vier Milionen Euro
Mehreinnahmen, dann 2,15 Millionen Euro. Genau
hier liegt auch der Hund begraben, an der
fehlenden Bereitschaft des Senats, die
Konsequenzen aus dem Urteil zu ziehen.
Stattdessen sollen die Mindereinnahmen durch
den Rest der Eltern ausgeglichen werden.

Ich habe mich sehr Gber das Rickgrat der
Koalitionsfraktionen gefreut, als sie den ersten
Tabellenentwurf gestoppt haben. Insbesondere am
unteren Ende der Tabelle wurde nachkorrigiert.
Jetzt ist es definitiv besser - das erkennen wir auch
an -, aber es ist eben noch lange nicht gut. Selbst
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bei den Einstiegsbeitragen beinhaltet die Tabelle
sogar Mehrbelastungen, die wir absolut
unangemessen finden. Kollegin Ahrens hat das
Beispiel schon genannt. Die alleinerziehende
Erzieherin mit 90 Prozent Arbeitszeit fallt aktuell in
die erste Beitragsstufe. Sie muss aktuell fur die
Achtstundenbetreuung ihres Kindes 107 Euro
bezahlen. Wenn der Senat seine Plane umsetzt,
werden es 135 Euro.

Ich will die Entlastung aber auch nicht
verschweigen. Insbesondere bei kinderreichen
Familien gibt es eine echte Verbesserung. Auch
Familien mit Einkommen bis 60 000 Euro, nicht
erst 95 000 Euro, werden in der Regel entlastet.
Dass aber gerade Alleinerziehende in der dann
ersten Beitragsstufe noch tiefer in die Tasche
greifen muissen, kann ich ({berhaupt nicht
nachvollziehen.

Die neue Tabelle hat im Rahmen der Vorgaben das
Beste daraus gemacht. Das Problem sind die
haushaltspolitischen Vorgaben. Kitas sind der
falsche Bereich, um den Haushalt zu stopfen.
Wenn die Einkommensentwicklung so ist, wie sie
ist, dann muss der Senat das ausgleichen. Eine
Tabelle, die Bremen in Sachen Kita-Beitrag an die
Spitze der Umlandkommunen und weit nach oben
im Grol3stadtevergleich katapultiert, werden wir
jedenfalls nicht mitmachen.

Die Tabelle hat noch weit mehr Defizite, die ich
jetzt hier nicht im Detail aufzahlen kann. Wir haben
schon in mehreren Gremien dariber diskutiert.
Auch die Rechtsfestigkeit wird angezweifelt. Ich
glaube, wirklich niemand in dieser Stadt hat ein
Interesse an einer weiteren Schlappe vor Gericht.
Die rechtliche Bewertung mdochte ich trotzdem
Juristinnen und Juristen Uberlassen. Wir sind hier
nicht in einem rechtswissenschaftlichen Seminar.

In der politischen Bewertung kann ich aber sagen,
so zaghaft, so visionslos und so haushaltsfixiert,
das gehtin diesem Bereich gar nicht. Wir brauchen
ein Signal des Aufbruchs an die Bremer Eltern.
Diesem Anspruch wird die Tabelle leider nicht
gerecht. Die Tabelle wurde Uberstirzt erstellt. Wir
winschen uns und schlagen &hnlich wie die
anderen Fraktionen vor, einen ausgewogenen
Entwurf vorzulegen, jetzt akut die vierte Stufe
Beitrag von den Beitrdgen zu befreien - dann
kénnen auch die 20 Prozent der Eltern, die jetzt
beitragsbefreit werden, kostenlos die Kitas nutzen
- und dann noch einmal in Ruhe zu tUberlegen, wie
man mdglicherweise doch in einem wie von uns
vorgeschlagenen Stufenplan zumindest
schrittweise die Beitragsfreiheit einfihren kann.

Dem Antrag der FDP stimmen wir zu. Es gibt
fachliche Grunde fur die Beitragsfreiheit des letzten

Kita-Jahres ebenso wie es fachliche Griinde fiir die
Beitragsfreiheit des ersten Kita-Jahres gibt. Wir
wehren uns natirlich nicht gegen zusétzliche
beitragsfreie Kita-Jahre.

Der Antrag der CDU kam sehr (berstirzt heute
Morgen und ist doch ein relatives Dickschiff, weil er
eine Kita-Pflicht fordert.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]J: Ja, genau!)

Damit verbinden sie die Hoffnung, die Kinder
schulreif zu bekommen und Sprachdefizite
festzustellen und abzubauen. Ich glaube aber,
dass man Sprachdefizite viel friher als im letzten
Kita-Jahr feststellen und angehen muss.
Deswegen kann man das Ziel, das Sie damit
verbinden, mit dieser MaRnahme nicht verfolgen.
Ich halte das fur etwas unausgegoren. Wir werden
uns dazu enthalten, weil wir glauben, zu einem
solchen Dickschiff bedarf es einer tiefergehenden
Debatte. - Danke schon!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren!
Bevor ich der nachsten Rednerin das Wort erteile,
begrif3e ich ganz herzlich auf der Besuchertribline
eine Gruppe der ZentralElternVertretung und eine
Gruppe Studierender des Seminars Berufsfelder
fur Politologinnen und Politologen.

Herzlich willkommen!
(Beifall)

Als nachste Rednerin hat das Wort die
Abgeordnete Frau Kohlrausch.

Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Eine
komplette Beitragsfreiheit in der frihkindlichen
Bildung, wie sie im vorliegenden Antrag von den
Kolleginnen und Kollegen der Linksfraktion
gefordert wird, klingt doch gut.

(Beifall DIE LINKE)
Leider,
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Sie ist noch nicht fertig!)

das hoéren wir in diesem Haus nur zu oft, fehlt es
daflr an einer ganz bestimmten Ressource, an
dem Geld. Wir halten den Antrag in Teilen far
richtig, aber auch in vielen Teilen flr zu ambitioniert
und zu weitgehend. Uns erscheint hier vor allem
der Zeitrahmen, den die Linksfraktion vorlegt, als
zu ambitioniert. Eine grundséatzlich kostenfreie
Essensversorgung kénnen wir zu diesem Zeitpunkt
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nicht mittragen. Fur Leistungsbezieher aus dem
SGB Il oder Xll gilt bereits der Anspruch auf die
kostenfreie Teilnahme an der gemeinschaftlichen
Mittagsverpflegung.

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Dafir gibt es
einen Rechtsanspruch!)

Eben! Eine Befreiung von den Beitragen im ersten
Kita-Jahr halten wir nicht fur zielfihrend, denn
wenn sich die Eltern nur wegen der eingesparten
Kosten fur die Betreuung in einer Kita entscheiden,
dann ist das Risiko, dass sie ihr Kind nach dem
ersten Jahr aus Kostengriinden wieder abmelden,
relativ grof3.

(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Es wére besser, wenn sie
gar nicht erst kommen wiirden!)

Daher haben wir eine Forderung aus unserem
Wahlprogramm aufgegriffen, die die Beitrags-
freistellung im letzten Kita-Jahr beinhaltet. Denn
gerade im letzten Kita-Jahr kdnnen die Kinder auf
den Schulbesuch vorbereitet werden. Auch auf
mogliche sprachliche oder motorische Defizite
kann man hier mit gezielter Férderung eingehen.
Auch fir die sogenannten Kann-Kinder ist die von
uns vorgeschlagene Regelung von Vorteil. Mit
einem beitragsfreien letzten Kita-Jahr kénnen die
Kinder noch ein Jahr langer in der Kita bleiben, bis
sie wirklich bereit fir den Schulbesuch sind.

Ich erinnere mich noch daran, dass ich in den
Siebzigerjahren wahlen konnte, ob mein Sohn als
Karenzkind die Kita noch ein Jahr lang kostenfrei
besucht oder ein vorschulisches Angebot
wahrnimmt. Hier spielt es dann auch keine Rolle,
welchen soziodkonomischen Hintergrund das
Elternhaus der Kinder hat. Ein beitragsfreies
letztes Kita-Jahr schafft echte Chancengleichheit
in der frihkindlichen Bildung.

(Beifall FDP, CDU)

Auch wenn der Antragstitel der CDU-Fraktion im
Grundsatz gut klingt, kbnnen wir dem Antrag nicht
zustimmen.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Dann ziehen wir den
Beifall zurtick! - Heiterkeit)

Das habe ich mir gedacht! Sie méchten namlich
nicht nur fruhkindliche Bildung ermdglichen,
sondern sie zur Pflicht machen. Wir stehen fur
Wabhlfreiheit und nicht fiir einen Kita-Zwang.

(Beifall FDP)

Bei einem Pressegesprach der Zentralen-
ElternVertretung gab es gestern den Bremer

Bildungsbéaren. Dieser soll daran erinnern, dass wir
hier nicht Uber irgendetwas sprechen. Wir
sprechen Uber unsere Kinder, unsere Zukunft. Fir
diese Kinder sind die Ausgangssituationen nun
einmal unterschiedlich. Daher ist es unsere
Aufgabe, politisch alles daflir zu tun, dass sie trotz
unterschiedlicher Ausgangssituationen &hnliche
Startchancen fiir ein erfolgreiches Leben haben.
Daher erfolgt hier noch einmal mein Appell:
Nehmen Sie den Entwurf der Beitragsordnung
zurlick, Uberarbeiten Sie ihn sorgfaltig und ebenen
Sie den Weg zu mehr Chancengerechtigkeit mit
einem freiwilligen, beitragsfreien letzten Kita-Jahr.
- Danke schon!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)”: Sehr geehrte Damen
und Herren, sehr geehrter Herr Prasident! Ja, es
stimmt, Sie mussen 56 Prozent der Eltern
beitragsfrei stellen.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Blndnis 90/Die Griunen]:
Die sind sehr froh dartber!)

Das OVG hat lhnen im Jahr 2014 deutlich
mitgegeben, dass Sie das Ganze im Blick behalten
missen, weil das sachliche Existenzminimum
jahrlich steigt und dass Sie dann an der Stelle
natirlich auch zu reagieren haben. In Ihrer
Gesetzesbegrindung schreiben Sie selbst, dass
nach den Paragrafen des SGB XIlI entsprechend
auch die vierte und funfte Stufe entfallen muss, mit
zunehmender Haushaltsgrof3e natirlich auch die
weiteren Beitrage, sodass sich ein Dreieck
insgesamt von 36 Prozent auf 56 Prozent
vergroRert. Das haben Sie umzusetzen, ob Sie
heute eine neue Beitragsordnung verabschieden
oder aber nicht, denn das ist eine Vorgabe aus
dem OVG-Urteil, gegen die Sie sich sonst wenden
wirden. Da Sie das jetzt festgestellt haben,
mussen Sie das tun, denn wenn jemand klagen
wurde, hatte er automatisch Erfolg. Soweit mdchte
ich zum Thema ausfiihren, was man muss und was
man nicht muss.

Brutto und netto sind schéne Themen, Frau Dr.
Schaefer. Wenn Sie gewollt hatten, héatten Sie es
heute schon umsetzen kénnen. Sie wollen, dass
die Einkommensverhaltnisse von vor zwei Jahren
zugrunde gelegt werden, weil Sie davon ausgehen,
dass der Steuerbescheid vorliegt, und Sie wollen,
dass im Steuerbescheid die Kollegen auf den
Gesamtbetrag der Einkiinfte schauen. Wenn Sie
ein bisschen tiefer im Steuerbescheid schauen,
gleicher Steuerbescheid, gleiches Blatt Papier,
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kommen Sie zum zu versteuernden Einkommen.
Das zu versteuernde Einkommen beinhaltet
samtliche Belastungen, die sich entlastend fir die
Familie auswirken. Damit hatten Sie ohne
Probleme auch in der heutigen Fassung schon das
Nettoprinzip anwenden kénnen, wenn Sie denn
gewollt hatten.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bindnis 90/Die Griinen]:
Wieso haben Sie das nicht vorher gefordert,
sondern erst in der Deputation?)

Das Problem an dieser Stelle ist aber, Frau Dr.
Schaefer, dass Sie es nicht wollen, weil Sie dann
namlich die Einnahmeausféalle bei Frau Linnert
gesteigert hatten.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Blundnis 90/Die Griunen]:
Das ist Quatsch!)

Es ist ein groRer Unterschied, ob 119 000 Euro
Bruttoeinkommen angesetzt werden oder 119 000
Euro Nettoeinkommen. Das wollten Sie nicht,
meine Damen und Herren. Das ist die traurige
Wabhrheit.

(Abg. Tschope [SPD]: Das ist absurd!)

Sie wollen an dieser Stelle, das muss man ganz
deutlich sagen, in den héheren Beitragsstufen ab
91 105 Euro eine Erhéhung um 82 Prozent, von
257 Euro auf 465 Euro. 82 Prozent Steigerung, das
ist eine Hausnummer. Es gibt Gerichtsurteile, die
sagen, dass zwischen den Beitragsstufen eine
Steigerung von 40 Euro bis maximal 50 Euro in
Ordnung sei. Sie haben Stufen von bis zu 100-
Euro-Springen darin. Auch das wird sicherlich vor
Gericht ein spannendes Thema werden.

Jetzt méchte ich aber diese Beitragsordnung, Uber
die ich eigentlich schon fast zu viele Worte verloren
habe, weil es aus unserer Sicht maximal eine
Arbeitsfassung sein kann, nicht weiter berlhren,
sondern mochte mich den weiteren Antrédgen
zuwenden und unseren eigenen Antrag vorstellen.
.Fruhkindliche Bildung fir alle ermdglichen” ist
etwas, was uns sehr am Herzen liegt. Wir wissen
Ubrigens um die Herausforderungen in den
nachsten Jahren, fur alle Uberhaupt erst einmal
einen Kita-Platz zu schaffen. 23 zuséatzliche
Einrichtungen sind notwendig. Deswegen haben
wir auch nicht um eine sofortige Umsetzung
gebeten, sondern mittelfristig 2019 in den Blick
genommen.

Wir wollen auch, dass es nicht bei der jetzigen
Qualitat verbleibt, weil wir gerade bei der IQB-
Studie erfahren haben, was das fir Auswirkungen
hat, wenn wir beim Thema Bildung nicht endlich
besser werden. Dazu gehort fir uns eindeutig die

inhaltliche Weiterentwicklung der friihkindlichen
Bildung in Kita und Krippe, meine Damen und
Herren. Um dauerhaft eine gréRere
Chancengerechtigkeit unabhangig von dem
soziokulturellen Hintergrund aller Kinder zu
erreichen, benodtigen wir, um eine wirksame
Durchbrechung der Armutsspirale vornehmen zu
kénnen, eine Starkung des Bildungsgedanken im
Kindergarten, naturlich von Anfang an, aber
definitiv spatestens noch einmal verstarkt im
letzten Kindergartenjahr. Wenn wir die Starkung
des Paragrafen 22 SGB VIII des Bildungs-
gedankens vornehmen und das letzte
Kindergartenjahr inhaltlich im Sinne eines
vorschulischen Charakters mit padagogischen
Schwerpunkten  weiterentwickeln  und  dort
verbindlich noch einmal das Thema ,Sprachliche
Forderung und Erwerb der in der Schule
gesprochenen Sprache Deutsch* voranstellen,
dann muss dies verbindlich erfolgen.

Eine Verbindlichkeit bedeutet auch, dass es
kostenlos sein muss. Wir méchten auch, dass
jedes Kind in Bremen tatséachlich einen solchen
Platz vorfindet. Deswegen wollen wir es verbindlich
machen. Wir haben hier das Problem, dass wir im
Moment Quoten von 92 Prozent haben, die
zwischen funf Jahren und sechs Jahren Uberhaupt
ein drittes Kindergartenjahr in Anspruch nehmen.
Fir uns sind die Verbindlichkeit und eine inhaltlich
bessere, verbindliche Verzahnung zwischen
Kindergarten und Grundschule wichtig, damit hier
eine wirklich inhaltliche Verbesserung zum Wohle
aller Kinder in Bremen voranschreitet und wir
endlich beim Thema Kinderarmut einen
entscheidenden Schritt vorankommen. - Danke
schon!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete GUngor.

Abg. Giingér (SPD)": Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen der Opposition! Sie fordern hier nun
in unterschiedlichen Auspragungen die
Beitragsfreiheit. In der Tat, in einigen Bundes-
landern, das wurde hier bereits aufgefiihrt, wurde
teilweise zum Beispiel fir eine bestimmte
Stundenzahl in Hamburg oder das letzte
Kindergartenjahr in Niedersachsen, einiges getan.
In Berlin soll der Beitrag schrittweise abgeschafft
werden Dies fordert nun auch die Bundes-SPD.
Das stimmt. Die Forderungen der Opposition
gehen damit in eine ahnliche Richtung.

Die Begruindungen in Ihren Antrégen, sowohl in der
CDU als auch bei den LINKEN, sind aber in
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irgendeiner Art und Weise seltsam. Sie begriinden
das mit den Argumenten, Teilhabe an
frihkindlicher Bildung musse beitragsfrei und
unabhangig vom Geldbeutel sein, das sei eine
soziale Frage. Sie verkennen aber die Lage, dass
diese Menschen von der Beitragsfreiheit doch
bereits profitieren.

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Ich habe die
Zahlen bereits genannt!)

In Bremen sind die Gebihren bereits sozial
gestaffelt. Leistungsempfanger und die untersten
Einkommensgruppen sind bereits von den
Geblihren befreit. Inhaber der sogenannten Blauen
Karte erhalten kostenloses Mittagessen. Mit der
neuen Gebuhrenordnung, das wurde hier
inzwischen viermal gesagt, sind 56 Prozent der
Beitragszahler beitragsfrei.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das sind aber meist
die, die nicht teilnehment)

Mit steigender Haushaltsgrofle werden die
Beitrdge auch noch weiter abgesenkt, wenn sie
mehrere Kinder in einer Kindertageseinrichtung
haben. Falsch ist also, dass von der
Beitragsfreiheit sozial benachteiligte Kinder nicht
profitieren oder es hier um Chancengerechtigkeit
geht.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grinen - Abg. Dr.
vom Bruch [CDUJ: Es geht um die Qualitat!)

Im Ubrigen wurde die Beitragsfreiheit aus diesem
Grund keineswegs Uberall, wo sie eingefiihrt wurde,
einhellig bejubelt, sondern durchaus auch mit Kritik
begleitet. Stattdessen solle besser in die Qualitat
der Kinderbetreuung investiert werden.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Deswegen haben wir die
Qualitat in den Vordergrund gestellt!)

Eine strukturelle Voraussetzung dafir ist eben
auch der Personalschliissel. Eine Zugangshirde
besteht, Frau Ahrens, eben nicht in zu hohen
Gebihren flir Leistungsempfanger, sondern
vielmehr in der bislang noch schlechten Versor-
gung mit Betreuungsplatzen in benachteiligten
Stadtteilen. Hier wollen und missen wir im Sinn
einer aufholenden Entwicklung den Anschluss an
die Ubrigen Quartiere erreichen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)
Das ist erst einmal wichtiger als die Beitragsfreiheit.
Prasident Weber: Entschuldigung, dass ich Sie

unterbreche! Gestatten Sie eine Frage der
Abgeordneten Frau Leonidakis?

Abg. Gungdr (SPD): Bitte!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Herr Giingotr,
haben Sie eben zur Kenntnis genommen, dass ich
auch  beispielsweise den Bildungs- oder
Migrationshintergrund von Kindern als sozialen
Aspekt angefuihrt habe, und nehmen Sie zur
Kenntnis, dass die Bildungsbeteiligung in gerade
sogenannten bildungsfernen Familien oder auch in
Familien mit Migrationshintergrund sehr
unterdurchschnittlich ist, und sind Sie bereit, zur
Erkenntnis zu nehmen, dass die Kita-Beitrage dort
durchaus einen Kostenfaktor darstellen?

Abg. GUngor (SPD): Selbstverstandlich bin ich
bereit, das zur Kenntnis zu nehmen, aber Sie
wissen auch, dass die Beitragsordnung
einkommensabhangig ist. Es ist wahrlich nicht so,
dass Migranten, die ein hohes Einkommen haben,
nicht an Bildungsprogrammen oder Kitas
teilnehmen, sondern ganz im Gegenteil. Es ist eine
soziale Frage. Deshalb wollen wir in den
Stadtteilen eine aufholende Entwicklung. Darauf ist
dieses Ortgesetz im Augenblick die richtige
Antwort, weil wir erstens, wie bereits erwahnt, die
Anforderungen des  Oberverwaltungsgerichts
erfullen und zweitens genau diese Menschen, die
ein niedriges Einkommen haben, zukinftig
beitragsfrei sind, liebe Kollegin.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Deshalb haben wir auch gesagt, dass die
Umsetzung des Rechtsanspruchs fir uns Prioritat
hat, die aufholende Entwicklung in den &rmeren
Quartieren und die Qualitat der Kinderbetreuung.
Damit meinen wir auch den Personalschlissel. Der
Ausbau an Kita-Platzen ist doch im Augenblick
unsere riesige und grofRe Herausforderung. Das ist
auch ein groRer finanzieller Kraftakt. Noch einmal -
deshalb habe ich mich im Ubrigen zu Wort
gemeldet -: Versuchen Sie keine Legendenbildung
bei den Alleinerziehenden. Ja, es gab im ersten
Entwurf, den wir gemeinsam mit dem Senat
korrigiert haben, bei den Alleinerziehenden in der
niedrigsten, ersten Stufe eine Erhéhung von 29
Euro. Diese betragt aber mit der neuen Fassung,
die Sie hier heute hoffentlich mit beschliel3en, bei
Einkommen zwischen 27 000 Euro und 30 000
Euro drei Euro. Eine Alleinerziehende muss drei
Euro mehr bezahlen. In der Stufe darauf - das ist
eine Ungleichheit, die aus der alten Tabelle
resultiert - fangt die Entlastung mit minus 22 Euro
an, liebe Kollegin. Das ist fur Alleinerziehende in
der Einkommensstufe eine deutliche Entlastung.
Das sind jahrlich fast 250 Euro. Das sollten Sie
vielleicht auch anerkennen und hier nicht so tun,
als wirden wir hier die Alleinerziehenden mit
diesem Ortsgesetz vdllig benachteiligen.
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(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Zum Schluss will ich noch einmal die Kritik am
Beteiligungsverfahren aufnehmen. Ja, wir kénnen
das nachvollziehen. Allerdings ist die Fassung, die
wir hier heute beschliel3en, nicht die Fassung, die
in den Jugendhilfeausschuss gegangen ist. Ja, die
Fassung, die Sie bekommen haben, wurde ein Tag
vor der Bildungsdeputation vorgelegt. Aber letztlich
hat sich doch am Inhalt und an den rechtlichen
Vorgaben dieses Gesetzes nichts geadndert. Es
wurden lediglich die Entlastung der Familien im
mittleren  Bereich und die  Geschwister-
kinderregelung verbessert. Das sind Dinge, die im
Interesse derjenigen sind, die Kritik Gben. Deshalb
kann man hier nicht davon reden, dass die
Beteiligung nicht verninftig stattgefunden hat. -
Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Sehr geehrter Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich habe mich doch noch
einmal gemeldet, weil mich Ihr Beitrag, Frau
Ahrens, doch ziemlich verargert hat. Einmal haben
Sie gesagt, die 56 Prozent, die wir jetzt komplett
befreien mussten wir befreien. Ja, das missen wir
machen. Trotzdem bedeutet das fur mehr Eltern 20
Prozent der Eltern, dass sie befreit werden. Das ist
etwas sehr Positives.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD - Abg. Frau
Ahrens [CDU]: Das haben die Eltern 2014 vor
Gericht erstritten!)

Ich finde es nicht in Ordnung, so zu tun, als ob wir
das nur machen, weil wir das machen mussen.
Nein, wir tun es auch, weil es richtig ist. Sie
versuchen immer, das ins Negative zu ziehen.
Frau Ahrens, ich habe Ihnen lange zugehort, und
vielleicht kénnen Sie mir auch einfach einmal zu
horen.

(Zuruf CDU)

Die Umstellung auf das Nettoeinkommen und die
zentrale Erhebung war ein Beschluss, den in der
Deputation alle Fraktionen mitgetragen haben. Das
haben wir eingefordert.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Das haben wir doch jetzt
nicht zum Abstimmen!)

Auch die CDU hat dafur gestimmt! Das haben wir
jetzt nicht zur Abstimmung! Aber Frau Ahrens hat
quasi gesagt, wenn wir das wollten, kénnten wir

das heute abstimmen, aber wir wollten ja nicht. Das
argert mich, weil erstens, Frau Ahrens, sind Sie
Uberhaupt nicht auf die Idee gekommen, diese
Ungerechtigkeit im Beitragssystem im Vorfeld
Uberhaupt einmal anzusprechen. Es ist eine
Ungerechtigkeit, wenn man netto am Ende etwas
anderes hat als brutto, weil das Bruttoeinkommen
eben nichtimmer dem Nettoeinkommen entspricht.
Das ist von lhnen nie thematisiert worden. Wir
haben es thematisiert. Wir wissen nicht, wie
schnell man es umstellen kann, aber daraus etwas
Negatives zu konstruieren und zu sagen, wir
wollten es gar nicht, finde ich, ehrlich gesagt, nicht
in Ordnung.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, SPD)

Auch die Drohung, die Besserverdienenden gingen
jetzt alle in den Speckgurtel, finde ich, ehrlich
gesagt, absurd. Wenn die Leute in den Speckgurtel
ziehen, dann hat das andere Grunde, etwa weil
man einen grof3en Garten will. Wir haben eigentlich
die Tendenz, dass gerade junge Familien und auch
welche, die mehr verdienen, zuriick nach Bremen
ziehen. Insofern finde ich es nicht in Ordnung,
andauernd so zu tun, als zdge jemand, der gut
verdient, besser verdient, sofort in den Speckgurtel,
weil er hier mehr Kindergartengebiihren bezahlen
muss. Wenn man einmal die Pendlerkosten
gegenrechnet, stellt man fest, das ist keine gute
Wabhl. Insofern sollten wir einmal von diesem
Argument Abstand nehmen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich finde es wichtig, dass wir auch einmal ganz
deutlich Uber die Qualitat in den Kitas reden. Wir
haben im Ausschuss fur friihkindliche Bildung tiber
die Flexibilitat von Offnungszeiten geredet. Das
finde ich wichtig, wenn wir die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie ernst nehmen. Wir missen tber
padagogische Konzepte reden. Ich lasse mir
wirklich nicht madig und dann auch noch
schlechtreden, dass die Koalition Beschlisse fasst,
die Ungerechtigkeiten in der Beitragsordnung
beseitigt. - Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort Staatsrat Pietrzok.

Staatsrat Pietrzok”: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich will hier noch ein paar
Punkte, obwohl die wichtigsten Punkte hier in der
Debatte auch schon Erwédhnung gefunden haben,
aufgreifen. Zunéchst einmal komme ich zu der
Beteiligung. Wir haben uns als Ressort ganz eng
an das Beteiligungsverfahren gehalten. Wir sind
mit einer Beitragsordnung als Vorlage gestartet,
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die im Hinblick auf die Zahlen deutlich anders
ausgesehen hat, weil sie eine deutlich hdhere
Einnahmeerwartung gehabt hat. Im Rahmen
dieses Beteiligungsverfahrens sind wir in der
Erérterung gemeinsam mit den Koalitions-
fraktionen zu dem Ergebnis gekommen, dass wir
eine Uberarbeitung vornehmen, und in die
weiteren Verfahren ist die dann Uberarbeitete
Fassung gegangen.

Wenn ein Beteiligungsverfahren fir irgendetwas
gut ist, dann ist es doch dafir gut, die Kritik
auszunehmen, sie zu operationalisieren und in
dem weiteren Verfahren umzusetzen.

(Beifall SPD)

Das genau hat auch stattgefunden. Ich will nicht
verhehlen, dass es fir mein Ressort eine
schwierige  Anforderung  war, mit einer
Einnahmeerwartung umzugehen. Dass die
Beitragsordnung in der Fassung, in der sie jetzt
hier vorliegt, leichter zu vertreten ist, will ich Ihnen
auch ganz offen sagen. Die Frage der
Beitragsfreiheit ist eine, die ich als Ressort auch
gar nicht allein - das betrifft das Haushaltsrecht des
Parlaments - zu erdrtern habe. Es muss aber doch
klar sein, dass wir in der Finanzlage, in der sich die
Freie Hansestadt Bremen im Moment befindet,
nicht ohne Weiteres auf eine Einnahme von 23
Millionen Euro verzichten kdnnen.

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Bis 2019!)

Ich habe hier auch nicht gehort, dass diese
politische Forderung mit Vorschlagen, wie wir das
im Haushalt darstellen sollen, unterlegt worden ist.
Ich will lhnen einfach nur deutlich signalisieren: Der
einzige Grund, aus dem der Senat in der jetzigen
Phase an der Beitragsordnung festhalt ist, ist die
Haushaltspolitik. Sie wissen selbst, dass der Senat
schon sehr umfangreiche Beschliisse zur
Ausbauplanung auf den Weg gebracht hat. Das
wird unseren Haushalt noch ganz massiv
herausfordern. Deswegen kann ich lhnen einfach
nur sagen, im Moment sieht sich der Senat nicht
imstande, auf Beitrdge zu verzichten. Es gibt aber
natirlich gute Grinde, die Beitragsfreiheit
einzufuhren. Deswegen finden wir die Debatte auf
Bundesebene absolut nachvollziehbar. Das wird
vieles vereinfachen.

(Beifall SPD)

Zur Rechtssicherheit mochte ich in diesem
Verfahren nur sagen, dass ein langer
Erarbeitungsprozess fir die Architektur dieser
Beitragsordnung stattgefunden hat, an der Juristen
und Juristinnen verschiedener Ressorts beteiligt
gewesen sind, genau mit dem Ziel, den

gesetzlichen Grundlagen, aber auch den Auftréagen,
die aus den verschiedenen Gerichtsurteilen, die es
in Bremen gegeben hat, die es aber auch schon in
anderen Bundeslandern gegeben hat, Rechnung
zu tragen. Die Operationalisierung dieser ganzen
Urteile ist ndmlich genau das Schwierige, weil man
da namlich nur einen sehr begrenzten
Handlungsspielraum hat. Ich gehe fest davon aus,
dass das, was wir lhnen vorgelegt haben,
rechtssicher ist, und gehe auch davon aus, dass
sich die Klagen deswegen nicht durchsetzen
koénnen.

Ich mochte noch auf ein paar Punkte der
Beitragsordnung eingehen. Es ist schon sehr viel
beschrieben worden. Ein Hauptkritikpunkt an
dieser Beitragstabelle ist, dass inshesondere von
den Einkommensschwachen, bei denen, die
Einkommen Uber 27 000 Euro haben, dann eben
doch ein relativ hoher Beitrag erwartet wird.

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Ja!)

Bei diesem Kritikpunkt will ich noch einmal ganz
deutlich sagen, im Gegensatz zur alten
Beitragstabelle haben wir das Kindergeld bei der
Berechnungsgrundlage nicht berticksichtigt. Das
ist natirlich ein Faktor, der sich deutlich auswirkt.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Nein, bei dem Beispiel,
das ich genannt habe, nicht!)

Deswegen haben wir das auch so gemacht.

Dann gibt es den Kritikpunkt, dass bei den
Einkommensstarken die Belastung viel zu hoch ist.
Dazu will ich nur deutlich sagen - Sie haben das,
Frau Dr. Schaefer, vorhin auch schon deutlich
gesagt -: Naturlich ist das eine sozialpolitisch
motivierte Staffelung, in der wir sagen, wir
gestalten 56 Prozent beitragsfrei, auch weil das
Urteil das vorsieht, auch weil wir das richtig finden,
und fangen dann mit einer deutlich dynamischen
Beitragstabelle an. Warum machen wir das? Wir
tun es, weil wir der Uberzeugung sind, dass starke
Schultern in dieser Situation mehr tragen kénnen
und mehr tragen missen.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Aber wir mussen doch daneben auch
beriicksichtigen, dass es fir die Betrage, Uber die
wir reden, noch Entlastungsfaktoren gibt. Bitte
denken Sie daran, dass Sie zwei Drittel der Kosten
der Kindertagesbetreuung bis maximal 4 000 Euro
von der Steuer absetzen kénnen. Das ist eine
massive Entlastung, die stattfindet. Familien mit
hoheren Einkommen kénnen zudem von dem
Kinderfreibetrag, der das Kindergeld in einer
anderen Einkommensgruppe darstellt, profitieren.
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Das heil3t, wir haben auch bestimmte steuerliche
Systeme, die genau das ermdglichen, solche
starken Belastungen durch Entlastungen zu
korrigieren.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Kindergeld und
Kinderfreibetrag sind zu viel gezahlte Steuern, die
nach dem Bundesverfassungsgericht zuriickge-
zahlt werden mussen! Das ist die Wahrheit!)

Ich weil3, dass Sie in einer Steuerverwaltung
arbeiten. Trotzdem moéchte ich Ihr Referat als
Zwischenruf nicht gelten lassen, sondern mdchte
deutlich machen, dass Sie darauf achten missen,
dass das Kindergeld auf der einen Seite fur die
Schwachen eine besondere Auswirkung hat und
auf der anderen Seite die beiden von mir eben
zusatzlich genannten Steuerentlastungen eine
Auswirkung haben. Das sollten Sie beachten,
wenn Sie sich die Beitragstabellen und hilfsweise
die Vergleichstabellen ansehen.

(Beifall SPD)

Es gibt bei Beitragstabellen immer grof3e Probleme
mit spezifischen Fallkonstellationen. Die kann man
immer auffiihren und sagen: Mensch, das kénnt ihr
doch so nicht machen, stellt euch doch einmal
diesen oder jenen Fall vor! Deswegen ist natirlich
auch in dieser Beitragsordnung sichergestellt, dass
es Varianten gibt, dass es die Klausel gibt, in der
einzelne Familien ihre Beitragsberechnung
aufgrund einer besonderen Situation mit der
Verwaltung  erdrtern  kdnnen. Das  sind
Uberschaubare Zahlen. Es gibt eine Klausel, damit
das so gemacht werden kann. Deswegen sind wir
der Auffassung, dass diese Beitragstabelle im
Prinzip eine ausgewogene Entscheidung ist,
sowohl im Hinblick auf das, was an Kosten der
Kindertagesbetreuung in Zukunft auf den Senat
zukommt, aber auch auf das, was als Eigenbeitrag
von den Eltern insgesamt trotz dieser Urteile und
wegen der seit zehn Jahren nicht erhdhten
Beitrdge erhoben werden kann. Wir finden, dass
das im Hinblick auf die Belastung im Verhéaltnis der
unteren und der oberen Einkommensbestandteile
ausgewogen ist.

Das Wichtigste, woran wir in der nachsten Zeit zu
arbeiten haben, ist die Uberlegung, wie der
Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung in
Bremen gewahrleistet werden kann. Meine
Behdrde muss brutal daran arbeiten, um das
gewabhrleisten zu kénnen. Ganz besonders wichtig
ist uns dabei, dass es uns gelingt, die
Versorgungsquote in Bremen in den sozial
benachteiligten Stadtteilen entsprechend hoch-
zufahren, denn das ist eines der wichtigsten
Elemente einer verninftigen Integrationspolitik -
Danke schon!

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst Uber den Antrag der Fraktion DIE
LINKE mit der Drucksachennummer 19/412 S,
Neufassung der Drucksache 19/393 S, abstimmen.
Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachennummer 19/412 S, Neufassung der

Drucksache 19/393 S, seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich nun um das Handzeichen!

(Dafir DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bindnis 90/Die Griinen,
FDP, LKR)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft lehnt den
Antrag ab.

Nun lasse ich Uber das Ortsgesetz, Uber die
Beitrage fir die Kindergarten und Horte der
Stadtgemeinde Bremen mit der Drucksachen-
nummer 19/413 S abstimmen.

Wer das Ortsgesetz beschlieRen méchte, den bitte
ich ebenfalls um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Biundnis 90/Die Griinen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, FDP, LKR)
Stimmenthaltungen?

Damit stelle ich fest, die Stadtbirgerschaft stimmt

dem Antrag zu.

Jetzt lasse ich Uber den Antrag der Fraktion der
FDP mit der Drucksachennummer 19/422 S
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der
Drucksachennummer 19/422 S seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiur DIE LINKE, FDP)
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Biindnis 90/Die Grinen,
LKR)

Stimmenthaltungen?

Damit stelle ich fest, die Stadtbirgerschaft lehnt
den Antrag ab.

Nunmehr lasse ich Uber den Antrag der Fraktion
der CDU mit der Drucksachennummer 19/425 S
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachennummer 19/425 S seine Zustimmung
geben mdchte, den bitte ich ebenfalls um das
Handzeichen!

(Dafur CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bindnis 90/Die Griinen, FDP)
Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE, LKR)

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft lehnt den
Antrag ab.

Bericht des stadtischen Petitionsausschusses
Nr. 13

vom 28. Oktober 2016

(Drucksache 19/394 S)

GemaR  Paragraf 12 Absatz 3 des
Petitionsgesetzes verlangt die Fraktion DIE LINKE
eine Aussprache Uber die Petitionen S 18/143, S
18/154, S 18/155, S 18/156 und S 18/157.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)?: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe jetzt ehrlich
gesagt nicht mehr damit gerechnet, aber dann
machen wir das so. Warum wollen wir darliber eine
Aussprache? Die erste Begriindung ist, dass es
inhaltlich nicht einzusehen ist, dass mit den
Petitionen wie vorgeschlagen verfahren wird,
namlich dass sie praktisch abgewiesen werden.
Ich bin der dringenden Meinung, dass dem
Ansinnen der Burgerinnen und Birger hinsichtlich
des geplanten Zwischenlagers fiur Abfélle

eigentlich hatte entsprochen werden missen. Wir
haben an dieser Stelle schon dartiber diskutiert.
Es stand auch einmal zur Rede, dass eine
entsprechende Genehmigung nicht erteilt werden
soll. Meine feste Uberzeugung ist, dass ein solches
Zwischenlager mit Abfallen aus allen nur erdenk-
lichen industriellen Bereichen, S&uren, Basen,
organische Losemittel, Filterschlamme, chromhal-
tige, eisenhaltige Ruckstande von Fertigungs-
prozessen, in einer solch nahen Umgebung zu
einem Wohngebiet nichts zu suchen hat. Wie hoch
das Risiko ist, wenn man solche Zwischenlager
einrichtet, lasst sich an dem Unfall der anderen
Anlage in - schlagen Sie mich jetzt! -

(Zuruf: Ritterhude!)

Ritterhude, genau! - ablesen. Ich spreche einfach
aus ganz personlichen Erfahrungen. Ich habe das
schon einmal erzahlt. Ich habe Chemiefacharbeiter
gelernt, und ich weil3, wenn man anfangt, solche
Dinge irgendwo zu deponieren, kann es durchaus
sein - die Wahrscheinlichkeit steigt eben, wenn
vielfdltige Stoffe gelagert werden -, dass dort
irgendwann Unfélle passieren, dass Dinge
unkontrolliert ins Erdreich auslaufen oder dass,
wenn tatsachlich ein Brand entsteht, der Brand
unkontrolliert verlauft. Wenn das dann in der Nahe
von Wohnungen passiert, ist es gefahrlich. Dabei
ist Entfernung ein wichtiges Kriterium fur die
Gefahrdung der Menschen durch ein solches
Zwischenlager.

Der zweite Grund, aus dem ich dariber kurz
debattieren wollte, ist, dass wir diesem
Petitionsverfahren keinen Gefallen tun, wenn wir
es uns zur Gewohnheit machen, fur Dinge, die in
Petitionen beanstandet werden, vor Behandlung
dieser Petitionen, vor Abstimmung in diesem Haus,
Fakten zu schaffen, indem man diese Petition
praktisch Ubergeht und sie gar nicht bertcksichtigt.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn es zeitlich notwendig ist, weil es drangt,
muss man solche Dinge gegebenenfalls vorziehen.
Meines Erachtens geht es aber nicht, dass man,
wenn solche Petitionen mit einer hohen Beteiligung
und mit hohem Birgerinteresse eingereicht
werden, hintenherum oder bevor sie behandelt
wird, Fakten schafft, noch dazu, wenn sie inhaltlich
begrindet sind. Damit entmutigt man Menschen,
sich fur ihre Belange im Stadtteil einzusetzen,
damit entmutigt man Menschen, solche Petitionen
einzureichen. Ich meine, dass das nicht gewollt ist.
- Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall DIE LINKE)
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Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)": Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Es ist eigentlich schade, dass
das jetzt direkt vor Feierabend unter Ausschluss
der Offentlichkeit stattfindet. Es handelt sich hier
um eine bemerkenswerte Drucksache. Schauen
Sie sich einmal an, was der Petitionsausschuss
dem Senat mit den Stimmen von SPD und Griinen
um die Ohren haut. Das Verhalten des Senators fiir
Umwelt, Bauen, Verkehr sei wortlich ,nicht
hinnehmbar“. Der Petitionsausschuss habe aus
der Presse erfahren, wie mit dem Sachverhalt
umgegangen worden sei. Die Aufgaben-
wahrnehmung des Petitionsausschusses sei durch
das Ressort beeintrachtigt worden. Meine Damen
und Herren, eine groRere Ohrfeige der Koalition an
den eigenen Senator kann es eigentlich nicht
geben!

(Beifall CDU)

In der Sache hat Herr Rupp eben schon berichtet,
worum es geht. Diese Debatte geht aber nicht um
die Sache, sondern die Debatte geht darum - Herr
Tschépe wird sich freuen -, dass hier durch
Handeln des Bausenates im vorauseilenden
Gehorsam das Petitionsrecht ausgehohlt wurde,
so wie Sie es mit lhrem Gesetzentwurf kinftig
regelméanig vorhaben.

(Abg. Tschope [SPD]: Das ist Gibrigens ein Gesetz,
kein Entwurf! Dadaistische Redebeitrage werden
auch durch Weihnachten nicht gerechtfertigt!)

Ihnen wurde hier ein Sachverhalt geschildert -
lesen Sie sich die Drucksachen noch einmal durch
-, dass der Senator mit seinem Ressort dem
Petitionsausschuss Informationen nicht hat
zukommen lassen, dass die Genehmigung erteilt
wurde und der Petitionsausschuss darliber aus der
Presse erfahren hat. Meine Damen und Herren,
das ist eine grobe Missachtung unserer gesamten
parlamentarischen Arbeit,

(Beifall CDU, FDP)

und, weil es sich um eine Petition handelt, eine
grobe Missachtung von 1 740 Mitzeichnern dieser
Petition. Wir konnten noch nicht einmal mehr in der
Sache dariiber beraten, weil Fakten geschaffen
worden sind. Die weiteren Debatten hierzu werden
naturlich auch erschwert werden. Durch die
Genehmigung ist ein Prazedenzfall geschaffen
worden.

Eine besonders unrihmliche Rolle - obwohl er
nicht mehr da ist, will ich ihn trotzdem namentlich

erwdhnen - hat der ehemalige Staatsrat
Golasowski gespielt, der in Beiratssitzungen in
Hemelingen und in Sitzungen des Petitionsaus-
schusses immer  wieder  Hinhaltetaktiken
verwendet hat. Danach hat es - ich darf an den
Brand im benachbarten Landkreis erinnern - erst
eine Vollbremsung auch des Hemelinger Projektes
gegeben. Man hat die Offentlichkeit, wie ich finde,
bewusst getduscht, um dann am Ende wieder auf
die zur Genehmigung flihrende Féhrte zu setzen.
Meine Damen und Herren, wenn man
Politikverdrossenheit schaffen will, machen Sie es
so wie Rot-Griin und Senator Dr. Lohse in Bremen!
- Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Buchholz.

Abg. Buchholz (FDP): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Funf in der Sache wohl
begrindete Petitionen, die sich gegen die
Errichtung eines geplanten Abfallzwischenlagers in
Hemelingen, und zwar an der Funkschneise als
auch am Hemelinger Hafen richten, so einfach als
nicht abhilfefahig und damit als erledigt zu
betrachten, wird auch aus Sicht der Freien
Demokraten dem Anliegen der Petenten nicht
gerecht.

(Beifall FDP)

Immerhin hat der Petitionsausschuss erst aus der
Presse erfahren, dass die Genehmigung eines
Abfallzwischenlagers ~ zwischenzeitlich  erteilt
wurde. Dieses Verhalten des Umweltressorts ist
inakzeptabel und entspricht in keiner Weise der
verfassungsrechtlichen Stellung des Petitionsaus-
schusses.

(Beifall FDP)

Es férdert zudem, Kollege Rohmeyer hat es bereits
gesagt, Politikverdrossenheit und Misstrauen in
verantwortungsvolles politisches Handeln zum
Wohle der Birgerinnen und Burger. Gleichwohl hat
die bereits erteilte Genehmigung rechtliche
Bedeutung erlangt, die es nach geltender
Rechtslage leider unmdglich macht, dem Anliegen
der Petenten zu entsprechen. Wir Freie
Demokraten wollen aber unser Unbehagen uber
diese ride Verfahrensweise nicht verhehlen und
werden uns daher bei diesen funf Petitionen der
Stimme enthalten. - Danke schon!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Crueger.
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Abg. Crueger (SPD): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Auch wenn wir dieses Thema, wie
schon angemerkt wurde, jetzt zu spater Stunde
diskutieren, nimmt das nichts von der Relevanz
des Themas. Ich warne mit Blick an die
geschéatzten Kollegen aus der Opposition davor,
dass wir dieses Thema hier hochkochen, um dann
pauschal gegen den Senator zu schiel3en. Ich
glaube, man kann durchaus kritisch anmerken,
dass die Kommunikation - wenn ich den Bericht
des Petitionsausschusses lese, stelle ich fest, das
dringt aus jedem Satz, den dieser Bericht enthélt -
definitiv bléd gelaufen ist.

Wenn ich mir aber anschaue, dass das Ressort
eine Genehmigung nach Recht und Gesetz erteilt
hat, dann muss man auch das zur Kenntnis
nehmen. Dass nicht jedem Petitionsverfahren im
Sinne der Petenten abgeholfen werden kann, ist
klar, dass mitunter Sachzwéange ein Ressort
zwingen, schon Planken einzuschlagen, die dann
wiederum dem Petitionsausschuss den Spielraum
nehmen, ist auch klar. Insofern ist das etwas, was
man differenziert betrachten muss, wo man fur
zukunftige Petitionsverfahren schauen muss, wie
das besser gelingen kann. Man muss an dieser
Stelle aber definitiv sagen, dass es nicht so ist, wie
es laufen soll, wenn die Kolleginnen und Kollegen
aus dem Petitionsausschuss erst durch die Zeitung
von einem Sachverhalt erfahren. Das muss beim
nachsten Mal besser gelingen.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Schoner Nebel auf der B-
Plan-Ebene!)

Wir missen zweitens anerkennen, dass der Mull,
der in Bremen produziert wird, auch irgendwo in
Bremen zu bleiben hat. Dafir haben wir das
Kreislaufwirtschaftsgesetz. Die eigentliche
politische Implikation neben dem, was wir formal
bezlglich des Petitionsverfahrens, der Kom-
munikation, besprochen haben, ist das, was jetzt
politisch zu tun ist. Das sind zwei Dinge, erster
Punkt, wie es die Petenten gefordert haben, sich
ordentlich anzuschauen, wie man sich die B-Pléane
noch einmal vornehmen und wie man insgesamt
fur Bremen schauen kann,

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Kann man also doch
abhelfen!)

dass solche Situationen in Zukunft vermieden
werden kdnnen. An der Stelle ist es entscheidend,
dass erst der B-Plan beschlossen werden muss,
dann die Satzung und dass es nicht nachtréglich
geschehen kann, lieber Kollege, und wie wir die B-
Planung in Zukunft so gestalten kénnen, dass uns
ahnliche Situationen erspart bleiben. Im
Petitionsbericht steht, das Ressort hat geantwortet:

Das konnen wir nicht nur mit dem Ziel, etwas
verhindern zu wollen, es muss eine stadtebauliche,
stadtplanerische Vision haben.

Ich glaube, die stadtplanerische Vision lasst sich
finden, wenn wir sagen, in einer Stadt mit viel
Industrie, aber auch mit Blirgerinnen und Birgern,
die hier angenehm und sicher wohnen wollen, ist
das stadteplanerische Motiv schon gegeben. Es
ware sinnvoll, &hnliche Situationen jetzt
vorausschauend zu planen und - zweiter Punkt,
das gehort auch dazu - die Frage zu beantworten,
wo wir in Zukunft den Mull, der hier in Bremen
anfallt, entsorgen wollen. Das ist eine Frage, zu der
das Ressort Vorarbeiten geleistet hat. Es gibt
letztlich eine Planung dafir in der Schublade.
Wenn wir sie jetzt auf den Tisch legen und
miteinander diskutieren, wird es viel Aufschrei
produzieren. Es ist aber erst einmal theoretisch,
weil es um Planungen fir die kiinftigen Jahre geht.
Es geht nicht um einen ganz konkreten Einzelfall.
Mit einer solchen Planung und dem Mut, diese
Debatte politisch durchzuhalten, kénnen wir fir die
Zukunft dieses schwierige Verhdltnis zwischen
Industrie und Wohnen besser |6sen, als wir es
vielleicht bislang tun. Das ist eine der Forderungen,
die die Petenten immer hatten, dass wir diese
Planung offentlich auf den Tisch legen und
miteinander beschlielen. - Danke schon!

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Sehr geehrter Herr Prasident, meine
Damen und Herren, Herr Rohmeyer! Erstens teile
ich nicht den Duktus lhres Eingangsstatements,
dass wir das jetzt hier zu spater Stunde quasi in
einer nichtoffentlichen Sitzung behandeln oder die
Offentlichkeit ausschlieRen wiirden. Zum einen
wird nach wie vor Ubertragen und zum anderen
kann jeder herkommen. Insofern entsteht hier kein
Geschmack, der nicht gerechtfertigt ist.

(Beifall Bundnis 90/Die Grinen, SPD - Abg.
Rohmeyer [CDU]: Das gehort fachlich Gberhaupt
nicht zur Sache!)

Ich mdchte jetzt fachlich etwas sagen, und ich
mochte etwas zum Petitionsausschuss sagen.
Fachlich haben wir sehr intensiv Uber das
Abfallzwischenlager diskutiert, im Ubrigen auch
Uber die Funkschneise. Damals hat die
Burgerschaft eine Veranderungssperre
beschlossen, weil - das fand ich auch gerechtfertigt
- das Abfallzwischenlager genau auf der Riuickseite
von Garten in einem Wohngebiet geplant werden
sollte. Das fanden wir nicht richtig, vor allen Dingen,
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weil es der erste nach Bundes-Immissions-
schutzgesetz zu genehmigende Betrieb in diesem
Gebiet gewesen ware. Deswegen konnte man dort
noch eine Veranderungssperre vornehmen.

Dann ging es darum, ob das Abfallzwischenlager
im Hemelinger Hafen angesiedelt werden kann.
Das ist ein nach Bundes-Immissionsschutzgesetz
genehmigtes Industriegebiet. Herr Buchholz, ich
bin extrem erstaunt Uber lhren Beitrag. Sie sagen,
das darf eigentlich nicht nach Hemelingen, das ist
nicht in Ordnung, weil sich dort in der Nahe ein
Wohngebiet befindet. Es gab ganz viele Versuche
- ich war sehr intensiv mit diesem Thema
beschaftigt -, das Abfallzwischenlager wohnortfern
zu etablieren. Wo denn? Im Industriepark Nord.
Auf dem Gelédnde der Stahlwerke, wo Sie sich
gerade hingestellt und gesagt haben, in dieses
Industriegebiet darf kein Abfall, da darf auch keine
neue Deponie hin. Dann frage ich Sie, wo in
Bremen an einem Wirtschaftsstandort, in einem
Industriegebiet - Sie sind eigentlich die
Wirtschaftspartei - soll dann der Abfall, der in
Bremen anfallt, iberhaupt noch gelagert werden,
wenn nicht im Industriepark Nord oder auf den
Flachen der Stahlwerke und auch nicht in daftr
vorgesehenen Industriegebieten. Mir fehlt dann
irgendwann die Fantasie.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Wir hatten gern gehabt, es ware auf der Flache der
Stahlwerke gelandet, weil wir auch finden, dass in
Hemelingen Wohnbebauung néher ist als auf der
Flache der Stahlwerke. Aber dazu hat sich dieser
Betrieb nicht entschlielen kénnen. Das finden wir
bedauernswert.

(Unruhe - Glocke)
Prasident Weber: Ich muss fiir Ruhe sorgen!

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Danke schon, Herr Prasident! Ich sald
selbst im Petitionsausschuss. Wir haben auch
Anfang des Jahres darlber gesprochen. Es war
mehrfach Thema in der Baudeputation. Es war
Thema im Petitionsausschuss. Die Petenten
konnten ihr Anliegen, das ich nachvollziehen kann,
vortragen. Damals lag die Genehmigung noch
nicht vor. Es war aber damals schon klar, dass sie
erteilt werden soll. Wir waren mit mehreren
Abgeordneten auf einer Anwohnerversammlung in
Hemelingen, auf der auch der Senator anwesend
war. Dort kam heraus, dass - unabhangig davon,
ob man das mdchte oder nicht - ein Betrieb in der
Sache Recht bekommt, wenn er klagt, dass in
einem BImSchG-Gebiet auch ein BImSchG-
Betrieb angesiedelt werden und die Genehmigung

erteilt werden muss, ob man das gut findet oder
nicht. Aber dieses Recht hat er. Das wurde auch
im Petitionsausschuss klar.

Es ist argerlich, ja, da gebe ich lhnen Recht, wenn
man hinterher aus der Zeitung erfahrt, dass die
Genehmigung erteilt worden ist. Aber dass die
Genehmigung erteilt  wird, wurde in dem
Petitionsausschuss, zumindest als ich dort sal3,
schon gesagt. So viel méchte ich erst einmal zu der
fachlichen Einschatzung sagen.

Ich finde, wir missen uns einmal Uber den
Petitionsausschuss unterhalten. Ich war selbst dort
Mitglied. ~ Wir haben nun gerade das
Petitionsgesetz novelliert. Wir haben gesagt, dass
fachliche Petitionen in die Deputation Uberwiesen
werden sollen, damit sich die Fachdeputierten
damit auseinandersetzen kénnen. Wir haben aber
in dem Petitionsausschuss das Problem, dass zu
jeder Zeit Petitionen angenommen werden, egal ob
es laufende Verfahren sind oder ob es
angekindigte Projekte sind. Dort gibt es noch
keinen Beschluss, noch gar nichts, nicht einmal
eine Deputationsbefassung, aber schon wird eine
Petition eingereicht. Man muss sich fragen, zu
welchem Zeitpunkt es uUberhaupt sinnvoll ist,
Petitionen - -.

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Das steht im
Grundgesetz! - Abg. Rohmeyer [CDU] meldet sich
zu einer Zwischenfrage. - Glocke)

Ja, aber es wird nicht so angewendet, wie es im
Gesetz steht, Frau Leonidakis! Ich finde schon,
dass man sich - Herr Rohmeyer, ich sehe Sie - -.

Prasident Weber: Frau Kollegin, Sie haben die
Mdoglichkeit, Ihren Beitrag zu beenden, weil ihre
Redezeit beendet ist.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Dann mdchte ich meinen Beitrag
beenden.

Prasident Weber: Dann miissen Sie sich wieder
setzen, Herr Kollege!

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Jeder kann sich an das
Parlament wenden! Das wollen Sie nicht!)

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grunen): Nein, ich habe tberhaupt nichts gegen
Burgerbeteiligung. Aber, was den Frust ausmacht,
Herr  Rohmeyer, ist doch, dass der
Petitionsausschuss die Petitionen gar nicht
adaquat behandeln kann, wenn es noch ein
laufendes Verfahren ist. Das verstehen Sie nicht,
oder Sie wollen es nicht verstehen.
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(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, SPD)

Wenn Politikverdrossenheit, wie Sie angesprochen
haben, geschirt wird, dann genau mit solchen
Erwartungshaltungen, die es in sonst keinem
Petitionsausschuss eines Landtags gibt. Sie wollen
das Bild erzeugen,

(Unruhe - Glocke)

dass diese Koalition birgerfern ist. Aber das ist
nicht der Fall. - Danke schoén!

(Beifall Bundnis 90/Die Griunen, SPD - Zuruf: Ist
das geil!)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hétte
nicht gedacht, dass dieses Abfallzwischenlager
nach so langer Zeit und zu so spater Stunde noch
eine solche Aufregung in diesem Haus hervorrufen
kann. Ich muss ein paar Dinge richtigstellen, die
gesagt worden sind. Es geht nicht darum, Herr
Rupp, dort Abfélle zu deponieren. Es geht darum,
Abfélle, die im nahen Umfeld in Bremer
Industriebetrieben entstehen - Industriebetriebe,
auf die wir aufgrund ihrer Produktion stolz sind,
beispielsweise Automobilherstellung und andere
Betriebe, die mit zuldssigen Einsatzstoffen
Prozesse durchfuhren -, dort in einem Zwischen-
lager zu sammeln und fir den weiteren Transport
zu konfektionieren. Es ist also keine Deponie. Ich
bitte, von solchen Irrefiihrungen abzusehen.

Ich sage auch jetzt schon vorweg, ja, wir haben
innegehalten, als in Ritterhude die Firma Organo-
Fluid mitten in einem Wohngebiet in Flammen
aufgegangen ist. Wir haben allerdings festgestellt,
dass dort wohl aufgrund der Stoffinventare, die
wesentlich umfangreicher waren und sehr viel
mehr Volumen und sehr viel mehr Masse an
brennbaren Stoffen hatten, und der vollig anderen
Verfahren, weil man dort thermische Verfahren
unter Druck und Hitze durchgefihrt hat, ein ganz
anderes Risikopotenzial vorhanden war. Ich
schicke das einmal zum Verstandnis vorweg.

Einiges hat die Abgeordnete Dr. Schaefer eben
schon erlautert. Das Abfallzwischenlager war
zunachst am Standort Funkschneise beantragt
worden. Dort hatten wir einen Abstand von 30

Meter. Sie sagten, die Entfernung sei entscheidend.

Das sehen wir auch so. Deswegen haben wir uns
dort an der Funkschneise - obwohl wir da schon
baurechtlich der Auffassung waren, man hatte es
dort genehmigen kénnen - auf diesen Weg

eingelassen, die Veradnderungssperre zu ermdg-
lichen beziehungsweise den Abgeordneten zu
empfehlen, diesen Weg zu gehen, weil wir dort
dann immer noch die Vorstellung entwickeln
konnten, dass wir dieses Gebiet anders
Uberplanen wollen. Das ist die Voraussetzung. Sie
kénnen in einem Gebiet keine Verhinderungs-
planung machen, das baurechtlich eine bestimmte
Widmung hat, nur weil ihnen etwas Konkretes nicht
passt. Sie missen dann sagen, was Sie dort
grundsétzlich anders machen wollen. In dem
Industrie- und Gewerbegebiet Hemelinger Hafen
kdnnen wir keine grundsétzlich andere Planung
machen, weil wir fur die Bremer Wirtschaft, fur die
Industrie auf dieses Gebiet angewiesen sind. Wir
sind ein Industriestandort. Ich habe bei allem, was
ich hier hdre, immer verstanden, dass wir das auch
bleiben wollen.

Der neue Bebauungsplan an der Funkschneise soll
tatsdchlich die Vertraglichkeit zwischen Wohnen
und Gewerbe sicherstellen, das heif3t, es findet
eine Zonierung statt, indem man sagt, unmittelbar
angrenzend an die Géarten oder Wohnhé&user darf
kein BImSchG-Betrieb, kein emitierender Betrieb
angesiedelt werden. Das ist wegen der 30 Meter
Abstand an dieser Stelle sinnvoll. Dort haben wir
die besonders belastenden  Betriebsarten
ausgeschlossen. Dieser Bebauungsplan ist am 9.
Februar 2016 rechtskraftig geworden.

Der Antragsteller fur das Abfallzwischenlager hat
sich dann einen anderen Standort gesucht, den
Standort in der Hermann-Funk-StralRe. Das ist ein
Industriegebiet nach der Baunutzungsverordnung,
das ist das Gebiet, auf dem jede Art von Betrieben
zuléssig ist. Das ist etwas anderes als das Gebiet
an der Funkschneise. Der Abstand zur
Wohnbebauung - die Entfernung ist entscheidend
- betragt 280 Meter. Das ist rund das Zehnfache
des Abstandes an der Funkschneise. Wir haben
dann trotzdem aufgrund der Aufregung in der
Offentlichkeit ressortintern gepriift, ob wir die
Madglichkeit haben, auch dort den Bebauungsplan
zu andern. Wir sind zu dem klaren Ergebnis
gekommen, dass eine Anderung planungsrechtlich
nicht moglich ist, weil es eine reine
Verhinderungsplanung gegen einen Betrieb
gewesen ware, der genau dort hinpasst, weil es
genau so ein Industriegebiet ist. Das ware nicht
rechtssicher und mit einem erheblichen
Kostenrisiko belastet gewesen, weil dadurch
Regressanspriche entstanden waren.

Jetzt ist fir mich eines ganz entscheidend. Mir ist
eben vorgeworfen worden, wir hatten hintenherum
Fakten geschaffen. Wenn eines nicht richtig ist,
dann dieses. Ich habe die Burgerinitiative zu mir ins
Ressort eingeladen.
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(Abg. Rohmeyer [CDU]: Lesen Sie den Bericht!
Das haben lhre Griinen mit beschlossen!)

Ich habe sie dort wahrend des laufenden
Prozesses empfangen. Ich erzéhle lhnen, wie es
war. Ich habe die Birgerinitiative bei mirim Ressort
gehabt. Zu der Zeit befanden wir uns noch mitten
im Prifvorgang. Ich habe gesagt, dass ich zu ihnen
in den Stadtteil komme, mich dort vorn hinstelle
und erklare, wie es ist, wenn sich das Ergebnis des
Prufvorganges abzeichnet. Ich habe das im
Dezember 2015 getan.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen)

Ich bin dorthin gefahren. Das war eine dieser
Veranstaltungen, die wir im Ressort liebevoll
Grillpartys  nennen.  Wir schicken unsere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ungern hin. Ich
gehe dort lieber selbst hin und sage, dass ich mich
dem stelle und das auf mich nehme. Das sind keine
angenehmen Veranstaltungen. Ich habe dort
keinen Hehl daraus gemacht und ganz deutlich
gesagt, dass wir keine Handhabe haben werden,
dieses Abfallzwischenlager nicht zu genehmigen.

Eines ist mir noch ganz wichtig. Dieses
Abfallzwischenlager wird hier damonisiert. Es
handelt sich um einen BImSchG-Betrieb, der in
einem vereinfachten Verfahren ohne
Offentlichkeitsbeteiligung zu genehmigen ist. So ist
das im Bundes-Immissionsschutzgesetz abge-
schichtet, weil es von seiner Umweltwirkung her
ein vergleichsweise Uiberschaubarer Betrieb ist.
Die Beiratebeteiligung kommt ausschlieRlich tber
die baufachliche Stellungnahme, weil in den
baufachlichen Stellungnahmen der Beirat zu
beteiligen und anzuhéren ist. So ist das im
Ortsgesetz Uber die Beirate geregelt. Deswegen
sind wir dort hingegangen. Es ist immer versucht
worden, das Thema aufzumachen und aus diesem
vergleichsweise kleinen BImSchG-Betrieb im
vereinfachten Verfahren ein riesiges Monster zu
machen, was er einfach nicht ist. Es hilft auch
Uberhaupt nicht, hier immer wieder so zu tun, als
ware es das. Ich habe das dort dann erklart. Der
Beirat hat am 14. Januar dieses Jahres Stellung
genommen und hat es abgelehnt. Am 15. Januar,
habe ich mir von meinen Mitarbeitern sagen lassen,
sind sie zu dritt im Petitionsausschuss gewesen
und haben auch dort miundlich vorgetragen, dass
diese Genehmigung unmittelbar bevorsteht.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Es geht um den
Petitionsausschuss!)

So hat es auch Dr. Maike Schaefer eben bestatigt.
Sie schitteln den Kopf.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Nein! Das hat Frau Dr.

Schaefer vorgetragen!)

Sie waren vielleicht auf einer anderen
Veranstaltung. Ich wirde das gern nachprifen
kdnnen.

(Abg. Rohmeyer [CDU]J: Stellen Sie einen Antrag!)

Ich wirde gern Protokolle Uber solche Sitzungen
bekommen. Ich kann das als Senator nicht
nachvollziehen. Ich bin selbst nicht anwesend
gewesen. Ich mochte, dass diese Dinge
protokolliert werden, damit ich anschlieRend
nachvollziehen kann, was dort gesprochen worden
ist.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Das erklart den 15.
Januar!)

Dann ist, das raume ich ein, ein kommunikatives
Missgeschick passiert, was ich jetzt einmal
versuchen will zu erlautern. Im Petitionsausschuss
ist die Bauabteilung gewesen und hat erklart,
welche baufachliche Stellungnahme sie abgeben
wird. Die Bauabteilung sitzt im Siemens-Hochhaus.
Die Genehmigung ist dann einige Zeit darauf - das
hat noch ein bisschen gedauert - von der
Umweltabteilung erteilt worden, die sitzt im
Lloydhof. Die Frage, die ich gerne anhand eines
Protokolls nachvollziehen méchte, ist: In welcher
Art und Weise hat der Petitionsausschuss diesen
Wunsch zum Ausdruck gebracht, dass ihm diese
Genehmigung unverziiglich zugestellt wird?

(Abg. Rohmeyer [CDUJ: Das ist lhnen schriftlich
mitgeteilt worden!)

Das uberprufe ich noch einmal, wenn Sie sagen,
dass Sie das schriftlich mitgeteilt haben. Mir ist das
bis heute so nicht bekannt. Ich hére nur, dass dort
eine Erwartung formuliert worden ist, von der mir
nicht klar ist, auf welcher Grundlage diese
Erwartung basiert. Es mag sein, dass Sie es
schriftlich mitgeteilt haben. Dann wéare das ein
Behordenversehen bei uns. Das ist bei mir bisher
nicht aufgetaucht. Ich sage Ihnen das. Ich habe viel
Zeit darauf verwendet, den Vorgang ressortintern
nachzuvollziehen. Das hat mich so nicht erreicht.

Um das zusammenzufassen: Wir haben mit
Sicherheit nicht klammheimlich Fakten geschaffen.
Das lasse ich nicht auf uns sitzen. Im Gegenteil, wir
sind herausgegangen.

Ich méchte jetzt auch noch etwas sagen: Zum
einen hat Dr. Maike Schéafer etwas dazu gesagt,
was die Rolle des Petitionsausschusses ist und
wann es sinnvoll ist, den Petitionsausschuss zu
beteiligen.
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(Abg. Rohmeyer [CDU]: Das steht lhnen nicht zu!)

Ich moéchte diese Frage stellen. Ich sage lhnen
nicht meine Antwort. Ich sage Ihnen nur, dass es
schwierig ist. Dazu haben wir schon mehrfach im
Haus Debatten gehabt. Wenn in einem laufenden
Verfahren eine Petition eingereicht wird, dann
hangen sich die Verfahren auf. Das habe ich hier
schon mit lhnen debattiert. Dann sagt der
Petitionsausschuss, er will wissen, wie sich die
Verwaltung entscheidet, und die Verwaltung sagt:
Aus Respekt vor dem Petitionsausschuss
entscheiden wir nicht.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Das steht Ihnen nicht zu! -
Glocke)

Das haben wir hier erlebt. Herr Rohmeyer, Sie
waren damals dabei. Wenn die Verwaltung nicht
entscheidet, dann sagt der Petitionsausschuss, er
will Fakten sehen. Die kann die Verwaltung dann
noch nicht liefern, weil die Entscheidung noch nicht
fertig ist. Dann hangen sich diese Verfahren auf.
Das ist meiner Meinung nach, in aller
Bescheidenheit, wenig sinnvoll. Meiner Meinung
nach ist es richtig, den Petitionsausschuss als
Ultima Ratio anzurufen, wenn alle anderen Mittel
des Birgereinspruchs versagt haben.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Wenn genehmigt wurde!)

So ist es nach meinem Verstéandnis. Auch dann ist
kein Schaden entstanden, weil den Birgerinnen
und Birgern - fir die lauft mit der Genehmigung
keine Frist, sondern die lauft erst ab Kenntnis von
dem Genehmigungsentscheid - keine Mittel
genommen sind, sich rechtlich dagegen zu wehren.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Im kleinen BImSchG-
Verfahren bekommen die Burger keinen Bescheid!)

In der sachlichen Bewertung ist der Petitions-
ausschuss dazu gekommen, dass er aus
rechtlichen Griinden gar keine Mdglichkeit sieht,
der Petition nachzukommen, weil man dort
verstanden hat, dass wir keinen Verhin-
derungsplan vornehmen kénnen.

Jetzt noch ein Letztes, Herr Rohmeyer, zum
Thema Politikverdrossenheit! Ich glaube, dass Sie
der Politikverdrossenheit Vorschub leisten, weil Sie
falsche Erwartungen wecken.

(Abg. Rohmeyer [CDU]: So ein Quatsch!)

Fur mich ist es eine Frage der Ehrlichkeit, eine
Frage von Klarheit und Wabhrheit,

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das ist eine
Unverschamtheit!)

und eine Frage, ob ich mich den Biirgern stelle und
sage, was Sache ist. Das haben wir getan. Mehr
kann Politik an der Stelle nicht leisten. - Ich danke
fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Herr Rohmeyer, ich vermute,
dass Sie das Wort zu einer Kurzintervention haben
mochten. - Bitte schon!

Abg. Rohmeyer (CDU)?: Sehr geehrter Herr
Senator! Ich werde das, was Sie hier eben gesagt
haben, dem Haupteinreicher der Petition, unserem
ehemaligen Kollegen, Jens Dennhardt, Vorsitz-
ender des SPD-Ortsvereins Hemelingen, gern
mitteilen, ndmlich dass Sie das, was ihn und Uber
1000 Menschen in Hemelingen bewegt, nicht
interessiert und Sie solche Mdglichkeiten, dass
sich Blrger direkt an den Gesetzgeber wenden
konnen, fur nicht sachgemaf halten.

(Abg. Frau Kappert-Gonther [Bindnis 90/Die
Grunen]: Das hat er Uberhaupt nicht gesagt!)

Die Art und Weise, wie Sie hier mit den Sorgen von
Burgerinnen und Birgern in diesem Verfahren
umgegangen sind, spottet jeder Beschreibung.
Das kann man kein ordnungsgeméafRes Verfahren
nennen. - Danke!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Far eine weitere
Kurzintervention gebe ich das Wort an die
Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Herr Rohmeyer! Ich habe das Gefihl,
Sie wollen gar nicht zu héren. Ich glaube, dass der
Senator hier sehr ausfihrlich noch einmal zum
einen - das ist der Hintergrund fir diese Petitionen
- auf das Abfallzwischenlager eingegangen ist. Es
ware schén, wenn Sie gut zuhéren wirden. Man
kann ihm wirklich nicht unterstellen, dass er den
Petenten, egal, wer jetzt der Einreicher der Petition
ist, welcher Partei er angehort - -.

(Zuruf CDU: Ich finde, er hat sehr gut zugehort! -
Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Sie wollen die
Birgerrechte eh einschranken! - Unruhe - Glocke)

Ich habe Ihnen gerade sehr gut zugehort, Herr
Rohmeyer! Vielleicht kdnnen Sie mir auch einmal
bringen!
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Prasident Weber: Wir sollten diesen Tages-
ordnungspunkt doch mit Disziplin und Ruhe tber
die Bihne bekommen!

Frau Dr. Schaefer, Sie haben das Wort!

Ich bitte, den Ausflihrungen von Frau Dr. Schaefer
zu folgen. Das kann man wohl verlangen.

(Zuruf Abg. Rohmeyer [CDUY])
Herr Rohmeyer, nun ist es aber gut! - Bitte!
(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grlinen)

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die
Grinen): Danke schén, Herr Prasident! Was ich
sagen wollte, ist Folgendes:

(Abg. Tschdpe [SPD]: SchmeiRen Sie ihn raus! -
Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Einschréankung von
Burgerrechten!)

Der Senator ist sehr ausfuhrlich jetzt und in den
Deputationen auf das Thema Abfallzwischenlager
eingegangen. Das ist der Hintergrund fir die
Petition, Uber die wir jetzt gleich zu entscheiden
haben. Insofern kann man dem Senator nicht
vorwerfen - das weise ich zuriick -, er gehe mit den
Sachverhalt nicht sachgemaf um.

Ich sage noch einmal, wir haben hier in der
Birgerschaft sehr ausfuhrlich  Gber das
Petitionsrecht debattiert. Natlrlich steht es jedem
Birger frei - ich habe den Senator auch nicht
anders verstanden -, Petitionen einzureichen.
Trotzdem muss man sich doch fragen, ab wann der
richtige Zeitpunkt fur eine Petition ist und wie damit
sachgerecht umgegangen wird. Wir haben in dem
Gesetz gerade festgelegt, dass Petitionen auch an
die Fachdeputationen weitergeleitet werden, damit
sie dort beraten und dann zurick an
Petitionsausschuss Uberwiesen werden.

Insofern kénnen Sie nicht so tun, als ob es den
Senator oder diese Koalition nicht interessieren
wurde, was die Burger denken oder wann sie ihre
Petitionen einreichen. Das ist nicht der Fall. Es
muss aber erlaubt sein zu sagen, wann man den
Burgern gerecht wird. Das hangt eben auch damit
zusammen, wie man mit den Petitionen im
Petitionsausschuss verfahrt. Dafiir gab es auch die
Novelle. - Vielen Dank!

(Beifall Buindnis 90/Die Gruinen, SPD)

Prasident Weber: Es liegen Kkeine weiteren
Wortmeldungen vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden.
Ich lasse zuerst Uber die Petitionen S 18/143,
S18/154, S 18/155, S 18/156 und S 18/157
abstimmen.

Wer der Behandlung dieser gerade von mir
aufgerufenen Petitionen in der empfohlenen Art
seine Zustimmung geben mdochte, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Bindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, LKR)

Stimmenthaltungen?

(FDP)

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft beschlief3t
entsprechend.

Ich lasse nun Uber die Petition S 19/64 abstimmen.
Wer dieser Petition in der empfohlene Art seine
Zustimmung geben méchte, den bitte ich um das

Handzeichen!

(Dafur SPD, CDU, Bindnis 90/Die Grinen, FDP,
LKR)

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Die Stadtbirgerschaft beschlie3t entsprechend.

Ich lasse nun Uber die restlichen Petitionen
abstimmen.

Wer der Behandlung der restlichen Petitionen in
der empfohlenen Art seine Zustimmung geben
mdchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Diese Petitionen sind von der Stadtbirgerschaft
angenommen worden.

(Einstimmig)
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Ich schliel3e die Sitzung der Stadtbirgerschaft und Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom
winsche Ihnen noch einen angenehmen Abend. Redner/von der Rednerin nicht tberprdft.

(Schluss der Sitzung 19.33 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll
Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der Fragestunde
der Stadtbirgerschaft vom 13. Dezember 2016

Anfrage 13: Ermessen bei Kosten der Unter-
kunft fir Rollstuhlfahrer nutzen

Wir fragen den Senat:

Welche Probleme sind dem Senat bei der Aus-
Ubung des Ermessens im Einzelfall bei der Pru-
fung der Kosten der Unterkunft fir Rollstuhlfah-
rer bekannt?

Welche Folgen hat die Nichtnutzung der, in der
Verwaltungsanweisung zu § 22 SGB Il und §8
35, 36 SGB XIlI aufgezeigten, Ermessensspiel-
raume fur betroffene Rollstuhlfahrer, und wel-
che Maflnahmen wird der Senat bis wann tref-
fen, um an dieser Stelle fur Verbesserungen zu
sorgen?

Frau Gronert, Dr. vom Bruch, Réwekamp und
Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage 1 und 2: Nach Ansicht des Senats sind
die Regelungen der Verwaltungsanweisung zu
den Kosten der Unterkunft geeignet, die Woh-
nungssuche dahingehend zu unterstitzen,
dass Mieten einzelfallbezogen und mithin auch
losgeldst vom Richtwert anerkannt werden kon-
nen. Das gilt insbesondere auch fur Personen,
die auf rollstuhlgerechte Wohnungen angewie-
sen sind.

Dem Senat ist aber auch bekannt, dass in Ein-
zelfallen das Ermessen unterschiedlich ausge-
Ubt worden ist. In diesem Zusammenhang hat
am 7. Dezember dieses Jahres ein Fachge-
sprach des Landesbehindertenbeauftragten
und der Beratungsstelle kom.fort zum Thema
srollstuhlgerechte Wohnungen“ stattgefunden,
an dem auch das Sozialressort und das Job-
center teilgenommen haben. Schlussfolgerun-
gen aus diesem Fachgesprach werden derzeit
geprift.
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Anhang zum Plenarprotokoll

Konsensliste

Von der Stadtblrgerschaftin der 21. Sitzung nach interfraktioneller Absprache beschlossene
Tagesordnungspunkte ohne Debatte

Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung
Bericht tber die Annahme und Verwendung
von Betragen aus Sponsoring, Werbung,
Spenden und méazenatische Schenkungen zur
15 Finanzierung offentlicher Aufgaben der Freien Die Stadtbiirgerschaft nimmt von
" | Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde dem Bericht Kenntnis.
Bremen) 2015
Mitteilung des Senats vom 8. November 2016
(Drucksache 19/405 S)
Bericht des stadtischen Petitionsausschusses Die Stadtbiirgerschaft beschlieRt
20 Nr. 14 die Behandlung der Petitionen wie
" | vom 25. November 2016 embfohlen 9
(Drucksache 19/412 S) P '
Die Stadtburgerschaft wéahlt den
. - o et Abgeordneten Arno Gottschalk
21. \éV:hngt?gﬁ mls?!ﬁ?jrder stadtischen anstelle des Abgeordneten Dieter
P Reinken zum Mitglied der
stadtischen Deputation fur Kultur.
22. Ortsgesetz zur Anderung der
Kostenordnung fir die Feuerwehr der : . .
24. | Stadtgemeinde Bremen 5{'; g[ﬁgtk;usrgsrschaft beschlief3t
Mitteilung des Senats vom 6. Dezember 2016 9 '
(Drucksache 19/418 S)
Weber

Prasident der Bremischen Birgerschaft


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/405%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/412%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/418%20S

	Inhalt
	Eröffnung
	Fragestunde
	Die erste Anfrage
	Die zweite Anfrage
	Die dritte Anfrage
	Die vierte Anfrage
	Die fünfte Anfrage
	Die sechste Anfrage
	Die siebte Anfrage
	Die achte Anfrage
	Die neunte Anfrage
	Die zehnte Anfrage
	Die elfte Anfrage
	Die zwölfte Anfrage

	Aktuelle Stunde
	Konsensliste
	Der Putschversuch in der Türkei und die Auswirkungen auf die Städtepartnerschaft mit Izmir
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Frau Leonidakis
	Abg. Frau Dr. Müller
	Abg. Frau Grotheer
	Abg. Eckhoff
	Bürgermeister Dr. Sieling

	Ist die Handlungsfähigkeit des Jugendamtes noch gewährleistet?
	Abg. Frau Leonidakis
	Abg. Frau Ahrens
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Abg. Möhle
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Frau Leonidakis
	Abg. Möhle
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Abg. Frau Ahrens
	Senatorin Stahmann

	Vorkurse und zugehörige Lehrkräfte an den Bremer Schulen
	Abg. Frau Vogt
	Abg. Frau Yildiz
	Abg. Güngör
	Abg. Dr. vom Bruch
	Abg. Frau Kohlrausch
	Abg. Frau Vogt
	Staatsrat Pietrzok

	Alternierende Telearbeit bei der Polizei Bremen einführen
	Abg. Frau Neumeyer
	Abg. Senkal
	Abg. Frau Vogt
	Abg. Frau Neumeyer
	Abg. Zenner
	Abg. Fecker
	Staatsrat Ehmke

	Buslinien erhalten, bis Alternativen geschaffen sind - Bremen-Nord nicht abhängen!
	Neuer Taxitarif für die Stadtgemeinde Bremen: Einmal Kurzstrecke bitte!
	Beitragsfreiheit in der frühkindlichen Bildung schrittweise einführen - Zugangshürden abbauen, Chancengleichheit herstellen!
	Abg. Güngör
	Abg. Frau Leonidakis
	Abg. Frau Kohlrausch
	Abg. Frau Ahrens
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Abg. Frau Leonidakis
	Abg. Frau Kohlrausch
	Abg. Frau Ahrens
	Abg. Güngör
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Staatsrat Pietrzok

	Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 13 vom 28. Oktober 2016
	Abg. Rupp
	Abg. Rohmeyer
	Abg. Buchholz
	Abg. Crueger
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Senator Dr. Lohse
	Abg. Rohmeyer
	Abg. Frau Dr. Schaefer

	Anhang zum Plenarprotokoll-Fragestunde
	Anhang zum Plenarprotokoll-Konsensliste



